R | S Bundesrecht konsolidiert

Gesamte Rechtsvorschrift fir Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetz 2010
Fassung vom 01.03.2021
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Text

1. Teil
Grundsatze

Kompetenzgrundlage und Vollziehung

8 1. (Verfassungsbestimmung) Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie
siein82,83,88,89,810a, §11, 8§16 Abs. 2, § 16a, § 183, § 19, § 22 Abs. 1, § 23a bis § 23d, § 24 bis
§ 36, § 37 Abs. 7, 8 38, § 39, 8 48 bis § 65, § 69, § 72, § 73 Abs. 2 und 3, § 76, § 77a bis § 79a, § 81 bis
§ 844a, § 88 Abs. 2 bis 8, § 89, § 92 bis § 94, § 99 bis § 103, § 109 Abs. 2 bis 7, § 110 bis § 112, § 113
Abs. 1 und § 114 Abs. 1 und 3 enthalten sind, sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren
das B-VG etwas anderes bestimmt. Die in diesen Vorschriften geregelten Angelegenheiten kénnen in
unmittelbarer Bundesverwaltung besorgt werden.

Bezugnahme auf Unionsrecht
8§ 2. Durch dieses Bundesgesetz werden, unter Beriicksichtigung der Verordnung 2009/713/EG zur
Grindung einer Agentur flr die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehdrden, ABI. Nr. L 211 vom
14.08.2009 S. 1,

1. die Richtlinie 2009/72/EG (ber gemeinsame Vorschriften fiir den Elektrizitatshinnenmarkt und
zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG, ABI. Nr.L211 vom 14.08.2009 S. 55,
(Elektrizitatsbinnenmarktrichtlinie),

2. die Richtlinie 2004/8/EG ber die Forderung einer am Nutzwarmebedarf orientierten Kraft-
Warme-Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie 92/42/EWG, ABI.
Nr. L 52 vom 21.02.2004 S. 50, (KWK-Richtlinie),

3. die Richtlinie 2006/32/EG Uber Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen, ABI. Nr. L 114
vom 27.04.2006 S. 64, und

4. die Richtlinie 2008/27/EG zur Férderung von Energie aus erneuerbaren Quellen, ABI. Nr. L 140
vom 05.06.2009 S. 16, umgesetzt sowie

5.die in der Verordnung (EG) Nr.714/2009 uber die Netzzugangsbedingungen fiir den
grenziiberschreitenden Stromhandel und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1228/2003,
ABI. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 15, und

6. die in der Verordnung (EU) Nr.1227/2011 (ber die Integritit und Transparenz des
EnergiegroBhandelsmarkts, ABI. Nr. L 326 vom 08.12.2011 S. 1,

der Durchfuihrung durch die Mitgliedstaaten vorbehaltenen Bestimmungen durchgefiihrt.
Geltungsbereich

8 3. Dieses Bundesgesetz hat zum Gegenstand:

1. die Erlassung von Bestimmungen fiir die Erzeugung, Ubertragung, Verteilung von und
Versorgung mit Elektrizitat sowie die Organisation der Elektrizittswirtschaft;
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2. die Regelung des Systemnutzungsentgelts sowie Vorschriften tber die Rechnungslegung, die
innere  Organisation,  Entflechtung und  Transparenz  der  Buchfiihrung  von
Elektrizitatsunternehmen;

3. die Festlegung von sonstigen Rechten und Pflichten flr Elektrizitatsunternehmen.
Ziele

8 4. (Grundsatzbestimmung) Ziel dieses Bundesgesetzes ist es,

1. der Osterreichischen Bevdlkerung und Wirtschaft kostengunstige Elektrizitat in hoher Qualitét
zur Verfugung zu stellen;

2. eine Marktorganisation fiir die Elektrizitatswirtschaft gemé&R dem EU-Primdrrecht und den
Grundséatzen des Elektrizitatshinnenmarktes gemaR der Richtlinie 2009/72/EG Uber gemeinsame
Vorschriften fir den Elektrizitatsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG,
ABI. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 55, (Elektrizitatshinnenmarktrichtlinie) zu schaffen;

3. das Potenzial der Kraft-Warme-Kopplung (KWK) und KWK-Technologien gemafl Anlage Il als
Mittel zur Energieeinsparung und Gewadhrleistung der Versorgungssicherheit nachhaltig zu
nutzen;

4. durch die Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen die Netz- und Versorgungssicherheit zu
erhéhen und nachhaltig zu gewahrleisten;

5. die Weiterentwicklung der Elektrizitatserzeugung aus erneuerbaren Energiequellen zu
unterstiitzen und den Zugang zum Elektrizitatsnetz aus erneuerbaren Quellen zu gewdahrleisten;

6. einen Ausgleich fur gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse zu schaffen,
die den Elektrizitatsunternehmen auferlegt wurden und die sich auf die Sicherheit, einschlieBlich
der Versorgungssicherheit, die RegelméaRigkeit, die Qualitat und den Preis der Lieferungen sowie
auf den Umweltschutz beziehen.

7. das offentliche Interesse an der Versorgung mit elektrischer Energie, insbesondere aus
heimischen, erneuerbaren Ressourcen, bei der Bewertung von Infrastrukturprojekten zu
bericksichtigen.

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen
8 5. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfilhrungsgesetze haben den Netzbetreibern nachstehende
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse aufzuerlegen:
1. die diskriminierungsfreie Behandlung aller Kunden eines Netzes;
2. den Abschluss von privatrechtlichen Vertrdgen mit Netzbenutzern tber den Anschluss an ihr
Netz (Allgemeine Anschlusspflicht);
3. die Errichtung und Erhaltung einer fir die inl&ndische Elektrizitatsversorgung oder fiir die
Erfullung volkerrechtlicher Verpflichtungen ausreichenden Netzinfrastruktur.

2 Die  Ausflihrungsgesetze haben den Elektrizitatsunternehmen nachstehende
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Allgemeininteresse aufzuerlegen:
1. die Erfillung der durch Rechtsvorschriften auferlegten Pflichten im 6ffentlichen Interesse;

2. die Mitwirkung an MalRnahmen zur Beseitigung von Netzengpéssen und an Malknahmen zur
Gewaébhrleistung der Versorgungssicherheit.

(3) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass Elektrizitdtsunternehmen die bestmdgliche
Erfallung der ihnen im Allgemeininteresse auferlegten Verpflichtungen mit allen ihnen zur Verfligung
stehenden Mitteln anzustreben haben.

Grundsatze beim Betrieb von Elektrizitatsunternehmen

86. (Grundsatzbestimmung) Die  Ausfihrungsgesetze  haben  vorzusehen,  dass
Elektrizitatsunternehmen als kunden- und wettbewerbsorientierte Anbieter von Energiedienstleistungen
nach den Grundsédtzen einer sicheren, kostengiinstigen, umweltvertrdglichen und effizienten
Bereitstellung der nachgefragten Dienstleistungen sowie eines wettbewerbsorientierten und
wettbewerbsfahigen Elektrizitdtsmarktes agieren. Diese Grundsatze sind als Unternehmensziele zu
verankern.

Begriffsbestimmungen

8 7. (Grundsatzbestimmung) (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes bezeichnet der Ausdruck

1. ,Agentur” die Agentur fiir die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehorden gemal3
Verordnung 2009/713/EG zur Grundung einer Agentur fur die Zusammenarbeit der
Energieregulierungsbehdrden, ABI. Nr. L 211 vom 14.08.2009 S. 1;
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2. ,Anschlussleistung® jene fiir die Netznutzung an der Ubergabestelle vertraglich vereinbarte
Leistung;

2a. ,, Ausfallsreserve™ jenen Anteil der Sekundirregelung, der automatisch oder manuell angesteuert
werden kann und vorrangig der Abdeckung des Ausfalls des grofiten Kraftwerkblocks in der
Regelzone dient;

3. ,Ausgleichsenergie”“ die Differenz zwischen dem vereinbarten Fahrplanwert und dem
tatsachlichen Bezug oder der tatsachlichen Lieferung der Bilanzgruppe je definierter
Messperiode, wobei die Energie je Messperiode tatsachlich erfasst oder rechnerisch ermittelt
werden kann;

4.  Bilanzgruppe* die Zusammenfassung von Lieferanten und Kunden zu einer virtuellen Gruppe,
innerhalb derer ein Ausgleich zwischen Aufbringung (Bezugsfahrpléne, Einspeisungen) und
Abgabe (Lieferfahrpléne, Ausspeisungen) erfolgt;

5. ,,Bilanzgruppenkoordinator eine natiirliche oder juristische Person oder -eingetragene
Personengesellschaft, die eine Verrechnungsstelle betreibt;

6. ,,Bilanzgruppenverantwortlicher“ eine gegeniiber anderen Marktteilnehmern und dem
Bilanzgruppenkoordinator zustdndige Stelle einer Bilanzgruppe, welche die Bilanzgruppe
vertritt;

7. ,,dezentrale Erzeugungsanlage“ eine Erzeugungsanlage, die an ein offentliches Mittel- oder
Niederspannungs-Verteilernetz (Bezugspunkt Ubergabestelle) angeschlossen ist und somit
Verbrauchernéhe aufweist oder eine Erzeugungsanlage, die der Eigenversorgung dient;

8. ,,Direktleitung™ entweder eine Leitung, die einen einzelnen Produktionsstandort mit einem
einzelnen Kunden verbindet oder eine Leitung, die einen Elektrizitatserzeuger und ein
Elektrizitatsversorgungsunternehmen zum Zwecke der direkten Versorgung mit ihrer eigenen
Betriebsstétte, Tochterunternehmen und zugelassenen Kunden verbindet; Leitungen innerhalb
von Wohnhausanlagen gelten nicht als Direktleitungen;

9. ,.Drittstaaten” Staaten, die nicht dem Abkommen {iiber den Europidischen Wirtschaftsraum
beigetreten oder nicht Mitglied der Europdischen Union sind;

10. ,,Einspeiser* einen Erzeuger oder ein Elektrizititsunternehmen, der oder das elektrische Energie
in ein Netz abgibt;

11. ,Elektrizitdtsunternechmen™ eine natiirliche oder juristische Person oder eine eingetragene
Personengesellschaft, die in Gewinnabsicht von den Funktionen der Erzeugung, der Ubertragung,
der Verteilung, der Lieferung oder des Kaufs von elektrischer Energie mindestens eine
wahrmimmt und die kommerzielle, technische oder wartungsbezogene Aufgaben im
Zusammenhang mit diesen Funktionen wahrnimmt, mit Ausnahme der Endverbraucher;

11a. ,,endgiiltige Stilllegungen Malnahmen, die den Betrieb der Erzeugungsanlage endgultig
ausschlieBen oder bewirken, dass eine Anpassung der Einspeisung nicht mehr angefordert
werden kann;

12. , Endverbraucher* eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft,
die Elektrizitat fur den Eigenverbrauch kauft;

13. ,,Energieeffizienz/Nachfragesteuerung® ein globales oder integriertes Konzept zur Steuerung der
Hohe und des Zeitpunkts des Elektrizitatsverbrauchs, das den Priméarenergieverbrauch senken
und Spitzenlasten verringern soll, indem Investitionen zur Steigerung der Energieeffizienz oder
anderen Malinahmen wie unterbrechbaren Liefervertrdgen Vorrang vor Investitionen zur
Steigerung der Erzeugungskapazitat eingerdumt wird, wenn sie unter Beriicksichtigung der
positiven Auswirkungen eines geringeren Energieverbrauchs auf die Umwelt und der damit
verbundenen Aspekte einer gréReren Versorgungssicherheit und geringerer Verteilungskosten die
wirksamste und wirtschaftlichste Option darstellen;

13a. ,,Engpassmanagement® die Gesamtheit von kurz-, mittel- und langfristigen MaRnahmen, welche
nach Malgabe der systemtechnischen Anforderungen ergriffen werden koénnen, um unter
Beriicksichtigung der Netz- und Versorgungssicherheit Engpasse im Ubertragungsnetz zu
vermeiden oder zu beseitigen;

14.  Entnehmer* einen Endverbraucher oder einen Netzbetreiber, der elektrische Energie aus einem
Ubertragungs- oder Verteilernetz entnimmt;

15. ,,ENTSO (Strom)* der Europdische Verbund der Ubertragungsnetzbetreiber fiir Strom geméiB
Art. 5 der Verordnung 2009/714/EG;
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16.

17.

18.
19.

20.
21,

22,

23.
23a.

24,

24a.

25,

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

32a.

33.

,erneuerbare Energiequelle” eine erneuerbare, nichtfossile Energiequelle (Wind, Sonne,
Erdwarme, Wellen- und Gezeitenenergie, Wasserkraft, Biomasse, Deponiegas, Klargas und
Biogas);

Erzeuger” eine juristische oder natirliche Person oder eine eingetragene Personengesellschaft,
die Elektrizitat erzeugt;

,Erzeugung* die Produktion von Elektrizitit;

,Erzeugung aus Kraft-Wdarme-Kopplung (KWK-Erzeugung)“ die Summe von Strom,
mechanischer Energie und Nutzwédrme aus KWK;

,Erzeugungsanlage* ein Kraftwerk oder Kraftwerkspark;

,Fahrplan® jene Unterlage, die angibt, in welchem Umfang -elektrische Leistung als
prognostizierter Leistungsmittelwert in einem Kkonstanten Zeitraster (Messperioden) an
bestimmten Netzpunkten eingespeist und entnommen oder zwischen Bilanzgruppen ausgetauscht
wird;

funktional verbundenes Netz“ ein Netz, welches direkt oder indirekt iiber ein anderes Netz oder
mehrere Netze in den Netzebenen 3 bis 7 transformatorisch oder galvanisch an ein
Hochstspannungsnetz angeschlossen ist. Ist ein Netz indirekt Uber mehrere Netze an das
Hochstspannungsnetz angeschlossen, so gilt es als mit jenem funktional verbunden, zu dem eine
direkte transformatorische oder galvanische Verbindung besteht. Treffen diese Merkmale auf
mehrere Netze zu, so gilt ein Netz mit jenem als funktional verbunden, welches eine groéRere
jahrliche Energiemenge an Endverbraucher abgibt.

»galvanisch verbundene Netzbereiche Netzbereiche, die elektrisch leitend verbunden sind;

.gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen“ Erzeugungsanlagen, die elektrische Energie zur
Deckung des Verbrauchs der teilnehmenden Berechtigten erzeugen;

»Gesamtwirkungsgrad* die Summe der jahrlichen Erzeugung von Strom, mechanischer Energie
und Nutzwédrme im Verhaltnis zum Brennstoff, der fur die in KWK erzeugte Wéarme und die
Bruttoerzeugung von Strom und mechanischer Energie eingesetzt wurde;

,Hauptleitung“ die  Verbindungsleitung  zwischen  Hausanschlusskasten und den
Zugangsklemmen der Vorzéhlersicherungen;

,.Haushaltskunden* Kunden, die Elektrizitat fiir den Eigenverbrauch im Haushalt kaufen; dies
schliel’t gewerbliche und berufliche Tatigkeiten nicht mit ein;

,Hilfsdienste* alle Dienstleistungen, die zum Betrieb eines Ubertragungs- oder Verteilernetzes
erforderlich sind;

,.hocheffiziente Kraft-Warme-Kopplung“ die KWK, die den in Anlage IV festgelegten Kriterien
entspricht;

»horizontal integriertes Elektrizitdtsunternehmen® ein Unternehmen, das mindestens eine der
Funktionen kommerzielle Erzeugung, Ubertragung, Verteilung von oder Versorgung mit
Elektrizitdt wahrnimmt und das aullerdem eine weitere Tatigkeit auRerhalb des
Elektrizitatsbereichs ausuibt;

,»in KWK erzeugter Strom* Strom, der in einem Prozess erzeugt wurde, der an die Erzeugung
von Nutzwérme gekoppelt ist und der gemal der in Anlage 11 festgelegten Methode berechnet
wird;

Hintegriertes  Elektrizitdtsunternehmen ein  vertikal oder  horizontal integriertes
Elektrizitatsunternehmen;

Hintelligentes Messgerdt™ eine technische Einrichtung die den tatséchlichen Energieverbrauch
und Nutzungszeitraum zeitnah misst, und die Uber eine fernauslesbare, bidirektionale
Dateniibertragung verfligt;

,.kennzeichnungspflichtiges Werbematerial“ jedes an Endverbraucher gerichtete Werbematerial,
das auf den Verkauf von elektrischer Energie ausgerichtet ist. Hierunter fallen

a) Werbemittel fur den Produktenverkauf fir Einzelkunden, wie etwa Produktenbroschiiren;

b) sonstige standardisierte Produkt-Printmedien, welche fur den Verkauf ausgerichtet sind;

c) online bezogene Produktwerbung;

,.Kleinsterzeugungsanlagen™ eine oder mehrere Erzeugungsanlagen, deren Engpassleistung in
Summe weniger als 0,8 KW pro Anlage eines Netzbenutzers betrégt;

,,Kleinunternehmen* Unternehmen im Sinne des 8§ 1 Abs.1 Z1 KSchG, die weniger als
50 Personen beschaftigen, weniger als 100 000 kWh/Jahr an Elektrizitat verbrauchen und einen
Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von hdchstens 10 Millionen Euro haben;
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34.

35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.
42.
43.
44,

45.

46.

47.

47a.

48.

49.

50.
51.

52.

,HKontrolle“ Rechte, Vertrdge oder andere Mittel, die einzeln oder zusammen unter
Berlicksichtigung aller tatsachlichen oder rechtlichen Umsténde die Moglichkeit gewéhren, einen
bestimmenden Einfluss auf die Téatigkeit eines Unternehmens auszutiiben, insbesondere durch;

a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Teilen des Vermdgens des
Unternehmens;

b) Rechte oder Vertrdge, die einen bestimmenden Einfluss auf die Zusammensetzung, die
Beratungen oder Beschliisse der Organe des Unternehmens gewahren;

.Kostenwilzung* ein kalkulatorisches Rechenverfahren, welches angewendet wird, um einem
Verbraucherkollektiv die Kosten jener Anschlussnetzebene, an der es direkt angeschlossen ist,
sowie die Kosten aller dariiberliegenden Netzebenen anteilig zuzuordnen;

a) ,,Kostenwilzung nach der Bruttobetrachtung* eine Kostenwilzung, bei der die Kosten einer
Netzebene auf die Netzinanspruchnahme aller unmittelbar und mittelbar, dh. inshesondere
auch in allen unterlagerten Netzebenen, angeschlossenen Entnehmer und Einspeiser bezogen
werden. Leistungs- und Energieflisse zwischen den Netzebenen werden nicht einbezogen;

b) ,,Kostenwélzung nach der Nettobetrachtung” eine Kostenwélzung, bei der sich der
Aufteilungsschliussel fir die zu walzenden Kosten nicht aus der summarischen
Netzinanspruchnahme in der jeweiligen und allen unterlagerten Ebenen ergibt, sondern
ausschlieBlich aus der Inanspruchnahme durch direkt angeschlossene Entnehmer und
Einspeiser und der Schnittstelle zur direkt unterlagerten Netzebene;

HKraft-Warme-Kopplung (KWK)*“ die gleichzeitige Erzeugung thermischer Energie und

elektrischer und/oder mechanischer Energie in einem Prozess;

Kraft-Warme-Verhiltnis“ (Stromkennzahl) das anhand der Betriebsdaten des spezifischen

Blocks berechnete Verhaltnis von KWK-Strom zu Nutzwérme im vollstdndigen KWK-Betrieb;

Kraftwerk” eine Anlage, die dazu bestimmt ist, durch Energiecumwandlung elektrische Energie

zu erzeugen. Sie kann aus mehreren Erzeugungseinheiten bestehen und umfasst auch alle

zugehorigen Hilfsbetriebe und Nebeneinrichtungen;

.Kraftwerkspark® eine Gruppe von Kraftwerken, die iiber einen gemeinsamen Netzanschluss

verfligt;

,Kunden®“ Endverbraucher, Stromhindler sowie Elektrizitdtsunternehmen, die elektrische

Energie kaufen;

. KWK-Block® einen Block, der im KWK-Betrieb betrieben werden kann;

,,KWK-Kleinstanlage“ eine KWK-Anlage mit einer Kapazitat von hochstens 50 kW,

,,KWK-Kleinanlagen“ KWK-Bldcke mit einer installierten Kapazitat unter 1 MW;

,,Lastprofil® eine in Zeitintervallen dargestellte Bezugsmenge oder Liefermenge eines Einspeisers

oder Entnehmers;

,Lieferant* eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, die

Elektrizitat anderen natiirlichen oder juristischen Personen zur Verfiigung stellt;

,Marktregeln“ die Summe alle Vorschriften, Regelungen und Bestimmungen auf gesetzlicher

oder vertraglicher Basis, die Marktteilnehmer im Elektrizitdtsmarkt einzuhalten haben, um ein

geordnetes Funktionieren dieses Marktes zu erméglichen und zu gewahrleisten;

,Marktteilnehmer*  Bilanzgruppenverantwortliche, Versorger, Stromhédndler, Erzeuger,

Lieferanten, Netzbenutzer, Kunden, Endverbraucher, Bilanzgruppenkoordinatoren, Strombdérsen,

Ubertragungsnetzbetreiber, Verteilernetzbetreiber und Regelzonenfiihrer;

,»Nachweis* eine Bestitigung, die den Primérenergietrdger, aus dem eine bestimmte Einheit

elektrischer Energie erzeugt wurde, belegt. Hierunter fallen insbesondere Nachweise fur Strom

aus fossilen Energiequellen, Herkunftsnachweise fir Strom aus hocheffizienter KWK sowie

Herkunftsnachweise gemaR § 10 OSG 2012;

,.Netzanschluss“ die physische Verbindung der Anlage eines Kunden oder Erzeugers von

elektrischer Energie mit dem Netzsystem;

Netzbenutzer” jede natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft,

die Elektrizitat in ein Netz einspeist oder aus einem Netz entnimmt;

,Netzbereich“ jener Teil eines Netzes, fiir dessen Benutzung dieselben Preisansitze gelten;

,Netzbetreiber” Betreiber von Ubertragungs- oder Verteilernetzen mit einer Nennfrequenz von

50 Hz;

,Netzebene* einen im wesentlichen durch das Spannungsniveau bestimmten Teilbereich des

Netzes;
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52a.

52b.

53.

54.

55.

56.

57.

58.

59.

60.

61.

6la.

62.

63.

64.

65.

66.

66a.

66b.

66¢C.

»Netzreserve® die Vorhaltung von zusétzlicher Erzeugungsleistung oder reduzierter
Verbrauchsleistung zur Beseitigung von Engpassen im Ubertragungsnetz im Rahmen des
Engpassmanagements, welche gesichert innerhalb von 10 Stunden Vorlaufzeit aktivierbar ist;

,.Netzreservevertrag® ein Vertrag, der zwischen dem Regelzonenfiihrer und einem Anbieter
abgeschlossen wird und die Erbringung von Netzreserve geméal Z 52a zum Inhalt hat;
,.Netzzugang* die Nutzung eines Netzsystems;

,.Netzzugangsberechtigter eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die Netzzugang begehrt, insbesondere auch Elektrizitatsunternehmen,
soweit dies zur Erfillung ihrer Aufgaben erforderlich ist;

,.Netzzugangsvertrag® die individuelle Vereinbarung zwischen dem Netzzugangsberechtigten
und einem Netzbetreiber, der den Netzanschluss und die Inanspruchnahme des Netzes regelt;
wNetzzutritt“ die erstmalige Herstellung eines Netzanschlusses oder die Erhdhung der
Anschlussleistung eines bestehenden Netzanschlusses;

»Nutzwirme® die in einem KWK-Prozess zur Befriedigung eines wirtschaftlich vertretbaren
Warme- oder Kiihlbedarfs erzeugte Warme;

,Primérregelung® eine automatisch wirksam werdende Wiederherstellung des Gleichgewichtes
zwischen Erzeugung und Verbrauch mit Hilfe eines definierten frequenzabhéngigen Verhaltens
von Erzeugungs- und/oder Verbrauchseinheiten, welche im Zeitbereich bis hdchstens
30 Sekunden nach Stérungseintritt vollstandig aktivierbar sein muss;

»Regelzone*“ die kleinste Einheit des Verbundsystems, die mit einer Leistungs-Frequenz-
Regelung ausgeristet und betrieben wird,;

-Regelzonenfithrer denjenigen, der fiir die Leistungs-Frequenz-Regelung in einer Regelzone
verantwortlich ist, wobei diese Funktion auch seitens eines dritten Unternehmens, das seinen Sitz
in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union hat, erfllt werden kann;

,Reservestrom* den Strom, der iiber das Elektrizititsnetz in den Fillen geliefert wird, in denen
der KWK-Prozess unter anderem durch Wartungsarbeiten unterbrochen oder abgebrochen ist;

saisonaler Netzreservevertrag™ ein Netzreservevertrag gemal Z 52b, der fur den Zeitraum einer
Winter- oder Sommersaison abgeschlossen wird. Als Sommersaison gilt dabei der Zeitraum
gemal Z 66b, die Wintersaison hingegen umfasst den Zeitraum von jeweils 1. Oktober eines
Kalenderjahres bis jeweils 30. April des darauffolgenden Kalenderjahres. In beiden Féllen
besteht fir Beginn und Ende des Vertrags eine Toleranzbandbreite von jeweils einem
Kalendermonat nach oben sowie nach unten;

»Sekundédrregelung™ die automatisch wirksam werdende und erforderlichenfalls ergénzend
manuell angesteuerte Rickflhrung der Frequenz und der Austauschleistung mit anderen
Regelzonen auf die Sollwerte nach Stérung des Gleichgewichtes zwischen erzeugter und
verbrauchter Wirkleistung mit Hilfe von zentralen oder dezentralen Einrichtungen. Die
Sekundéarregelung umfasst auch die Ausfallsreserve. Die Wiederherstellung der Sollfrequenz
kann im Bereich von mehreren Minuten liegen;

,,Sicherheit sowohl die Sicherheit der Elektrizititsversorgung und -bereitstellung als auch die
Betriebssicherheit;

,standardisiertes Lastprofil“ ein durch ein geeignetes Verfahren fiir eine bestimmte Einspeiser-
oder Entnehmergruppe charakteristisches Lastprofil;

,,Stromhdndler eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft,
die Elektrizitat in Gewinnabsicht verkauft;

»Systembetreiber” einen Netzbetreiber, der iiber die technisch-organisatorischen Einrichtungen
verflgt, um alle zur Aufrechterhaltung des Netzbetriebes notwendigen MaRnahmen setzen zu
koénnen;

Lteilnehmender Berechtigter eine juristische oder natiirliche Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die mit ihrer  Verbrauchsanlage einer  gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage zugeordnet ist;

Ltempordre saisonale Stilllegungen™ temporire Stilllegungen gemi3 Z 66c¢, die von einem
Betreiber einer Erzeugungsanlage fiir den Zeitraum von jeweils 1. Mai bis jeweils 30. September
eines Kalenderjahres gemaR § 23a verbindlich angezeigt werden. Fir die Festlegung von Beginn
und Ende des Stilllegungszeitraums steht dem Betreiber der Erzeugungsanlage eine
Toleranzbandbreite von jeweils einem Monat nach oben sowie nach unten zu;

LHtemporire Stilllegungen* vorldufige Mallnahmen mit Ausnahme von Revisionen und technisch
bedingten Stoérungen, die bewirken, dass die Erzeugungsanlage innerhalb von 72 Stunden nicht
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67.

68.

69.

70.

71.
72.

73.

74.

75.
76.

7.

78.

79.

80.

81.

82.

83.

mehr anfahrbereit gehalten wird, aber wieder betriebsbereit gemacht werden kann. Hiermit wird
keine Betriebseinstellung der Anlage bewirkt;

»Tertidrregelung™ das lédngerfristig wirksam werdende, manuell oder automatisch ausgeldste
Abrufen von elektrischer Leistung, die zur Unterstiitzung bzw. Ergénzung der Sekundarregelung
bzw. zur langerfristigen Ablosung von bereits aktivierter Sekundarregelleistung dient
(Minutenreserve);

,Ubertragung den Transport von Elektrizitit iiber ein Hochstspannungs- und
Hochspannungsverbundnetz zum Zwecke der Belieferung von Endkunden oder Verteilern,
jedoch mit Ausnahme der Versorgung;

,.Ubertragungsnetz ein Hochspannungsverbundnetz mit einer Spannungshéhe von 110 kV und
daruiber, das dem Uberregionalen Transport von elektrischer Energie dient;
,.Ubertragungsnetzbetreiber eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die verantwortlich fiir den Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls
den Ausbau des Ubertragungsnetzes und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen
Netzen sowie fir die Sicherstellung der langfristigen Fahigkeit des Netzes, eine angemessene
Nachfrage nach Ubertragung von Elektrizitat zu befriedigen, ist; Ubertragungsnetzbetreiber sind
die Verbund-Austrian Power Grid AG, die TIWAG-Netz AG und die VKW-Ubertragungsnhetz
AG;

,,Verbindungsleitungen* Anlagen, die zur Verbundschaltung von Elektrizititsnetzen dienen;
,,verbundenes Elektrizitidtsunternehmen

a) ein verbundenes Unternehmen im Sinne des § 228 Abs. 3 Unternehmensgesetzbuch (UGB),

b) ein assoziiertes Unternehmen im Sinne des § 263 Abs. 1 UGB oder

c¢) zwei oder mehrere Unternehmen, deren Aktiondre ident sind;

,Verbundnetz* eine Anzahl von Ubertragungs- und Verteilernetzen, die durch eine oder mehrere
Verbindungsleitungen miteinander verbunden sind;

,Versorger” eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, die
die Versorgung wahrnimmt;

,,Versorgung® den Verkauf einschlieflich des Weiterverkaufs von Elektrizitit an Kunden;

,Verteilernetzbetreiber eine natiirliche oder juristische Person oder eingetragene
Personengesellschaft, die verantwortlich ist fur den Betrieb, die Wartung sowie
erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und
gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen sowie flr die Sicherstellung der
langfristigen Fahigkeit des Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Verteilung von Elektrizitét
zu befriedigen;

,Verteilung“ den Transport von Elektrizitit iiber Hoch-, Mittel- oder Niederspannungs-
Verteilernetze zum Zwecke der Belieferung von Kunden, jedoch mit Ausnahme der Versorgung;
,vertikal integriertes Elektrizitdtsunternehmen® ein Unternehmen oder eine Gruppe von
Unternehmen, in der dieselbe Person berechtigt ist, direkt oder indirekt Kontrolle auszuiiben,
wobei das betreffende Unternehmen bzw. die betreffende Gruppe mindestens eine der
Funktionen Ubertragung oder Verteilung und mindestens eine der Funktionen Erzeugung von
oder Versorgung mit Elektrizitat wahrnimmt;

,Wirkungsgrad® den auf der Grundlage des unteren Heizwerts der Brennstoffe berechneten
Wirkungsgrad,;

»Wirkungsgrad-Referenzwerte fir die getrennte Erzeugung® die Wirkungsgrade einer
alternativen getrennten Erzeugung von Warme und Strom, die durch KWK ersetzt werden soll;

wirtschaftlich vertretbarer Bedarf* den Bedarf, der die benétigte Warme- oder Kiihlungsleistung
nicht Uberschreitet und der sonst durch andere Energieproduktionsprozesse als KWK zu
Marktbedingungen gedeckt wiirde;

,wirtschaftlicher Vorrang“ die Rangfolge der Elektrizititsquellen nach wirtschaftlichen
Gesichtspunkten;

~Zahlpunkt“ die Einspeise- bzw. Entnahmestelle, an der eine Strommenge messtechnisch erfasst
und registriert wird. Dabei sind in einem Netzbereich liegende Zahlpunkte eines Netzbenutzers
zusammenzufassen, wenn sie der Anspeisung von kundenseitig galvanisch oder
transformatorisch verbundenen Anlagen, die der Stralenbahnverordnung 1999, BGBI. Il
Nr. 76/2000, in der Fassung der Kundmachung BGBI. 1l Nr. 310/2002, unterliegen, dienen; im
Ubrigen ist eine Zusammenfassung mehrerer Zihlpunkte nicht zulassig;
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83a. ,,Zeitreihe der zeitliche Verlauf der entnommenen oder eingespeisten Energie in
Viertelstundenwerten Uber eine zeitliche Periode;
84. ,,Zusatzstrom™ den Strom, der iiber das Elektrizitdtsnetz in den Féllen geliefert wird, in denen die
Stromnachfrage die elektrische Erzeugung des KWK-Prozesses ubersteigt.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze oder auf unmittelbar
anwendbares Unionsrecht verwiesen wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils geltenden Fassung
anzuwenden.

(3) Personenbezogene Begriffe haben keine geschlechtsspezifische Bedeutung. Sie sind bei der
Anwendung auf bestimmte Personen in der jeweils geschlechtsspezifischen Form anzuwenden.

2. Teil

Rechnungslegung, Vertraulichkeit, Auskunfts- und Einsichtsrechte, Verbot von
Diskriminierung und Quersubventionen

Rechnungslegung, Verbot von Quersubventionen

88. (1) Elektrizitdtsunternehmen haben, ungeachtet ihrer Eigentumsverhéltnisse und ihrer
Rechtsform, Jahresabschliisse zu erstellen, diese von einem Abschlussprifer Uberprifen zu lassen und,
soweit sie hierzu nach den Bestimmungen des Rechnungslegungsgesetzes verpflichtet sind, zu
verdffentlichen. Die Priifung der Jahresabschlusse hat sich auch auf die Untersuchung zu beziehen, ob die
Verpflichtung zur Vermeidung von misshbréuchlichen Quersubventionen geméaR Abs. 2 eingehalten wird.
Die Erstellung, die Prifung sowie die Verdffentlichung der Jahresabschlisse haben nach den
Bestimmungen des Rechnungslegungsgesetzes zu erfolgen. Elektrizitdtsunternehmen, die zur
Veroffentlichung ihrer Jahresabschliisse gesetzlich nicht verpflichtet sind, haben am Sitz des
Unternehmens eine Ausfertigung des Jahresabschlusses zur Verfiigung der Offentlichkeit zu halten.

(2) Der Netzbetreiber hat Quersubventionen zu unterlassen. Zur Vermeidung von Diskriminierung,
Quersubventionen und Wettbewerbsverzerrungen sind Elektrizitatsunternehmen daher verpflichtet, im
Rahmen ihrer internen Buchfiihrung

1. eigene Konten im Rahmen von getrennten Rechnungskreisen flr ihre
a) Erzeugungs-, Stromhandels- und Versorgungstétigkeiten,
b) Ubertragungstatigkeiten,
¢) Verteilungstatigkeiten und
d) sonstigen Tatigkeiten zu fiihren;
2. die Bilanzen und Ergebnisrechnungen der einzelnen Elektrizitdtsbereiche sowie deren
Zuweisungsregeln entsprechend Abs. 3 zu verdffentlichen;
3. konsolidierte Konten fur ihre Téatigkeiten aulerhalb des Elektrizitatsbereiches zu fihren und eine
Bilanz sowie eine Ergebnisrechnung entsprechend Abs. 1 zu verdffentlichen.
Die interne Buchfiihrung hat flr jede Tétigkeit eine Bilanz sowie eine Ergebnisrechnung zu enthalten.
Weiters sind in der internen Buchhaltung - unbeschadet der handelsrechtlichen und steuerrechtlichen
Vorschriften - jene Regeln, einschlieBlich der Abschreibungsregeln, anzugeben, nach denen die
Gegenstande des Aktiv- und Passivvermogens sowie die ausgewiesenen Aufwendungen und Ertrége den
gemaR Z 1 getrennt gefiihrten Rechnungskreisen zugewiesen werden. Anderungen dieser Regeln sind nur
in Ausnahmefallen zuléssig. Diese Anderungen miissen erwahnt und ordnungsgemaR begriindet werden.
Einnahmen aus dem Eigentum am Ubertragungs- bzw. Verteilernetz sind in den Konten gesondert
auszuweisen.

(3) Im Anhang zum Jahresabschluss sind Geschéfte, deren Leistung, Entgelt oder sonstiger
wirtschaftlicher Vorteil einen Wert von einer Million Euro Ubersteigt und die mit verbundenen
Elektrizitatsunternehmen (8 7 Abs. 1 Z 72) getétigt worden sind, gesondert aufzufiihren. Besteht der
Geschéftsgegenstand aus mehreren Teilen, fir die jeweils ein gesondertes Geschéft abgeschlossen wird,
so muss bei der Errechnung des Schwellenwertes der Wert eines jeden Teilgeschéftes beriicksichtigt
werden.

Verbot von Diskriminierung

8 9. Netzbetreibern ist es untersagt jene Personen, die ihre Anlagen nutzen oder zu nutzen
beabsichtigen oder bestimmten Kategorien dieser Personen, insbesondere zugunsten vertikal integrierter
Elektrizitatsunternehmen, diskriminierend zu behandeln.
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Auskunfts- und Einsichtsrechte

8 10. Elektrizitdtsunternehmen sind  verpflichtet, den Beho6rden, einschlieBlich  der
Regulierungsbehorde, jederzeit Einsicht in alle betriebswirtschaftlich relevanten Unterlagen und
Aufzeichnungen zu gewéhren sowie Auskinfte Uber alle, den jeweiligen Vollzugsbereich betreffenden
Sachverhalte zu erteilen. Diese Pflicht zur Duldung der Einsichtnahme und Erteilung der Auskunft
besteht ohne konkreten Anlassfall auch dann, wenn diese Unterlagen oder Auskiinfte zur Klarung oder
zur Vorbereitung der Klarung entscheidungsrelevanter Sachverhalte in kinftig durchzufiihrenden
Verfahren erforderlich sind. Insbesondere haben Elektrizitatsunternehmen alle Informationen zur
Verfigung zu stellen, die der Behorde eine sachgerechte Beurteilung ermdglichen. Kommt das
Elektrizitatsunternehmen dieser Verpflichtung nicht nach, kann die Behorde ihrer Beurteilung eine
Schétzung zugrunde legen.

Mitteilung von Insider-Informationen

8 10a. Jeder Marktteilnehmer, der im Sinne des Art. 4 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 zur
Veroffentlichung von Insider-Informationen verpflichtet ist, hat die zu verdffentlichenden Tatsachen
zeitgleich mit der Veroffentlichung auch der E-Control mitzuteilen.

Vertraulichkeit

8 11. Unbeschadet gesetzlicher Verpflichtungen sowie von Verpflichtungen, die sich aus der
Verordnung 2009/714/EG und der in ihrer Durchfiihrung erlassenen Rechtsakte ergeben, zur Offenlegung
von Informationen haben Netzbetreiber wirtschaftlich sensible Informationen sowie Geschafts- und
Betriebsgeheimnisse, von denen sie bei der Austibung ihrer Geschéftstatigkeit Kenntnis erlangen,
vertraulich zu behandeln. Sie haben zu verhindern, dass Informationen (ber ihre Téatigkeiten, die
wirtschaftliche Vorteile bringen kénnen, in diskriminierender Weise, insbesondere zugunsten vertikal
integrierter Elektrizitatsunternehmen, offengelegt werden.

3. Teil
Erzeugungsanlagen und Stromlieferungsvertrage

Errichtungsgenehmigung und Betriebsbewilligung

8 12. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausflihrungsgesetze haben jedenfalls die fir die Errichtung
und Inbetriebnahme von Erzeugungsanlagen sowie die fiir die Vornahme von Vorarbeiten geltenden
Voraussetzungen auf Grundlage objektiver, transparenter und nichtdiskriminierender Kriterien im Sinne
der Art. 7 und 8 der Richtlinie 2009/72/EG festzulegen.

(2) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfuhrungsgesetze konnen vorsehen, dass dezentrale
Erzeugungsanlagen, Anlagen, die elektrische Energie aus erneuerbaren Energien oder Abfallen erzeugen,
und Anlagen, die nach dem Prinzip der Kraft-Warme-Kopplung arbeiten, bis zu einer bestimmten
Leistung einem vereinfachten Verfahren oder einer Anzeigepflicht zu unterziehen sind. Anlagen, die nach
den Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994 bewilligungs- oder anzeigepflichtig sind, sind jedenfalls
von einer Bewilligungspflicht auszunehmen.

Stromlieferungsvertrage bei Strombezug aus Drittstaaten

8 13. Stromlieferungsvertrdge, die den Bezug von elektrischer Energie zur inl&ndischen
Bedarfsdeckung aus Drittstaaten zum Gegenstand haben,

1. die zur Deckung ihres Bedarfes elektrische Energie auch in Anlagen erzeugen, die nicht dem
Stand der Technik entsprechen oder von denen eine unmittelbare oder mittelbare Gefahr fur das
Leben oder die Gesundheit von im Staatsgebiet befindlichen Menschen, Tieren und Pflanzen
ausgeht oder

2. die nicht den Nachweis der ordnungsgemalien Entsorgung der bei der Erzeugung elektrischer
Energie anfallenden Abfélle erbringen und kein Konzept fur kinftig aus der Erzeugung
anfallende Abfélle erstellen,

sind unzul&ssig.
Meldepflicht von Stromlieferungsvertragen

8§ 14. Stromlieferungsvertrdge mit einer ein Jahr Ubersteigenden Laufzeit und einem Umfang von
mehr als 500 Millionen kWh im Jahr, die den Bezug von elektrischer Energie aus dem Gebiet der
Europdischen Union zur inlédndischen Bedarfsdeckung zum Gegenstand haben, sind der
Regulierungsbehdrde zu melden. Die Regulierungsbehérde hat diese Stromlieferungsvertrage zu
verzeichnen.
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4, Teil
Der Betrieb von Netzen

1. Hauptstick
Allgemeine Rechte und Pflichten der Netzbetreiber

Gewahrung des Netzzuganges

8 15. (Grundsatzbestimmung) Netzbetreiber sind durch die Ausfuhrungsgesetze zu verpflichten,
Netzzugangsberechtigten den Netzzugang zu den genehmigten Allgemeinen Bedingungen und
bestimmten Systemnutzungsentgelten zu gewahren.

Organisation des Netzzuganges

8 16. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfuhrungsgesetze haben einen Rechtsanspruch der
Berechtigten gemaR § 15 vorzusehen, auf Grundlage der genehmigten Allgemeinen Bedingungen und den
von der Regulierungsbehérde bestimmten Systemnutzungsentgelten die Benutzung des Netzes zu
verlangen (geregeltes Netzzugangssystem).

(2) Jeder Zahlpunkt ist durch den Netzbetreiber einer Netzbenutzerkategorie zuzuordnen. Die
Regulierungsbehdrde hat mit Verordnung Netzbenutzerkategorien, jeweils getrennt nach Einspeisern und
Entnehmern, und den Zeitrahmen fur diese Zuordnung festzulegen.

Gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen

8 16a. (1) Netzzugangsberechtigte haben einen Rechtsanspruch gegeniiber Netzbetreibern,
gemeinschaftliche Erzeugungsanlagen unter den Voraussetzungen von Abs. 2 bis 7 zu betreiben. Die freie
Lieferantenwahl der Endverbraucher darf dadurch nicht eingeschrankt werden.

(2) Der Anschluss von gemeinschaftlichen Erzeugungsanlagen zur privaten oder gewerblichen
Nutzung ist nur an gemeinschaftliche Leitungsanlagen, Uber die auch die teilnehmenden Berechtigten
angeschlossen sind (Hauptleitungen), im Nahebereich der Anlagen der teilnehmenden Berechtigten
(Verbrauchsanlage) zuldssig. Der direkte Anschluss der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage an
Anlagen im Eigentum des Netzbetreibers oder die Durchleitung von eigenerzeugter Energie durch
Anlagen des Netzbetreibers an teilnehmende Berechtigte ist unzuléssig.

(3) Die teilnehmenden Berechtigten konnen einen Betreiber der gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage bestimmen, der sich vertraglich zum Betrieb der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage
flr die teilnehmenden Berechtigten verpflichtet und dem Netzbetreiber angezeigt wird.

(4) Die teilnehmenden Berechtigten und, sofern die gemeinschaftliche Erzeugungsanlage nicht von
den teilnehmenden Berechtigten selbst betrieben wird, der Betreiber der gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage, schlieBen einen Errichtungs- und Betriebsvertrag, der zumindest die folgenden
Regelungen enthalten muss:

1. Allgemein  verstdndliche Beschreibung der Funktionsweise der gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage;

2. Anlagen der teilnehmenden Berechtigten und Z&hlpunktnummern;

3. jeweiliger ideeller Anteil der Anlagen der teilnehmenden Berechtigten (Verbrauchsanlage) an der
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage;

. Anlagenverantwortlicher fiir die gemeinschaftliche Erzeugungsanlage;
. Betrieb, Erhaltung und Wartung der Anlage sowie die Kostentragung;
. Haftung;

. Datenverwaltung und Datenbearbeitung der Energiedaten der gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage und der Anlagen der teilnehmenden Berechtigten durch den Netzbetreiber;

. Aufteilung der erzeugten Energie;

. Aufnahme und Ausscheiden teilnehmender Berechtigter samt Kostenregelungen im Fall des
Ausscheidens (insbesondere Riickerstattung etwaiger Investitionskostenanteile, Aufteilung
laufender Kosten und Ertrage auf die verbleibenden teilnehmenden Berechtigten);

10. Beendigung des Vertragsverhdltnisses sowie die Demontage der gemeinschaftlichen
Erzeugungsanlage;

11. allféllige Versicherungen.
(5) Der Netzbetreiber hat

1. die Einspeisung in die Hauptleitung und den Bezug der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage
mit einem Lastprofilzahler oder unterhalb der Grenzen des § 17 Abs. 2 mit einem intelligenten
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Messgerat gemdl 8 7 Abs. 1 Z 31 zu messen. Sind die Verbrauchsanlagen nicht mit intelligenten
Messgeraten ausgestattet, hat der Netzbetreiber diese binnen sechs Monaten zu installieren oder,
falls er nicht alle Verbrauchsanlagen mit intelligenten Messgeraten ausstatten kann, abweichend
von den Ubrigen Bestimmungen dieses Absatzes sowie der Absatze 6 und 7 die Energiewerte der
gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage nach einem zwischen den teilnehmenden Berechtigten
vereinbarten Aufteilungsschlussel zumindest jahrlich mit den jeweiligen Verbrauchswerten zu
saldieren;

2. den Bezug der Kundenanlagen der teilnehmenden Berechtigten mit einem Lastprofilzahler oder
unterhalb der Grenzen des § 17 Abs. 2 mit einem intelligenten Messgerdt gemall § 7 Abs. 1 Z 31
Zu messen;

3. die gemessenen Viertelstundenwerte der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage und der Anlagen
der teilnehmenden Berechtigten seiner Rechnungslegung an die teilnehmenden Berechtigten
zugrunde zu legen sowie nach MaRgabe der Marktregeln den Lieferanten sowie dem Betreiber
der gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage, sofern ein solcher gemall Abs. 3 bestimmt wurde, zur
Verfugung zu stellen.

Die verbleibende Energieeinspeisung pro Viertelstunde, welche nicht den teilnehmenden Berechtigten
zugeordnet ist, gilt als in das 6ffentliche Netz eingespeist und ist der Bilanzgruppe des Stromhéandlers, mit
dem der Abnahmevertrag abgeschlossen wurde, zuzuordnen.

(6) Bei Verwendung von intelligenten Messgerdten missen die Energiewerte pro Viertelstunde
gemessen und ausgelesen werden.

(7) Der Netzbetreiber hat den zwischen den teilnehmenden Berechtigten vertraglich vereinbarten
statischen oder dynamischen Anteil an der erzeugten Energie den jeweiligen Anlagen der teilnehmenden
Berechtigten zuzuordnen. Bei Verwendung dynamischer Anteile kodnnen diese zwischen den
teilnehmenden Berechtigten viertelstiindlich neu zugeordnet werden. Die Ermittlung der Werte erfolgt
nach MaRgabe folgender Regelungen:

1. die Zuordnung hat pro Viertelstunde zu erfolgen und ist mit dem Energieverbrauch der

jeweiligen Anlage des teilnehmenden Berechtigten in der jeweiligen Viertelstunde begrenzt;

2. der Messwert des Energieverbrauchs pro Viertelstunde am Zahlpunkt der Anlage des

teilnehmenden Berechtigten ist um die zugeordnete erzeugte Energie zu reduzieren;

3. der Messwert der Energieeinspeisung in die Hauptleitung pro Viertelstunde am Z&hlpunkt der

gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage ist um die Summe der zugeordneten Energie zu
vermindern.

Bedingungen des Netzzuganges

8 17. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Bedingungen flr den Zugang zum System dirfen nicht
diskriminierend sein. Sie durfen keine missbrauchlichen Praktiken oder ungerechtfertigten
Beschrankungen enthalten und nicht die Versorgungssicherheit und die Dienstleistungsqualitat gefahrden.

(2) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Netzbetreiber einer Regelzone ihre
Allgemeinen Bedingungen auf einander abstimmen. Fir jene Endverbraucher, welche an die an
Netzebenen gemél § 63 Z6 und 7 angeschlossen sind, die weniger als 100 000 kwWh Jahresverbrauch
oder weniger als 50 kW Anschlussleistung aufweisen, sind jedenfalls standardisierte Lastprofile zu
erstellen. Es ist auch die Form der Erstellung und Anpassung (synthetisch, analytisch) dieser
standardisierten Lastprofile zu bestimmen. Es ist vorzusehen, dass diese standardisierten Lastprofile in
geeigneter Form verdffentlicht werden. Fir Einspeiser mit weniger als 100 000 kWh jahrlicher
Einspeisung oder weniger als 50 kW Anschlussleistung sind ebenfalls standardisierte Lastprofile
vorzusehen.

(3) Die Allgemeinen Bedingungen haben insbesondere zu enthalten:

1. die Rechte und Pflichten der Vertragspartner, insbesondere zur Einhaltung der Sonstigen
Marktregeln;

2. die den einzelnen Netzbenutzern zugeordneten standardisierten Lastprofile;
. die technischen Mindestanforderungen fiir den Netzzugang;

. die verschiedenen von den Verteilerunternehmen im Rahmen des Netzzugangs zur Verfligung zu
stellenden Dienstleistungen;

. den Zeitraum, innerhalb dessen Kundenanfragen jedenfalls zu beantworten sind;

. die Ankiindigung von geplanten Versorgungsunterbrechungen;

. die Mindestanforderungen beziiglich Terminvereinbarungen mit Netzbenutzern;

. jenen Standard, der bei der Datenubermittlung an Marktteilnehmer einzuhalten ist;
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9. das Verfahren und die Modalitéten fir Antrége auf Netzzugang;
10. die von den Netzbenutzern zu liefernden Daten;
11. einen Hinweis auf gesetzlich vorgesehene Streitbeilegungsverfahren;

12. eine Frist von hochstens 14 Tagen ab Einlangen, innerhalb der das Verteilerunternehmen das
Begehren auf Netzzugang zu beantworten hat;

13. die grundlegenden Prinzipien fiir die Verrechnung sowie die Art und Form der
Rechnungslegung;
14. die Verpflichtung von Netzzugangsberechtigten zur Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung
(Barsicherheit, Bankgarantie, Hinterlegung von nicht vinkulierten Sparbiichern) in angemessener
Hohe, insoweit nach den Umstanden des Einzelfalles zu erwarten ist, dass der Netzbenutzer
seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht zeitgerecht nachkommt;
15. Modalitaten, zu welchen der Netzbenutzer verpflichtet ist, Teilbetragszahlungen zu leisten, wobei
eine Zahlung zumindest zehn Mal jéhrlich jedenfalls anzubieten ist;
16. etwaige Entschadigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich
vereinbarten Leistungsqualitat.
In den Allgemeinen Verteilernetzbedingungen kdénnen auch Normen und Regelwerke der Technik
(Regeln der Technik) in ihrer jeweils geltenden Fassung fur verbindlich erklért werden.

(4) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Netzbetreiber die Kunden vor
Vertragsabschluss tber die wesentlichen Inhalte der Allgemeinen Bedingungen zu informieren haben. Zu
diesem Zweck ist dem Kunden ein Informationsblatt auszuhéndigen. Die Ausflihrungsgesetze haben
weiters sicher zu stellen, dass die im Anhang | der Richtlinie 2009/72/EG festgelegten Manahmen zum
Schutz der Kunden eingehalten werden. Die Allgemeinen Netzbedingungen sind den Kunden uber
Verlangen auszufolgen.

(5) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass Netzbenutzer transparente Informationen tber
geltende Preise und Tarife sowie Uber die Allgemeinen Bedingungen erhalten.

Anderung von Netzbedingungen

8§ 18. (Grundsatzbestimmung) Werden neue Allgemeine Netzbedingungen genehmigt, hat der
Netzbetreiber dies binnen vier Wochen nach der Genehmigung den Netzbenutzern in einem personlich an
sie gerichteten Schreiben bekannt zu geben und ihnen diese auf deren Wunsch zuzusenden. In diesem
Schreiben oder auf der Rechnung sind die Anderungen der Allgemeinen Bedingungen und die Kriterien,
die bei der Anderung nach diesem Bundesgesetz einzuhalten sind, nachvollziehbar wiederzugeben. Die
Anderungen gelten ab dem nach Ablauf von drei Monaten folgenden Monatsersten als vereinbart.

Allgemeine technische Anforderungen

8 18a. (1) Die Netzbetreiber legen der Regulierungsbehérde einen gemeinsamen Vorschlag fir
allgemeine technische Anforderungen oder fir die Methode zur Berechnung und Festlegung der
allgemeinen technischen Anforderungen, die nach den auf Basis der Verordnung (EG) Nr. 714/2009
erlassenen Leitlinien und Netzkodizes nicht abschlieRend festgelegt und auszuarbeiten sind, vor.

(2) Die Ausarbeitung des Vorschlages erfolgt gemeinsam durch die Netzbetreiber nach Anhérung
und Beriicksichtigung der Stellungnahmen betroffener Marktteilnehmer.

(3) Die Regulierungsbehorde ist verpflichtet, durch Verordnung die allgemeinen technischen
Anforderungen oder die Methode zur Berechnung und Festlegung der allgemein technischen
Anforderungen auf Grundlage des nach Abs.1 und 2 erstellten Vorschlags zu bestimmen. Die
Verordnung ist fUr die Dauer von hochstens funf Jahren zu erlassen. Fir eine Neuerlassung oder
Anderungen der Verordnung gelten Abs. 1 und 2.

Qualitatsstandards fur die Netzdienstleistung

819. (1) Die Regulierungshbehdrde hat ber die in diesem Gesetz festgelegten Aufgaben und
Pflichten der Netzbetreiber hinaus Standards flir Netzbetreiber bezuglich der Sicherheit, Zuverlassigkeit
und Qualitdt der gegentber den Netzbenutzern und anderen Marktteilnehmern erbrachten
Dienstleistungen und Kennzahlen zur Uberwachung der Einhaltung der Standards mit Verordnung
festzulegen. Es sind etwaige Entschadigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der
Standards fur Netzbetreiber in der Verordnung festzulegen, wenn die Einhaltung der festgelegten
Standards ansonsten nicht vollstdndig gewahrleistet ist. Der VVerordnungserlassung hat ein allgemeines
Begutachtungsverfahren voranzugehen, bei dem insbesondere den betroffenen Netzbetreiber Gelegenheit
zur Stellungnahme einzurdumen ist.

(2) Diese Standards kénnen inshesondere umfassen:
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1. Sicherheit und die Zuverl&ssigkeit des Netzbetriebes einschlieBlich Dauer und Héaufigkeit der
Versorgungsunterbrechungen;

2. Fristen fur die Herstellung von Anschliissen an das Netz und die Vornahmen von Reparaturen
bzw. die Ankiindigung von Versorgungsunterbrechungen;

3. Fristen zur Beantwortung von Anfragen zur Erbringung der Netzdienstleistung;
4. Beschwerdemanagement;
5. die einzuhaltende Kennzahlen betreffend die Spannungsqualitat.

(3) Auf die in der Verordnung festzulegenden Standards fir Netzbetreiber ist in deren Allgemeinen
Bedingungen zu verweisen, insoweit sie die Rechte und Pflichten des Netzbetreibers gegeniber den
Netzzugangsberechtigten betreffen.

(4) Die Netzbetreiber haben die in der Verordnung festgelegten Kennzahlen jahrlich der
Regulierungsbehdrde zu Gbermitteln und zu veréffentlichen.

Netzzugang bei nicht ausreichenden Kapazitaten

8§ 20. (Grundsatzbestimmung) Reichen die vorhandenen Leitungskapazititen nicht aus, um allen
Antragen auf Nutzung eines Systems zu entsprechen, so haben die Ausflihrungsgesetze vorzusehen, dass
— unbeschadet der Verpflichtung zur Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung 2009/714/EG sowie
der auf Basis dieser Verordnung erlassenen Leitlinien — Transporte zur Belieferung von Kunden mit
elektrischer Energie aus erneuerbaren Energietrdgern und KWK-Anlagen Vorrang haben.

Verweigerung des Netzzuganges

8§21. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass
Netzzugangsberechtigten der Netzzugang aus nachstehenden Griinden verweigert werden kann:

1. auBergewdhnliche Netzzusténde (Storfalle);
2. mangelnde Netzkapazitéten;

3. wenn der Netzzugang fur Stromlieferungen fur einen Kunden abgelehnt wird, der in dem System,
aus dem die Belieferung erfolgt oder erfolgen soll, nicht als zugelassener Kunde gilt;

4. wenn ansonsten Elektrizitdt aus fernwdarmeorientierten, umwelt- und ressourcenschonenden
sowie technisch-wirtschaftlich sinnvollen KWK-Anlagen oder aus Anlagen zur Nutzung
erneuerbarer Energien trotz Eingehens auf die aktuellen Marktpreise verdréngt wirde, wobei
Maglichkeiten zum Verkauf dieser elektrischen Energie an Dritte zu nutzen sind.

Die Verweigerung ist gegenuber dem Netzzugangsberechtigten zu begrinden.

(2) (Verfassungsbestimmung) Die Regulierungsbehorde hat Uber Antrag desjenigen, der behauptet,
durch die Verweigerung des Netzzuganges in seinem gesetzlich eingerdumten Recht auf Gewahrung des
Netzzuganges verletzt worden zu sein, innerhalb eines Monats festzustellen, ob die VVoraussetzungen fur
die Verweigerung eines Netzzuganges gemaR Abs. 1 vorliegen. Der Netzbetreiber hat das Vorliegen der
Verweigerungstatbestdnde (Abs. 1) nachzuweisen. Die Regulierungsbehorde hat in jeder Lage des
Verfahrens auf eine gltliche Einigung zwischen Netzzugangsberechtigtem und Netzbetreiber
hinzuwirken.

(3) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfilhrungsgesetze haben vorzusehen, dass fiir die Beurteilung
der Netzzugangsberechtigung diejenigen Rechtsvorschriften Anwendung zu finden haben, die in jenem
Land gelten, in dem derjenige, der einen Antrag gemall Abs. 2 stellt, seinen Sitz (Hauptwohnsitz) hat.
Bezuglich der Beurteilung der Netzzugangsverweigerungsgriinde haben die Ausfiihrungsgesetze die
Anwendung jener Rechtsvorschriften vorzusehen, die am Sitz des Netzbetreibers, der den Netzzugang
verweigert hat, gelten.

Streitbeilegungsverfahren

822. (1) In Streitigkeiten zwischen Netzzugangsberechtigten und Netzbetreibern Uber die
Rechtmaligkeit der Verweigerung des Netzzuganges entscheidet — sofern keine Zustdndigkeit des
Kartellgerichtes gemaR Kartellgesetz 2005 vorliegt — die Regulierungsbehdrde.

(2) In allen Ubrigen Streitigkeiten zwischen

1. Netzzugangsberechtigten und Netzbetreibern Uber die aus diesem Verhdltnis entspringenden
Verpflichtungen,

2. dem unabhangigen Netzbetreiber gemaR § 25 und dem Eigentiimer des Ubertragungsnetzes
gemaR § 27,

3. dem vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmen und dem Ubertragungsnetzbetreiber gemaR
§28
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4. sowie in Angelegenheiten der Abrechnung der Ausgleichsenergie
entscheiden die Gerichte. Eine Klage eines Netzzugangsberechtigten geméR Z 1 sowie eine Klage geméaR
Z2 bis 4 kann erst nach Zustellung des Bescheides der Regulierungsbhehérde im
Streitschlichtungsverfahren innerhalb der in § 12 Abs. 4 E-ControlG vorgesehenen Frist eingebracht
werden. Falls ein Verfahren gemal Z 1 bei der Regulierungsbehdrde anhangig ist, kann bis zu dessen
Abschluss in gleicher Sache kein Gerichtsverfahren anhangig gemacht werden.

(3) Unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2 kann eine Klage wegen Anspriichen, die sich auf eine
Verweigerung des Netzzuganges grunden, erst nach Rechtskraft der Entscheidung der
Regulierungsbehdrde tber die RechtméaBigkeit der Verweigerung des Netzzuganges eingebracht werden;
bildet eine solche Entscheidung eine Vorfrage fur das gerichtliche Verfahren, so ist dieses bis zur
Rechtskraft der Entscheidung der Regulierungsbehérde zu unterbrechen.

2. Hauptstuck
Regelzonen

Einteilung der Regelzonen

8 23. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfuhrungsgesetze haben fiir den Bereich, der von den
Ubertragungsnetzen abgedeckt wird, die von der Verbund-Austrian Power Grid AG, der TIWAG-Netz
AG und der VKW-Ubertragungsnetz AG betrieben werden, vorzusehen, dass jeweils eine Regelzone
gebildet wird. Die Verbund-Austrian Power Grid AG, die TIWAG-Netz AG und die VKW-
Ubertragungsnetz AG oder deren Rechtsnachfolger werden als Regelzonenfiihrer benannt. Die
Zusammenfassung von Regelzonen in Form eines gemeinsamen Betriebs durch einen Regelzonenfilhrer
ist zulassig.

(2) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfihrungsgesetze haben dem Regelzonenfiihrer folgende
Pflichten aufzuerlegen:

1. die Bereitstellung der Systemdienstleistung (Leistungs-Frequenz-Regelung) entsprechend den
technischen Regeln, wie etwa der ENTSO (Strom), wobei diese Systemdienstleistung von dritten
Unternehmen erbracht werden kann;

2. die Fahrplanabwicklung mit anderen Regelzonen;
. die Organisation und den Einsatz der Regelenergie entsprechend der Bieterkurve;

4. Messungen von elektrischen GroRen an Schnittstellen seines  Elektrizitatsnetzes und
Ubermittlung der Daten an den Bilanzgruppenkoordinator und andere Netzbetreiber;

5. die Ermittlung von Engpassen in Ubertragungsnetzen sowie die Durchfiinrung von Manahmen
zur Vermeidung, Beseitigung und Uberwindung von Engpéssen in Ubertragungsnetzen, weiters
die Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit. Sofern fur die Vermeidung oder Beseitigung
eines Netzengpasses erforderlich, schlieBen die Regelzonenfihrer in Abstimmung mit den
betroffenen Betreibern von Verteilernetzen im erforderlichen Ausmaf und fiir den erforderlichen
Zeitraum mit Erzeugern oder Entnehmern Vertrdge, wonach diese zu gesicherten Leistungen
(Erhéhung oder Einschrdnkung der Erzeugung oder des Verbrauchs) gegen Ersatz der
wirtschaftlichen Nachteile und Kosten, die durch diese Leistungen verursacht werden,
verpflichtet sind; dabei sind die Vorgaben gemdaR Art. 13 der Verordnung (EU) 2019/943 Uber
den Elektrizitdtsbinnenmarkt, ABI. Nr. L 158 vom 14.06.2019 S. 54, einzuhalten. Soweit dartber
hinaus auf Basis einer Systemanalyse der Bedarf nach Vorhaltung zusétzlicher
Erzeugungsleistung oder reduzierter Verbrauchsleistung besteht (Netzreserve), ist diese gemal
den Vorgaben des § 23b zu beschaffen. In diesen Vertrdgen kdnnen Erzeuger oder Entnehmer
auch zu gesicherten Leistungen, um zur Vermeidung und Beseitigung von Netzengpéssen in
anderen  Ubertragungsnetzen  beizutragen, verpflichtet werden. Zur Nutzung von
Erzeugungsanlagen oder Anlagen von Entnehmern im europdischen Elektrizitatsbinnenmarkt und
der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Vermeidung, Beseitigung und Uberwindung von
Engpéssen in osterreichischen Ubertragungsnetzen konnen die Regelzonenfithrer Vertrage mit
anderen Ubertragungsnetzbetreibern abschlieRen. Bei der Bestimmung der
Systemnutzungsentgelte sind den Regelzonenfilhrern die Aufwendungen, die ihnen aus der
Erflllung dieser Verpflichtungen entstehen, anzuerkennen;

6. den Abruf der Erzeugungsanlagen zur Aufbringung von Regelenergie;

7. die Durchfuhrung einer Abgrenzung von Regelenergie zu Ausgleichsenergie nach transparenten
und objektiven Kriterien;

w
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8.

9.

10.
11.

12.
13.

14.

15.

16.

17.

18.
19.
20.
21,

22,

23.

24,

25.

den physikalischen Ausgleich zwischen Aufbringung und Bedarf in dem von ihnen
abzudeckenden System sicherzustellen;

die Verrechnung der Ausgleichsenergie Uber eine zur Ausibung dieser Téatigkeit befugte
Verrechnungsstelle durchzufiihren und dieser sowie den Bilanzgruppenverantwortlichen die zur
Durchfiihrung der Verrechnung erforderlichen Daten zur Verfugung zu stellen, wobei
insbesondere die Kosten fir Regelenergie und —leistung sowie jene Zahlwerte zu Ubermitteln
sind, die fir die Berechnung der Fahrplanabweichungen und der Abweichung vom Lastprofil
jeder Bilanzgruppe bendtigt werden;

die Erstellung einer Lastprognose zur Erkennung von Engpdssen;

Vertrage tiber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen  sowie den  Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlief3en;

die Benennung des Bilanzgruppenkoordinators und deren Anzeige an die Behorde;

die  Verdffentlichung der in  Anspruch genommenen  Primarregelleistung  und
Sekundérregelleistung  hinsichtlich Dauer und Hohe sowie der Ergebnisse des
Ausschreibungsverfahrens gemaR § 67 sowie gemal 8§ 69;

die Systeme der Datenibermittlung und Auswertung flr zeitgleich Ubermittelte Daten von
Erzeugungsanlagen gemdl § 66 Abs. 3 so zu gestalten und zu betreiben, dass eine Weitergabe
dieser Informationen an Dritte auszuschlief3en ist;

ein Gleichbehandlungsprogramm zu erstellen, durch das gewahrleistet wird, dass die
Verpflichtungen gemal Z 14 eingehalten werden;

mit der Agentur sowie der Regulierungsbehdrde zusammenzuarbeiten, um die Kompatibilitat der
regional  geltenden  Regulierungsrahmen  und  damit  die  Schaffung  eines
Wettbewerbshinnenmarkts fur Elektrizitat zu gewéhrleisten;

fiir Zwecke der Kapazitatsvergabe und der Uberpriifung der Netzsicherheit auf regionaler Ebene
Uber ein oder mehrere integrierte Systeme zu verfligen, die sich auf einen oder mehrere
Mitgliedstaaten erstrecken;

regional und Uberregional die Berechnungen von grenzlberschreitenden Kapazititen und deren
Vergabe gemal den VVorgaben der Verordnung 2009/714/EG zu koordinieren;

Mafnahmen, die der Markttransparenz dienen, grenziiberschreitend abzustimmen;

die Vereinheitlichung zum Austausch von Regelenergieprodukten durchzufuhren;

in Zusammenarbeit mit anderen Regelzonenfiihrern eine regionale Bewertung bzw. Prognose der
Versorgungssicherheit vorzunehmen;

in Zusammenarbeit mit anderen Regelzonenfiihrern unter Austausch der erforderlichen Daten
eine regionale Betriebsplanung durchzuflihren und koordinierte Netzbetriebssicherheitssysteme
zu verwenden;

die Vorlage der Regeln fur das Engpassmanagement einschlieBlich der Kapazitatszuweisung an
den grenziiberschreitenden Leitungen sowie jede Anderung dieser Regeln zur Genehmigung an
die Regulierungsbehorde;

Angebote fiir Regelenergie einzuholen, zu Ubernehmen und eine Abrufreihenfolge als Vorgabe
fiir Regelzonenfuhrer zu erstellen;

besondere Mainahmen zu ergreifen, wenn keine Angebote fir Regelenergie vorliegen.

(3) (Grundsatzbestimmung) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass von der Tatigkeit
eines Bilanzgruppenkoordinators Unternehmen ausgeschlossen sind, die unter einem bestimmenden
Einfluss von Unternehmen oder einer Gruppe von Unternehmen stehen, die mindestens eine der
Funktionen der kommerziellen Erzeugung, Ubertragung, Verteilung oder Versorgung mit Elektrizitit
wahrnehmen. Dariber hinaus ist sicher zu stellen, dass

1.

2.

3.

der Bilanzgruppenkoordinator die ihm gemdR Abs.4 und 5 zur Besorgung zugewiesenen
Aufgaben in sicherer und kostengiinstiger Weise zu erfiillen vermag; eine kostengunstige
Besorgung der Aufgaben ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn bei der Ermittlung der
Kostenbasis fur die Verrechnungsstelle die fur die Bestimmung der Systemnutzungsentgelte
anzuwendenden Verfahren und Grundsétze zu Grunde gelegt werden;

die Personen, die eine qualifizierte Beteiligung am Bilanzgruppenkoordinator halten, den im
Interesse einer soliden und umsichtigen Fihrung des Unternehmens zu stellenden Anspriichen
genugen;

bei keinem der Vorsténde des Bilanzgruppenkoordinators ein AusschlieBungsgrund im Sinne des
§ 13 Abs. 1 bis 6 GewO 1994 vorliegt;
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4. der Vorstand des Bilanzgruppenkoordinators auf Grund seiner Vorbildung fachlich geeignet ist
und die fiir den Betrieb des Unternehmens erforderlichen Eigenschaften und Erfahrungen hat.
Die fachliche Eignung eines Vorstandes setzt voraus, dass dieser in ausreichendem Mafe
theoretische und praktische Kenntnisse in der Abrechnung von Ausgleichsenergie sowie
Leitungserfahrung hat; die fachliche Eignung fiir die Leitung einer Verrechnungsstelle ist
anzunehmen, wenn eine zumindest dreijahrige leitende Téatigkeit auf dem Gebiet der Tarifierung
oder des Rechnungswesens nachgewiesen wird,;

5. mindestens ein VVorstand den Mittelpunkt seiner Lebensinteressen in Osterreich hat;

6. kein Vorstand einen anderen Hauptberuf auBerhalb des Bilanzgruppenkoordinators ausibt, der
geeignet ist, Interessenkonflikte hervorzurufen;

7. der Sitz und die Hauptverwaltung des Bilanzgruppenkoordinators im Inland liegen und der
Bilanzgruppenkoordinator Uber eine seinen Aufgaben entsprechende Ausstattung verfligt;

8. das zur Verfiigung stehende Abwicklungssystem den Anforderungen eines zeitgemaRen
Abrechnungssystems genigt;

9. die Neutralitdt, Unabhédngigkeit und die Datenvertraulichkeit gegenliber Marktteilnehmern
gewabhrleistet sind.

(4) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Aufgaben des

Bilanzgruppenkoordinators folgende Tatigkeiten zu umfassen haben:

1. die Vergabe von Identifikationsnummern der Bilanzgruppen;

2. die Bereitstellung von Schnittstellen im Bereich Informationstechnologie;

3. die Verwaltung der Fahrpléne zwischen Bilanzgruppen;

4. die Ubernahme der von den Netzbetreibern in vorgegebener Form (ibermittelten Messdaten,
deren Auswertung und Weitergabe an die betroffenen Marktteilnehmer und anderen
Bilanzgruppenverantwortlichen entsprechend den in den Vertragen enthaltenen VVorgaben;

5. die Ubernahme von Fahrplanen der Bilanzgruppenverantwortlichen und die Weitergabe an die
betroffenen Marktteilnehmer (andere Bilanzgruppenverantwortliche) entsprechend den in den
Vertrégen enthaltenen VVorgaben;

6. die Bonitatsprifung der Bilanzgruppenverantwortlichen;

7. die Mitarbeit bei der Ausarbeitung und Adaptierung von Regelungen im Bereich
Kundenwechsel, Abwicklung und Abrechnung;

8. die Abrechnung und organisatorische MaRnahmen bei Auflésung von Bilanzgruppen;

9. die Aufteilung und Zuweisung der sich auf Grund der Verwendung von standardisierten
Lastprofilen ergebenden Differenz auf die am Netz eines Netzbetreibers angeschlossenen
Marktteilnehmer nach Vorliegen der Messwerte nach transparenten Kriterien;

10. die Verrechnung der Clearinggebihren an die Bilanzgruppenverantwortlichen;
11. die Berechnung und Zuordnung der Ausgleichsenergie;
12. der Abschluss von Vertrégen
a) mit Bilanzgruppenverantwortlichen, anderen Regelzonenfuhrern, Netzbetreibern und
Stromlieferanten (Erzeugern und Héandlern);
b) mit Einrichtungen zum Zwecke des Datenaustausches zur Erstellung eines Indexes;
¢) mit Strombdrsen Uber die Weitergabe von Daten;
d) mit Lieferanten (Erzeugern und Stromhéndlern) tiber die Weitergabe von Daten.

(4a) Der Bilanzgruppenkoordinator hat bei der Ubernahme und Auswertung der Messdaten gemaf
Abs. 4 Z 4 eine getrennte Bilanzierung der Erzeugungsdaten in von der Regulierungsbehdrde mit
Verordnung festzulegende Netzbenutzerkategorien vorzunehmen. Betreiber von Verteilernetzen haben
dazu bei der Erfullung ihrer Pflichten gemal § 45 Z 1 die fur die unterschiedliche Kategorisierung und
Bilanzierung der erzeugten Einspeisemengen erforderlichen Daten zur Verfiigung zu stellen. Die
Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie sowie die
Regulierungsbehdrde sind erméachtigt, auf die gemal Satz 1 ausgewerteten Daten zuzugreifen.

(5) (Grundsatzbestimmung) Im Rahmen der Berechnung und Zuordnung der Ausgleichsenergie
sind vom Bilanzgruppenkoordinator — sofern nicht besondere Regelungen im Rahmen von Vertrédgen
gemadl § 113 Abs. 2 bestehen — jedenfalls

1. die Differenz von Fahrplédnen zu Messdaten zu (ibernehmen und daraus Ausgleichsenergie zu

ermitteln, zuzuordnen und zu verrechnen;
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2. die Preise flr Ausgleichsenergie entsprechend dem im 810 Verrechnungsstellengesetz
beschriebenen Verfahren zu ermitteln und in geeigneter Form standig zu verodffentlichen;

3. die Entgelte fur Ausgleichsenergie zu berechnen und den Bilanzgruppenverantwortlichen und
Regelzonenfihrern mitzuteilen;

4. die verwendeten standardisierten Lastprofile zu verzeichnen, zu archivieren und in geeigneter
Form zu verdffentlichen;

5. Informationen (ber die zur Sicherung eines transparenten und diskriminierungsfreien und
mdglichst liquiden Regelenergiemarktes erforderlichen MalBnahmen den Marktteilnehmern zu
gewahren. Dazu zahlt die Verdffentlichung der in Anspruch genommenen Primarregelleistung
und Sekundarregelleistung hinsichtlich Dauer und Ho6he sowie der Ergebnisse des
Ausschreibungsverfahrens geméaRl § 67 sowie geméaR § 69.

(6) (Grundsatzbestimmung) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Regelzonenfiihrer
die erfolgte Benennung des Bilanzgruppenkoordinators der Behdrde anzuzeigen haben. Erstreckt sich die
Tatigkeit eines Regelzonenfihrers Uber mehrere Lénder, ist die Benennung allen in ihrem
Wirkungsbereich beriihrten Landesregierungen zur Anzeige zu bringen. Liegen die gemaR Abs. 3
nachzuweisenden Voraussetzungen nicht vor, hat die Behorde dies mit Bescheid festzustellen. Vor
Erlassung eines Bescheides hat die Behdrde mit jenen Landesregierungen das Einvernehmen herzustellen,
in deren Wirkungsbereich die Regelzone liegt.

(7) (Grundsatzbestimmung) Wird innerhalb von sechs Monaten nach Anzeige gemall Abs. 6 kein
Feststellungsbescheid erlassen, haben die Ausfiihrungsgesetze vorzusehen, dass der Benannte berechtigt
ist, die Tétigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators auszuiiben. Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen,
dass die Berechtigung zur Auslbung einer Tatigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators abzuerkennen ist,
wenn die Voraussetzungen gemal Abs. 3 nicht mehr vorliegen. Das im Abs. 6 letzter Satz vorgesehene
Verfahren ist anzuwenden.

(8) (Grundsatzbestimmung) In den Féllen, in denen
1. keine Anzeige eines Bilanzgruppenkoordinators gemaR Abs. 6 erfolgt ist oder
2. die Behorde einen Feststellungsbescheid gemaR Abs. 6 erlassen hat oder

3. die Berechtigung zur Ausubung der Tatigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators aberkannt worden
ist,

hat die Behorde von Amts wegen eine geeignete Person unter Beriicksichtigung der im Abs. 3
bestimmten Auslbungsvoraussetzungen auszuwéhlen und zu verpflichten, die Aufgaben eines
Bilanzgruppenkoordinators vorlaufig zu tbernehmen. Die Behorde hat mit jenen Landesregierungen das
Einvernehmen herzustellen, in deren Wirkungsbereich sich die Regelzone erstreckt. Die Behorde hat
diesen Bescheid aufzuheben, sobald vom Regelzonenfiihrer ein geeigneter Bilanzgruppenkoordinator
benannt wird. Vor Aufhebung dieses Bescheides hat die Behdrde mit jenen Landesregierungen das
Einvernehmen herzustellen, in deren Wirkungsbereich sich die Regelzone erstreckt.

(9) (Verfassungsbestimmung) Wenn Netzengpasse im Ubertragungsnetz der Regelzone auftreten
und flr deren Beseitigung Leistungen der Erzeuger erforderlich sind und eine vertragliche Vereinbarung
gemall Abs.2 Z5 nicht vorliegt, haben die Erzeuger auf Anordnung des Regelzonenfiihrers, in
Abstimmung mit den betroffenen Betreibern von Verteilernetzen, Leistungen (Erhdéhung oder
Einschrankung der Erzeugung, Verénderung der Verfiigbarkeit von Erzeugungsanlagen) zu erbringen.
Das Verfahren zur Ermittlung des angemessenen Entgelts fur diese Leistungen ist in einer Verordnung
der Regulierungshbehorde festzulegen, wobei als Basis die wirtschaftlichen Nachteile und Kosten der
Erzeuger, die durch diese Leistungen verursacht werden, heranzuziehen sind. Dabei ist auch
sicherzustellen, dass bei der Einspeisung von Elektrizitdt auf der Grundlage von erneuerbaren
Energiequellen ein Vorrang einzurdumen ist und bei Anweisungen gegeniiber Betreibern von KWK -
Anlagen die Sicherheit der Fernwédrmeversorgung nicht gefahrdet wird. Abs.2 Z 5 letzter Satz gilt
sinngeman.

Anzeigepflichten und Systemanalyse

8§ 23a. (1) Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 20 MW sind
verpflichtet, jahrlich bis 30. September temporére, temporare saisonale und endgdiltige Stilllegungen ihrer
Anlage oder von Teilkapazitaten ihrer Anlage fur den Zeitraum ab 1. Oktober des darauffolgenden
Kalenderjahres dem Regelzonenfihrer verbindlich anzuzeigen. Die Anzeige hat den Zeitpunkt des
Beginns und die voraussichtliche Dauer der Stilllegung und die Vorlaufzeit fur eine allfallige
Wiederinbetriebnahme verpflichtend zu enthalten. Ebenso ist anzugeben, ob und inwieweit die
Stilllegung aus rechtlichen, technischen oder betriebswirtschaftlichen Griinden erfolgt.
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(2) Der Regelzonenflhrer hat bis 31. Dezember jedes Jahres eine Systemanalyse durchzufiihren, um
festzustellen, welche Leistung fur die Netzreserve ab 1. Oktober erforderlich ist. Der Feststellung des
Netzreservebedarfs ist ein Betrachtungszeitraum von zwei Jahren zugrunde zu legen. Dabei sind
inshesondere

1. Differenzierungen nach geographischen Kriterien hinsichtlich der Wirksamkeit von
Engpassmanagementmallnahmen vorzunehmen;

2. die angezeigten temporéren, temporaren saisonalen und endgdltigen Stilllegungen gemaR Abs. 1
zu berlicksichtigen;

3. Einsdtze auslandischer Kraftwerke und die resultierenden Handelsflisse zwischen den
Gebotszonen zu berticksichtigen;

4. Aushauprojekte auf Basis des aktuellen Netzentwicklungsplans einzubeziehen;

5. Besonderheiten aufgrund spezieller Wetter- oder anderer klimatologischer Situationen,
Nachfragesituationen, Kraftwerksverfuigbarkeiten (zB Revisionen) und geplante und nicht
geplante Nicht-Verfligharkeiten von Netzbetriebsmitteln im Netzgebiet des Regelzonenfiihrers
oder im benachbarten Ausland einzukalkulieren und

6. Potentiale flexibler Verbrauchsanlagen zu beriicksichtigen, die geeignet sind, den
Netzreservebedarf zu minimieren.

(3) Die jahrliche Systemanalyse hat auf Grundlage einer mit der Regulierungsbehdrde abgestimmten
Methode und Eingangsdaten zu erfolgen. Die Systemanalyse ist nach Fertigstellung der
Regulierungsbehdrde und der Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation
und Technologie vorzulegen. Die Ergebnisse der Analyse sowie die dieser zu Grunde liegenden
Annahmen, Parameter, Szenarien und Methoden sind nach abgeschlossener Kontrahierung gemaR § 23b
Abs. 6 zu verdffentlichen.

Beschaffung der Netzreserve

8 23b. (1) Der Regelzonenfihrer hat den festgestellten Netzreservebedarf gemaR § 23a Abs. 2
mittels eines transparenten, nichtdiskriminierenden und marktorientierten Ausschreibungsverfahrens
gemal den nachstehenden Absétzen zu beschaffen. Teilnahmeberechtigte Anbieter sind

1. Betreiber von inl&ndischen Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mindestens 1 MW,
deren Stilllegung im Falle von Erzeugungsanlagen gemal § 23a Abs. 1 innerhalb des jeweiligen
Ausschreibungszeitraums angezeigt wurde;

2. Entnehmer mit einer Engpassleistung von mindestens 1 MW, die durch Anpassung ihrer
Verbrauchsanlagen ihren Verbrauch temporar, zumindest aber fur 6 Stunden, reduzieren oder
zeitlich verlagern kénnen;

3. Aggregatoren, die mehrere Erzeugungs- oder Verbrauchseinheiten zu einem gesamthaft
abrufbaren Pool mit einer Engpassleistung von mindestens 1 MW zusammenfassen, sowie

4. Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mindestens 1 MW im
europdischen Elektrizitatshinnenmarkt und der Schweizerischen Eidgenossenschaft, sofern das
betroffene Ubertragungsnetz mit einer Osterreichischen Regelzone unmittelbar galvanisch
verbunden ist und der betroffene Ubertragungsnetzbetreiber vom  Gsterreichischen
Regelzonenfuhrer Uber einen abzuschlieBenden Engpassmanagementvertrag zur Erbringung von
Engpassmanagement unmittelbar verhalten werden kann. Betreiber von Erzeugungsanlagen mit
einer Engpassleistung von mehr als 20 MW sind teilnahmeberechtigt, wenn sie Stilllegungen
ihrer  Anlagen in vergleichbarer Weise wie 823a Abs.1 ihrem zustdndigen
Ubertragungsnetzbetreiber ~ oder ~ der  Regulierungsbehérde  fir  den  jeweiligen
Ausschreibungszeitraum angezeigt haben.

(2) Der Regelzonenflhrer hat die Anbieter in einem zweistufigen Verfahren auszuwéhlen. Zu diesem
Zweck hat der Regelzonenfiihrer technische Eignungskriterien fiir die Netzreserve in Abstimmung mit
der Regulierungsbehdrde bis Ende Februar jedes Jahres festzulegen und in geeigneter Form zur
Interessensbekundung aufzurufen. Im Aufruf zur Interessensbekundung hat der Regelzonenfihrer
folgende Informationen bekanntzugeben:

1. den maximalen Netzreservebedarf in MW fiir das erste Jahr des Betrachtungszeitraums gemaf
§ 23a Abs. 2 zweiter Satz;

2. den Zeitraum, in dem ein Netzreservebedarf gemal § 23a Abs. 2 festgestellt wurde;

3. die Produkte, die auf Basis der angezeigten Stilllegungen gemdafR & 23a Abs. 1 sowie der
Ergebnisse der Systemanalyse gem&B 8 23a Abs.2 zur Deckung des festgestellten
Netzreservebedarfs gemal den nachstehenden Absétzen zu beschaffen sind.
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Als Produkte gemdR Z3 kommen Netzreservevertrdge mit einer Laufzeit von zwei Jahren,
Netzreservevertrage mit einer Laufzeit von einem Jahr sowie saisonale Netzreservevertrage in Betracht.
Bei der Festlegung der Produkte sind laufende Netzreservevertrage sowie die Kriterien des Abs. 7 Z 1 bis
Z 4 zu bertcksichtigen.

(3) Alle Interessenten, die ihr Teilnahmeinteresse binnen vierwéchiger Frist bekundet haben, sind
vom Regelzonenfihrer hinsichtlich ihrer Eignung zur Erbringung von Engpassmanagement und zur
Erflillung der Kriterien gemaR Abs. 1 und Abs. 2 zweiter Satz sowie Abs. 4 zu priifen. In der zweiten
Verfahrensstufe sind die Betreiber der als geeignet eingestuften Anlagen zur Angebotslegung binnen
vierwdchiger Frist aufzufordern. Betreiber der als nicht geeignet eingestuften Anlagen sind zu
informieren. Betreiber von Erzeugungsanlagen gemdlR 8 23a Abs. 1, die ein Angebot fiir einen
zweijahrigen Netzreservevertrag legen mochten, sind verpflichtet, auch ein Angebot flr einen einjéhrigen
Netzreservevertrag zu legen.

(4) Erzeugungsanlagen dirfen nur dann als geeignet eingestuft werden, wenn ihre Emissionen nicht
mehr als 550 g CO, je kWh Elektrizitat betragen und keine radioaktiven Abfélle entstehen. AufRerdem
darf eine Vergitung fir die Erbringung von Netzreserve nicht an Unternehmen in Schwierigkeiten im
Sinne der Leitlinien fir staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller
Unternehmen in Schwierigkeiten, ABI. Nr. C 249 vom 31.07.2014 S. 1, gewéhrt werden.

(5) Die eingelangten Angebote werden auf Basis eines Referenzwertes tUberprift, welcher sich durch
den mengengewichteten Durchschnitt aller Angebote errechnet. Die teuersten 10 % der angebotenen
Leistung werden nicht in der Durchschnittsbildung beriicksichtigt. Sollte ein Angebot diesen
Referenzwert signifikant Uberschreiten, hat der Regelzonenfithrer diese Uberschreitung der
Regulierungsbehdrde zu melden. Die Beurteilung der Signifikanz wird auf Basis der gebotenen Preise pro
MW und pro Monat vom Regelzonenfiihrer unter Berlcksichtigung des Berichtes gemal Abs. 10
vorgenommen und in der zweiten Verfahrensstufe gemal Abs. 3 bekanntgegeben. Kann der fiir das erste
Jahr des Betrachtungszeitraums gemal § 23a Abs. 2 zweiter Satz festgestellte Netzreservebedarf mit den,
den Referenzwert nicht signifikant Uberschreitenden Angeboten, nicht gedeckt werden, hat der
Regelzonenfuhrer alle Anbieter zur neuerlichen Abgabe von Angeboten innerhalb von 10 Tagen
aufzufordern. Dabei miissen die Gebotspreise unter jenem des erstmalig abgegebenen Gebotspreises
liegen. Falls neuerlich eine signifikante Uberschreitung des Referenzwertes vorliegt, werden die
betreffenden Angebote vom Verfahren nach dieser Bestimmung ausgeschlossen.

(6) Auf Grundlage der gepriiften und nicht ausgeschlossenen Angebote hat der Regelzonenflhrer
jene Angebote auszuwahlen, die es ermoglichen, den Netzreservebedarf im ersten Jahr des
Betrachtungszeitraums gemé&R § 23a Abs. 2 zweiter Satz zu den geringsten Kosten zu decken. Die
Auswahl ist der Regulierungsbehérde zur Genehmigung vorzulegen. Die Regulierungsbehorde hat die
Auswahl anhand der in Abs. 1 erster Satz genannten Grundsatze zu prufen und innerhalb von acht
Wochen mit Bescheid an den Regelzonenfiihrer zu genehmigen, wobei die Genehmigung unter
Vorschreibung von Auflagen, Bedingungen und Befristungen erfolgen kann. Die Genehmigung gilt als
erteilt, wenn die Regulierungsbehorde die Frist ungenitzt verstreichen lasst. Einer Beschwerde gegen den
Bescheid kommt keine aufschiebende Wirkung zu.

(7) Nach erfolgter Genehmigung hat der Regelzonenfilhrer mit den ausgewdhlten Anbietern
Netzreservevertrage nach Maligabe folgender Kriterien abzuschliefen:

1. Vertrdge mit Betreibern von Erzeugungsanlagen geméall Abs. 1 Z 1 und Z 4 durfen langstens fir
die Dauer des geméR § 23a Abs. 1 angekundigten Stilllegungszeitraums abgeschlossen werden.

2. Zweijahrige Netzreservevertrdge dirfen nur abgeschlossen werden, wenn flr den gesamten
Vertragszeitraum ein kontinuierlicher Netzreservebedarf gemall § 23a Abs. 2 festgestellt wurde.

3. Firr jene Zeitrdume, in denen zweijahrige Netzreservevertrage bestehen, dirfen keine weiteren
zweijahrigen Netzreservevertrage abgeschlossen werden.

4. Saisonale Netzreservevertrdge dirfen nur fir die Dauer einer einzelnen Winter- oder
Sommersaison abgeschlossen werden.

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Abschluss eines Netzreservevertrags. Im Netzreservevertrag ist
jedenfalls eine Rickforderungsklausel zugunsten des Regelzonenfilhrers aufzunehmen. Mit erfolgter
Kontrahierung haben Betreiber von Erzeugungsanlagen gemaR Abs. 1 Z 1 und Z 4 diese mit Ausnahme
von Revisionszeitrdumen ausschlieBlich fur das Engpassmanagement zur Verflgung zu stellen; die
Marktteilnahme ist fur die Dauer des Netzreservevertrags unzuldssig. Betreibern von Verbrauchsanlagen
ist eine Marktteilnahme zur Deckung ihres Verbrauchs erlaubt; die kontrahierte Leistung zur
Verbrauchsanpassung ist fir die Dauer des Netzreservevertrags jedoch ausschlieBlich fir das
Engpassmanagement zur Verfligung zu stellen.
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(8) Kann der flr das erste Jahr des Betrachtungszeitraums geméaR § 23a Abs. 2 zweiter Satz
festgestellte Netzreservebedarf aufgrund der gelegten und nicht ausgeschiedenen Angebote nicht gedeckt
werden oder wurden weniger als drei Gebote von unterschiedlichen Unternehmen gelegt, so sind die noch
nicht ausgewahlten Betreiber geeigneter Erzeugungsanlagen durch die Regulierungsbehdrde zur
Bekanntgabe ihrer Aufwendungen und Kosten gemal § 23c Abs. 3 binnen angemessener, drei Wochen
nicht Uberschreitender, Frist aufzufordern. Die Regulierungsbehdrde hat diese Kosten nach MaBgabe des
§ 23c Abs. 3 und 4 zu prifen und die Anlagen nach den erfolgten Kostenangaben zu reihen. Fur diese
Zwecke ist vom Betreiber unter sinngemaRer Anwendung des § 8 ein getrennter Rechnungskreis zu
fiihren. Die Regulierungsbehérde hat darin volle Einsichts- und Auskunftsrechte. Der Regelzonenfiihrer
hat sodann den ausstehenden Bedarf durch Abschluss von Netzreservevertradgen zu den geringsten Kosten
zu decken. Dabei gilt Abs.7 mit der Malgabe, dass keine zweijahrigen Netzreservevertrage
abgeschlossen werden durfen.

(9) Wird der Betreiber einer Erzeugungsanlage gemal Abs. 1 Z 1 nicht ausgewéhlt, hat dieser die
Anlage flr den gemal § 23a Abs. 1 angekiindigten Stilllegungszeitraum auer Betrieb zu nehmen, es sei
denn § 23c Abs. 1 oder § 23d Abs. 3 sind anwendbar.

(10) Zumindest alle zwei Jahre hat die Regulierungsbehdrde einen Bericht Gber die Situation am
Osterreichischen Strommarkt in Bezug auf die Erbringung einer Netzreserveleistung zu erstellen und zu
veroffentlichen. Dabei hat diese die Wetthewerbsintensitdt am relevanten Strommarkt anhand von
Preisvergleichen, des Produktangebots und seiner Nutzung, der Marktkonzentration (Angebot und
Nachfrage) unter Beriicksichtigung der Verfugbarkeit alternativer Lieferquellen sowie der Verfigbarkeit
von Erzeugungsanlagen in Verhdltnis zur Nachfrage zu beurteilen, die Signifikanz gemdfl Abs.5 zu
analysieren und diesbeziglich gegebenenfalls eine Empfehlung auszusprechen. Der Bericht hat berdies
die Berichte der Netzbetreiber gemal Art. 13 Abs. 4 der Verordnung (EU) 2019/943 zu bertcksichtigen.
Die Ergebnisse des Berichts sind bei der Ausgestaltung der technischen Eignungskriterien und der
Ausschreibung gemafR Abs. 2 bis 5 sowie der Vertragsgestaltung gemaR Abs. 6 bis 8 zu beriicksichtigen.

Stilllegungsverbot

§ 23c. (1) Zeigt sich, dass der fur das erste Jahr des Betrachtungszeitraums gemaR § 23a Abs. 2
zweiter Satz festgestellte Netzreservebedarf unter Berlicksichtigung aller gemaR § 23b Abs. 3 erfolgten
Interessensbekundungen oder erstmalig gelegten Angebote nicht gedeckt werden kann, oder kann trotz
Vertragsabschluss gemdR 8 23b Abs. 7 und 8 der festgestellte Netzreservebedarf nicht gedeckt werden,
kann die Regulierungsbehdrde auf begrindeten Vorschlag des Regelzonenfilhrers Betreiber von
Erzeugungsanlagen, die gem&R §23a Abs. 1 ihre Stilllegung angezeigt haben, mit Bescheid dazu
verpflichten, ihre Anlagen fiir die Dauer von einem Jahr, hochstens jedoch flr die Dauer des gemaRi § 23a
Abs. 1 angekindigten Stilllegungszeitraums, ausschlieBlich fir Zwecke des Engpassmanagements in
Betrieb zu halten. Die Marktteilnahme ist in diesem Zeitraum unzuldssig. Die Auswahl der
Erzeugungsanlagen hat nach ihrer wirtschaftlichen und technischen Eignung unter Anwendung des § 23b
Abs. 8 zu erfolgen. Einer Beschwerde gegen ein von der Regulierungsbehdrde ausgesprochenes
Stilllegungsverbot kommt keine aufschiebende Wirkung zu.

(2) Der Regelzonenfuhrer hat mit den gem&B8 Abs. 1 verpflichteten Betreibern Vertrdge unter
Anwendung des § 23b Abs. 4 und 8 abzuschliel3en.

(3) Den Betreibern sind die mit der Erbringung der Netzreserve verbundenen wirtschaftlichen
Nachteile und Kosten im Vergleich zu den mit der Stilllegung verbundenen Kosten jahrlich abzugelten.
Abzugelten sind nur folgende Positionen:

1. operative Aufwendungen und Kosten, die fur die Vorhaltung von betriebsbereiten Kraftwerken
erforderlich sind, wobei jene Aufwendungen und Kosten, die im Stillstands- bzw.
Stilllegungsszenario  anfallen wirden, abzuziehen sind. Folgende Bestandteile mit
Fixkostencharakter sind jedenfalls davon umfasst:

a) Materialkosten,
b) Personalkosten und
¢) Instandhaltungskosten, die im direkten Zusammenhang mit der Leistungserbringung stehen;

2. allfallige operative Aufwendungen und Kosten, die zur Wiederherstellung der
Betriebsbereitschaft aus dem Zustand der Stilllegung oder einer Konservierung des Kraftwerks
notwendig sind;

3. nachweislich  notwendige Neu- oder Erhaltungsinvestitionen zur Erbringung der
Leistungsvorhaltung sowie Gewdhrleistung der Betriebsbereitschaft fiir den Zeitraum des
Stilllegungsverbotes. Diese sind nur anteilig fir den Zeitraum des Stilllegungsverbotes zu
berticksichtigen und angemessen zu verzinsen;

www.ris.bka.gv.at Seite 24 von 77



R | S Bundesrecht konsolidiert

4. ein allfalliger Wertverbrauch aufgrund der Alterung und Abnutzung des Kraftwerks im Zeitraum
des Stilllegungsverbotes, auf Grundlage der nachweisbaren Buchwerte zum Stichtag des
31. Dezember des Vorjahres.

(4) Nicht anerkennungsfahig sind folgende Kostenbestandteile:

1. Aufwendungen und Kosten, die im Rahmen eines Vertrags gemal § 23 Abs. 2 Z 5 zweiter Satz
abgegolten werden;

2. Finanzierungs- bzw. Kapitalkosten;

. allfallige Erlése aus Zinsgewinnen, die dem Betreiber aus der VerduRerung von Betriebsmitteln
des Kraftwerks im Fall einer endgultigen Stilllegung entgangen wéren;

. Opportunitatskosten jeglicher Art;

. Betriebs- und periodenfremde sowie auBerordentliche Aufwendungen;

. Aufwendungen und Kosten, welche vom Kraftwerksbetreiber schuldhaft verursacht wurden;

. etwaige Buchwertverdnderungen,  die  auf  vergangene Kompensationen ~ von
Leistungsvorhaltungen zuriickzufiihren sind.

(5) Fir den Zeitraum des Stilllegungsverbots ist vom Erzeuger unter sinngeméaler Anwendung des
8 8 ein getrennter Rechnungskreis zu fuhren. Die Regulierungsbehérde sowie der Regelzonenfiihrer
haben darin volle Einsichts- und Auskunftsrechte. Sdmtliche abzugeltende Investitionen, insbesondere
jene gemal Abs. 3 Z 3, sind vom Erzeuger mit dem Regelzonenfiihrer abzustimmen.

(6) Die Kosten sind tber das durch Verordnung gemal den §8 49 und 51 zu bestimmende Entgelt
aufzubringen.

w

~N o O~

Anderungen

§23d. (1) Auf Ersuchen eines gemdl §23b Abs.7 oder 8 ausgewahlten Betreibers einer
Erzeugungsanlage kann der Regelzonenfilhrer die Dauer des Vertrags einmalig verkirzen, soweit durch
den Betreiber sichergestellt wird, dass die Anlage fiir das Engpassmanagement unter den gleichen
Verfligbarkeitsbedingungen bis zum Ablauf der urspriinglichen Laufzeit zur Verfligung steht. Die
Verkirzung ist der Regulierungsbehérde anzuzeigen. In diesem Fall sind dem Regelzonenfihrer alle flr
die Netzreserve bezogenen Entgelte riickzuerstatten, mit Ausnahme der von der Regulierungsbehdrde
festgestellten angemessenen Kosten.

(2) Auf Antrag eines gem&B 8 23c Abs.1 verpflichteten Betreibers kann die Dauer des
Stilllegungsverbots einmalig verklrzt werden, soweit durch den Betreiber sichergestellt wird, dass die
Anlage fir das Engpassmanagement unter den gleichen Verfiigbarkeitsbedingungen bis zum Ablauf der
urspriinglichen Laufzeit zur Verflgung steht. Die Genehmigung erfolgt, erforderlichenfalls unter
Festsetzung von Bedingungen, Auflagen und Befristungen, durch Bescheid der Regulierungsbehdrde.
Dem Regelzonenfuhrer kommt in diesem Verfahren Parteistellung zu. Im Falle einer Genehmigung ist
der Vertrag gemaR 8§ 23c Abs. 2 entsprechend anzupassen. In diesem Fall sind dem Regelzonenfihrer alle
flr die Netzreserve bezogenen Entgelte rlickzuerstatten, mit Ausnahme der von der Regulierungsbehdrde
festgestellten angemessenen Kosten.

(3) Auf Antrag eines gemél § 23b Abs. 9 zur Stilllegung seiner Anlage verpflichteten Betreibers
kann von der Stilllegung Abstand genommen oder die Dauer der voribergehenden Stilllegung verkurzt
werden, sofern dies von der Regulierungsbehdrde durch Bescheid genehmigt wird. Die Genehmigung
erfolgt, erforderlichenfalls unter Festsetzung von Bedingungen, Auflagen und Befristungen, durch
Bescheid der Regulierungsbehdrde und ist nur dann zu erteilen, wenn sich die flr die Stilllegung
urspriinglich maligeblichen Grunde und Umsténde wesentlich geéndert haben. Die Umstandsédnderung
und deren Wesentlichkeit sind durch den jeweiligen Betreiber darzulegen, wobei dieser sémtliche fur die
Beurteilung erforderlichen Unterlagen der Regulierungsbehdrde vorzulegen hat. Dem Regelzonenfiihrer
kommt in diesem Verfahren Parteistellung zu.

3. Hauptstiick
Entflechtung von Ubertragungsnetzbetreibern

1. Abschnitt
Eigentumsrechtliche Entflechtung von Ubertragungsnetzbetreibern

Voraussetzungen
§ 24. (1) Der Ubertragungsnetzbetreiber muss Eigentiimer des Ubertragungsnetzes sein.
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(2) Ein und dieselbe Person ist nicht berechtigt,

1. direkt oder indirekt die Kontrolle Gber ein Unternehmen auszuiiben, das eine der Funktionen der
Erzeugung oder der Versorgung wahrnimmt, und direkt oder indirekt die Kontrolle tber einen
Ubertragungsnetzbetreiber auszuilben oder Rechte an einem Ubertragungsnetzbetreiber
auszutiben;

2. direkt oder indirekt die Kontrolle iiber einen Ubertragungsnetzbetreiber auszuiiben und direkt
oder indirekt die Kontrolle Gber ein Unternehmen auszuiiben, das eine der Funktionen Erzeugung
oder Versorgung wahrnimmt, oder Rechte an einem Unternehmen, das eine dieser Funktionen
wahrnimmt, auszutiben;

3. Mitglieder des Aufsichtsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe eines
Ubertragungsnetzbetreibers zu bestellen und direkt oder indirekt die Kontrolle tber ein
Unternehmen auszuiiben, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, oder
Rechte an einem Unternehmen, das eine dieser Funktionen wahrnimmt, auszutben;

4. Mitglied des Aufsichtsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe sowohl eines
Unternehmens, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, als auch eines
Ubertragungsnetzbetreibers oder eines Ubertragungsnetzes zu sein.

(3) Die in Abs. 2 genannten Rechte schlielen insbesondere Folgendes ein:
1. die Befugnis zur Auslbung von Stimmrechten;
2. die Befugnis, Mitglieder des Aufsichtsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen
Organe zu bestellen;
3. das Halten einer Mehrheitsbeteiligung.

(4) Die Verpflichtung des Abs. 1 gilt als erflllt, wenn zwei oder mehr Unternehmen, die Eigentiimer
von Ubertragungsnetzen sind, ein Gemeinschaftsunternehmen griinden, das in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten als Ubertragungsnetzbetreiber fiir die betreffenden Ubertragungsnetze titig ist. Kein
anderes Unternehmen darf Teil des Gemeinschaftsunternehmens sein, es sei denn, es wurde gemaRi § 25
als unabhangiger Netzbetreiber oder gemaR § 28 als unabhingiger Ubertragungsnetzbetreiber zugelassen.

(5) Handelt es sich bei der in Abs. 2 genannten Person um den Mitgliedstaat oder eine andere
oOffentliche Stelle, so gelten zwei voneinander getrennte ¢ffentlich-rechtliche Stellen, die einerseits die
Kontrolle iiber einen Ubertragungsnetzbetreiber und andererseits iiber ein Unternehmen, das eine der
Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, austiben, nicht als ein und dieselbe Person.

(6) Abs.2 Z1 und 2 umfasst auch Erdgasunternehmen im Sinne des 8§86 Z13 des
Gaswirtschaftsgesetzes 2010.

(7) Personal und wirtschaftlich sensible Informationen, lber die ein Ubertragungsnetzbetreiber
verfugt, der Teil eines vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmens war, dirfen nicht an Unternehmen
weitergegeben werden, die eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnehmen. § 11 bleibt
davon unberthrt.

2. Abschnitt
Unabhéangiger Netzbetreiber (Independent System Operator - 1SO)

Voraussetzungen
§ 25. (1) In den Féllen, in denen das Ubertragungsnetz am 3. September 2009 im Eigentum eines
vertikal integrierten  Elektrizitdtsunternehmens gestanden hat, besteht die Mdglichkeit die
eigentumsrechtliche Entflechtung nach § 24 nicht anzuwenden und stattdessen auf Vorschlag des
Eigentiimers des Ubertragungsnetzes einen unabhangigen Netzbetreiber zu benennen.
(2) Der unabhangige Netzbetreiber muss folgende Nachweise erbringen:
1. Er entspricht § 24 Abs. 2;
2.er verfugt Ober die erforderlichen finanziellen, technischen, personellen und materiellen
Ressourcen;
3. er verpflichtet sich, einen von der Regulierungsbehdrde Uberwachten Netzentwicklungsplan
umzusetzen;
4. er muss in der Lage sein, seinen Verpflichtungen gemals der Verordnung 2009/714/EG, auch
beziiglich der Zusammenarbeit der Ubertragungsnetzbetreiber auf européischer und regionaler
Ebene, nachzukommen;
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5. der Eigentiimer des Ubertragungsnetzes muss in der Lage sein, seinen Verpflichtungen gemaR
8§ 26 Abs. 2 nachzukommen. Zu diesem Zweck sind samtliche Vereinbarungen, insbesondere mit
dem unabhéangigen Netzbetreiber, der Regulierungsbehdrde vorzulegen.

Pflichten

8 26. (1) Jeder unabhéngige Netzbetreiber ist verantwortlich fiir die Gewéhrung und Regelung des
Zugangs Dritter, einschlieBlich der Erhebung von Zugangsentgelten sowie der Einnahme von
Engpasserlosen  und  Zahlungen im  Rahmen des  Ausgleichsmechanismus  zwischen
Ubertragungsnetzbetreibern gemaR Art. 13 der Verordnung 2009/714/EG, fiir Betrieb, Wartung und
Ausbau des Ubertragungsnetzes sowie fur die Gewahrleistung der langfristigen Fahigkeit des Netzes, im
Wege einer Investitionsplanung eine angemessene Nachfrage zu befriedigen. Beim Ausbau des
Ubertragungsnetzes  ist  der  unabhingige  Netzbetreiber ~ fir  Planung  (einschlieRlich
Genehmigungsverfahren), Bau und Inbetriebnahme der neuen Infrastruktur verantwortlich. Hierzu
handelt der unabhangige Netzbetreiber als Ubertragungsnetzbetreiber im Einklang mit den
diesbeziiglichen Bestimmungen. Der Ubertragungsnetzeigentiimer darf weder fiir die Gewahrung und
Regelung des Zugangs Dritter noch fiir die Investitionsplanung verantwortlich sein.

(2) Der Eigentiimer des Ubertragungsnetzes ist zu Folgendem verpflichtet:

1. Er arbeitet im erforderlichen Male mit dem unabhdngigen Netzbetreiber zusammen und
unterstiitzt ihn bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben, indem er insbesondere alle
sachdienlichen Informationen liefert;

2.er finanziert die vom unabhdngigen Netzbetreiber beschlossenen und von der
Regulierungsbehdrde genehmigten Investitionen oder erteilt seine Zustimmung zur Finanzierung
durch eine andere interessierte Partei, einschlieflich des unabh&ngigen Netzbetreibers. Die
einschldgigen Finanzierungsvereinbarungen unterliegen der Genehmigung durch die
Regulierungsbehoérde. Vor ihrer Genehmigung konsultiert die Regulierungsbehdrde den
Eigentiimer des Ubertragungsnetzes sowie die anderen interessierten Parteien;

3. er sichert die Haftungsrisiken im Zusammenhang mit den Netzvermdgenswerten ab, mit
Ausnahme derjenigen Haftungsrisiken, die die Aufgaben des unabh&ngigen Netzbetreibers
betreffen;

4. er stellt die Garantien, die zur Erleichterung der Finanzierung eines etwaigen Netzausbaus
erforderlich sind, mit Ausnahme derjenigen Investitionen, bei denen er gemal Z 2 einer
Finanzierung durch eine interessierte Partei, einschliellich des unabhdngigen Netzbetreibers,
zugestimmt hat.

Unabhéngigkeit des Ubertragungsnetzeigentiimers

§27. (1) Der Ubertragungsnetzeigentiimer, der Teil eines vertikal integrierten Elektrizitats-
unternehmens ist, muss zumindest hinsichtlich seiner Rechtsform, Organisation und Entscheidungsgewalt
unabhéngig von den Ubrigen Tétigkeiten sein, die nicht mit der Ubertragung zusammenhéngen.

(2) Die Unabhangigkeit eines Ubertragungsnetzeigentiimers ist auf Grundlage folgender Kriterien
sicherzustellen:

1.in einem vertikal integriertes Elektrizitdtsunternehmen dirfen die fur die Leitung des
Ubertragungsnetzeigentiimers zustiandigen Personen nicht betrieblichen Einrichtungen des
vertikal integrierten Elektrizitdtsunternehmens angehoren, die direkt oder indirekt fur den
laufenden Betrieb in den Bereichen Elektrizitatserzeugung, -verteilung und -versorgung
zustandig sind;

2.es sind geeignete MaRnahmen zu treffen, damit die berufsbedingten Interessen der flr die
Leitung des Ubertragungsnetzeigentiimers zustindigen Personen so beriicksichtigt werden, dass
ihre Handlungsunabhangigkeit gewahrleistet ist;

3. der Ubertragungsnetzeigentiimer stellt ein Gleichbehandlungsprogramm auf, aus dem hervorgeht,
welche Malnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden, und
gewdhrleistet die ausreichende Beobachtung der Einhaltung dieses Programms. In dem
Gleichbehandlungsprogramm ist festgelegt, welche besonderen Pflichten die Mitarbeiter im
Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele haben. Die fir die Beobachtung des
Gleichbehandlungsprogramms zusténdige Person oder Stelle (der Gleichbehandlungsbeauftragte)
legt der Regulierungsbehdrde jahrlich einen Bericht uber die getroffenen MaRnahmen vor, der
veroffentlicht wird. Im Hinblick auf den Kindigungs- und Entlassungsschutz ist der
Gleichbehandlungsbeauftragte flr die Dauer seiner Bestellung, wenn er Beschaftigter des
Ubertragungsnetzbetreibers ist, einer  Sicherheitsfachkraft (873  Abs. 1 des
Arbeitnehmerinnenschutzgesetzes) gleichgestellt.
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3. Abschnitt
Unabhangiger Ubertragungsnetzbetreiber (Independent Transmission Operator — ITO)

Vermogenswerte, Unabhangigkeit, Dienstleistungen, Verwechslungsgefahr

§ 28. (1) In den Féllen, in denen das Ubertragungsnetz am 3. September 2009 im Eigentum eines
vertikal integrierten  Elektrizitatsunternehmens gestanden hat, besteht die Mdglichkeit, die
eigentumsrechtliche Entflechtung nach § 24 nicht anzuwenden und stattdessen einen unabhéngigen
Ubertragungsnetzbetreiber zu benennen.

(2) Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber muss tber alle personellen, technischen, materiellen
und finanziellen Ressourcen verfligen, die zur Erfullung seiner Pflichten und fiir die Geschéaftstatigkeit
des Ubertragungsnetzes erforderlich sind. Unbeschadet der Entscheidungen des Aufsichtsorgans sind dem
unabhingigen  Ubertragungsnetzbetreiber angemessene  finanzielle Ressourcen fir  kiinftige
Investitionsprojekte und fir den Ersatz vorhandener Vermdgenswerte nach entsprechender Anforderung
durch den unabhingigen Ubertragungsnetzbetreiber —rechtzeitig vom vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmen bereitzustellen. Fir den Geschaftsbetrieb des Ubertragungsnetzes st
insbesondere Folgendes erforderlich:

1. Der unabhangige Ubertragungsnetzbetreiber muss Eigentiimer des Ubertragungsnetzes sowie der
Vermdgenswerte sein. Der Betrieb fremder Kraftwerksleitungen ist zulassig.

2.Das Personal muss beim unabhdngigen Ubertragungsnetzbetreiber angestellt sein. Der
unabhangige Ubertragungsnetzbetreiber muss insbesondere iiber eine eigene Rechtsabteilung,
Buchhaltung und Uber eigene IT-Dienste verfiigen.

3. Die Erbringung von Dienstleistungen, einschlieBlich Personalleasing, durch das vertikal
integrierte Elektrizitatsunternehmen fiir den unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber ist
untersagt. Ein unabhéngiger Ubertragungsnetzbetreiber darf fir das vertikal integrierte
Elektrizitatsunternehmen Dienstleistungen, einschlieflich Personalleasing, erbringen, sofern
dabei nicht zwischen Nutzern diskriminiert wird, die Dienstleistungen allen Nutzern unter den
gleichen Vertragshedingungen zugénglich sind und der Wetthewerb bei der Erzeugung und
Versorgung nicht eingeschrankt, verzerrt oder unterbunden wird.

(3) Tochterunternehmen des vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmens, die die Funktionen
Erzeugung oder Versorgung wahrnehmen, dirfen weder direkt noch indirekt Anteile am Unternehmen
des unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibers halten. Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber darf
weder direkt noch indirekt Anteile an Tochterunternehmen des vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens, die die Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnehmen, halten und darf
keine Dividenden oder andere finanzielle Zuwendungen von diesen Tochterunternehmen erhalten. Die
gesamte Verwaltungsstruktur und die Unternehmenssatzung des unabhéngigen
Ubertragungsnetzbetreibers gewdhrleisten seine tatséchliche Unabhangigkeit. Das vertikal integrierte
Elektrizitatsunternehmen darf das Wettbewerbsverhalten des unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibers in
Bezug auf dessen laufende Geschéfte und die Netzverwaltung oder in Bezug auf die notwendigen
Tétigkeiten zur Aufstellung des Netzentwicklungsplans gemall § 37 weder direkt noch indirekt
beeinflussen.

(4) Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber muss in seinem gesamten AuBenauftritt und seinen
Kommunikationsaktivitdten sowie in seiner Markenpolitik dafiir Sorge tragen, dass eine Verwechslung
mit der eigenen Identitat des vertikal integrierten Elektrizitdtsunternehmens oder irgendeines Teils davon
ausgeschlossen ist. Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber darf daher nur Zeichen, Abbildungen,
Namen, Buchstaben, Zahlen, Formen und Aufmachungen verwenden, die geeignet sind, die Tatigkeit
oder Dienstleistung des Ubertragungsnetzbetreibers von denjenigen des vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens zu unterscheiden, und die keine Verweise auf die Zugehorigkeit zum vertikal
integrierten Elektrizitatsunternehmen enthalten.

(5) Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber unterldsst die gemeinsame Nutzung von IT-
Systemen oder -ausriistung, Burordumlichkeiten und Zugangskontrollsystemen mit jeglichem
Unternehmensteil des vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmens.

(6) Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber gewahrleistet, dass er in Bezug auf IT-Systeme
oder -ausristung und Zugangskontrollsysteme nicht mit denselben Beratern und externen
Auftragnehmern wie das vertikal integrierte Elektrizitatsunternehmen zusammenarbeitet.

(7) Die Rechnungslegung von unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibern ist von anderen
Wirtschaftspriifern  als  denen, die die Rechnungsprifung beim  vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmen oder bei dessen Unternehmensteilen vornehmen, zu prifen. Soweit zur
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Erteilung des Konzernbestatigungsvermerks im Rahmen der Vollkonsolidierung des vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens oder sonstigen wichtigen Griinden erforderlich, kann der Wirtschaftspriifer des
vertikal integrierten Elektrizitdtsunternehmens Einsicht in Teile der Bicher des unabhangigen
Ubertragungsnetzbetreibers nehmen, sofern die Regulierungsbehdrde keine Einwande aus Griinden der
Wahrung der Unabhéngigkeit mit Bescheid dagegen erhebt. Die wichtigen Griinde sind vorab schriftlich
der Regulierungsbehdrde mitzuteilen. Der Wirtschaftsprifer hat diesbezuglich die Verpflichtung,
wirtschaftlich sensible Informationen vertraulich zu behandeln und inshesondere nicht dem vertikal
integriertes Elektrizitatsunternehmen mitzuteilen.

(8) Die Geschiftstatigkeit des unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibers beinhaltet neben den in
8 40 aufgefiihrten Aufgaben mindestens die folgenden Tétigkeiten:
1.die Vertretung des unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibers und die Funktion des
Ansprechpartners fir Dritte und fur die Regulierungsbehdrden;

2. die Vertretung des unabhéngigen Ubertragungsnetzbetreibers innerhalb des ENTSO (Strom);

3. die Gewahrung und Regelung des Zugangs Dritter nach dem Grundsatz der Nichtdiskriminierung
zwischen Netzbenutzern oder Kategorien von Netzbenutzern;

4. die Erhebung aller Ubertragungsnetzbezogenen Gebiihren, einschlieBlich Zugangsentgelten,
Ausgleichsentgelten fir Hilfsdienste wie zB Erwerb von Leistungen (Ausgleichskosten,
Energieverbrauch fur Verluste);

5. den Betrieb, die Wartung und den Ausbau eines sicheren, effizienten und wirtschaftlichen
Ubertragungsnetzes;

6. die Investitionsplanung zur Gewadhrleistung der langfristigen Féhigkeit des Netzes, eine
angemessene Nachfrage zu decken, und der Versorgungssicherheit;

7.die Grundung geeigneter Gemeinschaftsunternehmen, auch mit einem oder mehreren
Ubertragungsnetzbetreibern, von Strombérsen und anderen relevanten Akteuren, mit dem Ziel,
die Schaffung von Regionalmérkten zu fordern oder den Prozess der Liberalisierung zu
erleichtern.

(9) Fiir den unabhéngigen Ubertragungsnetzbetreiber gelten die in Art. 1 der Richtlinie 68/151/EWG
in der Fassung der Richtlinie 2006/99/EG genannten Rechtsformen.

Unabhangigkeit des Ubertragungsnetzbetreibers

829. (1) Unbeschadet der Entscheidungen des Aufsichtsorgans muss der unabhangige
Ubertragungsnetzbetreiber in Bezug auf Vermogenswerte oder Ressourcen, die fir den Betrieb, die
Wartung und den Ausbau des Ubertragungsnetzes erforderlich sind, wirksame Entscheidungsbefugnisse
haben, die er unabhangig von dem vertikal integriertes Elektrizitatsunternehmen ausiibt und die Befugnis
haben, Geld auf dem Kapitalmarkt, insbesondere durch Aufnahme von Darlehen oder Kapitalerhtéhung zu
beschaffen.

(2) Der unabhéngige Ubertragungsnetzbetreiber stellt sicher, dass er jederzeit Giber die Mittel verfugt,
die er bendtigt, um das Ubertragungsnetzgeschaft ordnungsgemaf? und effizient zu flhren und um ein
leistungsfahiges, sicheres und wirtschaftliches Ubertragungsnetz aufzubauen und aufrechtzuerhalten.

(3) Fir die kommerziellen und finanziellen Beziehungen zwischen dem vertikal integrierten
Elektrizitatsunternenmen und dem unabhéngigen Ubertragungsnetzbetreiber, einschlieBlich der
Gewahrung von Krediten durch den unabhéngige Ubertragungsnetzbetreiber an das vertikal integrierte
Elektrizitatsunternehmen, sind die marktiblichen Bedingungen einzuhalten. Der unabhédngige
Ubertragungsnetzbetreiber fiihrt ausfihrliche Aufzeichnungen iiber diese kommerziellen und finanziellen
Beziehungen und stellt sie der Regulierungsbehdrde auf Verlangen zur Verfligung. Er hat Uberdies der
Regulierungsbehorde samtliche kommerziellen und finanziellen Vereinbarungen mit dem vertikal
integriertes Elektrizitdtsunternehmen zur Genehmigung vorzulegen. Die Regulierungsbehdérde hat bei
Vorliegen von marktiblichen und nicht diskriminierenden Bedingungen innerhalb von vier Wochen diese
mit Bescheid zu genehmigen. Nach Ablauf dieser Frist gilt die Zustimmung als erteilt.

(4) Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber meldet der Regulierungsbehorde die Finanzmittel
gemdl 8§28 Abs. 2, die ihm fur kinftige Investitionsprojekte oder fir den Ersatz vorhandener
Vermogenswerte und Ressourcen zur Verfiigung stehen.

(5) Das vertikal integrierte Elektrizitdtsunternehmen unterlésst jede Handlung, die die Erfullung der
Verpflichtungen des unabhingigen Ubertragungsnetzbetreibers behindern oder gefahrden wiirde, und
verlangt vom unabhingigen Ubertragungsnetzbetreiber nicht, bei der Erfiillung dieser Verpflichtungen
die Zustimmung des vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmens einzuholen.
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Unabhéngigkeit der Unternehmensleitung und der Beschéaftigten

8 30. (1) Personen der Unternehmensleitung miissen beruflich unabhéngig sein. Es gilt dabei
insbesondere Folgendes:

1. Sie dlrfen bei anderen Unternehmensteilen des vertikal integrierten Elektrizitdtsunternehmens
oder bei dessen Mehrheitsanteilseignern weder direkt noch indirekt berufliche Positionen
bekleiden oder berufliche Aufgaben wahrnehmen oder Interessens- oder Geschaftsbeziehungen
zu ihnen unterhalten.

2. Sie durfen in den letzten drei Jahren vor einer Bestellung beim vertikal integrierten
Elektrizitdtsunternehmen,  einem  seiner  Unternehmensteile  oder  bei  anderen
Mehrheitsanteilseignern als dem unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber weder direkt noch
indirekt berufliche Positionen bekleidet oder berufliche Aufgaben wahrgenommen haben noch
Interessens- oder Geschaftsbeziehungen zu ihnen unterhalten.

3.Sie dirfen  nach  Beendigung des  Vertragsverhdltnisses zum  unabhéngigen
Ubertragungsnetzbetreiber fiir mindestens vier Jahre bei anderen Unternehmensteilen des vertikal
integrierten Elektrizitatsunternehmens als dem unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber oder bei
dessen Mehrheitsanteilseignern keine beruflichen Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben
wahrnehmen oder Interessens- oder Geschéftsbeziehungen zu ihnen unterhalten.

4. Sie dirfen weder direkt noch indirekt Beteiligungen an Unternehmensteilen des vertikal
integrierten Elektrizitatsunternehmens halten noch finanzielle Zuwendungen von diesem
erhalten. lhre Vergitung darf nicht an die Tatigkeiten oder Betriebsergebnisse des vertikal
integrierten Elektrizitdtsunternehmens, soweit sie nicht den unabhéngigen
Ubertragungsnetzbetreiber betreffen, gebunden sein.

(2) Der unabhingige Ubertragungsnetzbetreiber hat unverziiglich alle Namen und die Bedingungen
in Bezug auf Funktion, Vertragslaufzeit und -beendigung sowie die Griinde fur die Bestellung oder fir
die Vertragsbeendigung von Personen der Unternehmensleitung der Regulierungsbehérde mitzuteilen.

(3) Die Regulierungsbehérde kann in Bezug auf Personen der Unternehmensleitung Einwande
mittels Bescheid von Amts wegen oder auf Antrag einer Person der Unternehmensleitung oder des
Gleichbehandlungsbeauftragen innerhalb von drei Wochen erheben,

1. wenn Zweifel an der beruflichen Unabhéngigkeit im Sinne des Abs. 1 bei der Bestellung, den
Beschéftigungsbedingungen einschliellich Vergitung bestehen oder

2.wenn Zweifel an der Berechtigung einer vorzeitigen Vertragsbeendigung bestehen.
UnrechtméBig ist eine vorzeitige Vertragsbeendigung dann, wenn die vorzeitige
Vertragsbeendigung auf Umstande zuriickzufiihren ist, die nicht im Einklang mit den Vorgaben
betreffend die Unabhdngigkeit vom vertikal integrierten Elektrizitdtsunternehmen gestanden
sind. Eine Klage einer Person der Unternehmensleitung kann erst nach Zustellung des
Bescheides der Regulierungsbehdrde im Streitschlichtungsverfahren geméR § 12 Abs. 4 E-
ControlG oder nach Ablauf der Entscheidungsfrist der Regulierungsbehdrde eingebracht werden.

(4) Abs.1 Z2 gilt fur die Mehrheit der Personen der Unternehmensleitung des unabhangigen
Ubertragungsnetzbetreibers.  Die  Personen  der  Unternehmensleitung  des  unabhangigen
Ubertragungsnetzbetreibers, fiir die Abs. 1 Z 2 nicht gilt, diirfen in den letzten sechs Monaten vor ihrer
Ernennung bei dem vertikal integriertes Elektrizitdtsunternehmen keine Fihrungstatigkeit oder andere
einschlagige Tatigkeit ausgelbt haben.

(5) Abs.1 Z1 findet auf alle Beschaftigten des unabhdngigen Ubertragungsnetzbetreibers
gleichermalRen Anwendung.

(6) Abs. 1 Z1, 3, 4 sowie Abs. 3 Z 2 finden auf die der Unternehmensleitung direkt unterstellten
Personen in den Bereichen Betrieb, Wartung und Entwicklung des Netzes gleichermallen Anwendung.

Unabhangigkeit des Aufsichtsorgans

§31. (1) Aufgabe des Aufsichtsorgans des unabhingigen Ubertragungsnetzbetreibers ist es,
Entscheidungen zu treffen, die von erheblichem Einfluss auf den Wert der Vermdgenswerte der
Anteilseigner beim unabhingigen Ubertragungsnetzbetreiber sind, insbesondere Entscheidungen im
Zusammenhang mit der Genehmigung der j&hrlichen und der langfristigen Finanzpléne, der Hohe der
Verschuldung des unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibers und der Hoéhe der an die Anteilseigner
auszuzahlenden Dividenden. Entscheidungen, die Bestellung, Wiederbestellung,
Beschéftigungsbedingungen einschlieflich Vergiitung und Vertragsbeendigung der Personen der
Unternehmensleitung des unabhdngigen  Ubertragungsnetzbetreibers  betreffen, werden vom
Aufsichtsorgan des Ubertragungsnetzbetreibers getroffen, sofern nicht andere gesetzliche Bestimmungen
anderes bestimmen. Das Aufsichtsorgan hat keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf die laufenden
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Geschéfte des unabhéngigen Ubertragungsnetzbetreibers und die Netzverwaltung und in Bezug auf die
notwendigen Tatigkeiten zur Aufstellung des Netzentwicklungsplans gemaR § 37.

(2) 830 Abs. 1 bis 3 finden auf die Hélfte der Mitglieder des Aufsichtsorgans abziiglich eines
Mitgliedes gleichermaRen Anwendung.

Gleichbehandlungsprogramm und Gleichbehandlungsbeauftragter

§32. (1) Die unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber miissen ein Gleichbehandlungsprogramm
aufstellen, aus dem hervorgeht, welche Mallnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens
getroffen werden. In dem Gleichbehandlungsprogramm ist festzulegen, welche besonderen Pflichten die
Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele haben. Das Programm bedarf der Genehmigung
durch die Regulierungsbehérde. Die Einhaltung des Programms wird von einem
Gleichbehandlungsbeauftragten kontrolliert.

(2) Der Gleichbehandlungsbeauftragte wird vom Aufsichtsorgan ernannt, vorbehaltlich der
Bestatigung durch die Regulierungsbehdrde mit Bescheid. Die Regulierungsbehérde kann der Ernennung
des Gleichbehandlungsbeauftragten ihre Bestatigung nur aus Griinden mangelnder Unabhéangigkeit oder
mangelnder fachlicher Eignung mit Bescheid verweigern. Der Gleichbehandlungsheauftragte kann eine
naturliche oder juristische Person oder eingetragene Personengesellschaft sein. § 30 Abs. 1 bis 3 findet
auf den Gleichbehandlungsbeauftragten gleichermafien Anwendung.

(3) Die Aufgaben des Gleichbehandlungsbeauftragten sind:
1. fortlaufende Kontrolle der Durchfiihrung des Gleichbehandlungsprogramms;

2. Erarbeitung eines Jahresberichts, in dem die MaBnahmen zur Durchfihrung des
Gleichbehandlungsprogramms  dargelegt werden, und dessen Ubermittlung an die
Regulierungsbehorde;

3. Berichterstattung an das Aufsichtsorgan und Abgabe von Empfehlungen zum
Gleichbehandlungsprogramm und seiner Durchflihrung;

4. Unterrichtung der Regulierungsbehorde Uber erhebliche Verstole bei der Durchfiihrung des
Gleichbehandlungsprogramms;

5. Berichterstattung an die Regulierungsbehérde tber kommerzielle und finanzielle Beziehungen
zwischen dem vertikal integriertes Elektrizitatsunternehmen und dem Ubertragungsnetzbetreiber.

(4) Der Gleichbehandlungsheauftragte Ubermittelt die wvorgeschlagenen Entscheidungen zum
Investitionsplan oder zu Einzelinvestitionen im Netz an die Regulierungsbehdrde. Dies erfolgt spatestens
dann, wenn die Unternehmensleitung des unabhingigen Ubertragungsnetzbetreibers diese Unterlagen
dem Aufsichtsorgan Ubermittelt.

(5) Hat das vertikal integrierte Elektrizitdtsunternehmen in der Hauptversammlung oder durch ein
Votum der von ihm ernannten Mitglieder des Aufsichtsorgans die Annahme eines Beschlusses verhindert,
wodurch Netzinvestitionen, die nach dem Netzentwicklungsplan in den folgenden drei Jahren
durchgefiihrt werden sollten, unterbunden oder hinausgezégert werden, so meldet der
Gleichbehandlungsbeauftragte dies der Regulierungsbehérde, die dann geman § 39 tétig wird.

(6) Die Regelungen zum Mandat und zu den Beschaftigungsbedingungen des
Gleichbehandlungsbeauftragten, einschlielich der Dauer seines Mandats, bedurfen der Genehmigung
durch die Regulierungsbehdrde mit Bescheid. Diese Regelungen missen die Unabhéngigkeit des
Gleichbehandlungsbeauftragten gewahrleisten und entsprechend sicherstellen, dass ihm die zur Erflllung
seiner Aufgaben erforderlichen Ressourcen zur Verfiigung stehen. Der Gleichbehandlungsbeauftragte
darf wéhrend der Laufzeit seines Mandats bei Unternehmensteilen des vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens oder deren Mehrheitsanteilseignern weder direkt noch indirekt berufliche
Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben wahrnehmen oder Interessensbeziehungen zu ihnen
unterhalten.

(7) Der Gleichbehandlungsbeauftragte erstattet der Regulierungsbehorde regelmaRig mundlich oder
schriftlich Bericht und ist befugt, dem Aufsichtsorgan des Ubertragungsnetzbetreibers regelméRig
mundlich oder schriftlich Bericht zu erstatten.

(8) Der Gleichbehandlungsbeauftragte ist berechtigt, an allen Sitzungen der Unternehmensleitung
des unabhingigen Ubertragungsnetzbetreibers sowie des Aufsichtsorgans und der Hauptversammlung
bzw. Generalversammlung teilzunehmen. Der Gleichbehandlungsbeauftragte nimmt an allen Sitzungen
teil, in denen folgende Fragen behandelt werden:

1. Netzzugangsbedingungen nach MaRgabe der Verordnung 2009/714/EG, insbesondere Tarife,

Leistungen im Zusammenhang mit dem Zugang Dritter, Kapazitdtszuweisung und
Engpassmanagement, Transparenz, Ausgleich und Sekundarmérkte;
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2. Projekte fiir den Betrieb, die Wartung und den Ausbau des Ubertragungsnetzes, einschlieRlich
der Investitionen in neue Transportverbindungen, in die Kapazitatsausweitung und in die
Optimierung der vorhandenen Kapazitat;

3. Verkauf oder Erwerb von Energie fir den Betrieb des Ubertragungsnetzes.

_(9) Der Gleichbehandlungsbeauftragte kontrolliert die Einhaltung des 8 8 durch den unabhangigen
Ubertragungsnetzbetreiber.

(10) Der Gleichbehandlungsbeauftragte hat Zugang zu allen einschldgigen Daten und zu den
Geschaftsraumen des unabhingigen Ubertragungsnetzbetreibers sowie zu allen Informationen, die er zur
Erflillung seiner Aufgaben benétigt. Der Gleichbehandlungsbeauftragte erhélt ohne Vorankiindigung
Zugang zu den Geschaftsraumen des unabhangigen Ubertragungsnetzbetreibers.

(11) Nach vorheriger bescheidméRiger Zustimmung der Regulierungsbehdrde kann das
Aufsichtsorgan den Gleichbehandlungsbeauftragten abberufen. Eine Abberufung hat auch auf
bescheidméRiges Verlangen der Regulierungsbehérde aus Griinden mangelnder Unabh&ngigkeit oder
mangelnder fachlicher Eignung zu erfolgen.

(12) Im Hinblick auf den Kiindigungs- und Entlassungsschutz ist der Gleichbehandlungsbeauftragte
fir die Dauer seiner Bestellung, wenn er Beschéftigter des Ubertragungsnetzbetreibers ist, einer
Sicherheitsfachkraft (8 73 Abs. 1 des Arbeitnehmerlnnenschutzgesetzes) gleichgestelit.

4. Abschnitt
Wirksamere Unabhangigkeit des Ubertragungsnetzbetreibers

Voraussetzungen

§33. In den Fallen, in denen das Ubertragungsnetz am 3. September 2009 im Eigentum eines
vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmens gestanden hat, und Regelungen bestehen, die eindeutig
eine wirksamere Unabhangigkeit des Ubertragungsnetzbetreibers gewahrleisten als die Bestimmungen
zum unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber (§ 28 bis § 32), besteht die Mdglichkeit, die Entflechtungs-
vorschriften des § 24 nicht anzuwenden.

5. Abschnitt
Verfahren in Bezug auf Ubertragungsnetzbetreiber

Verfahren zur Zertifizierung und Benennung von Ubertragungsnetzbetreibern

§34. (1) Der Regulierungsbehorde obliegt die standige Beobachtung der Einhaltung der
Entflechtungsvorschriften (8§24 bis 8§33). Sie hat einen Ubertragungsnetzbetreiber mittels
Feststellungsbescheides zu zertifizieren

1. als eigentumsrechtlich entflochtenen Ubertragungsnetzbetreiber im Sinne des § 24 oder
2. als unabhéngigen Netzbetreiber im Sinne der 8 25 bis § 29 oder

3. als unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber im Sinne der § 28 bis § 32 oder

4. als Ubertragungsnetzbetreiber im Sinne des § 33.

(2) Ein Zertifizierungsverfahren ist einzuleiten
1. liber Antrag eines Ubertragungsnetzbetreibers gemaR Abs. 3 Z 1;
2. von Amts wegen, wenn
a) ein Ubertragungsnetzbetreiber keinen Antrag auf Zertifizierung gemaR Abs. 3 Z 1 stellt oder

b) die Regulierungsbehoérde Kenntnis von einer geplanten Anderung erlangt, die eine
Neubewertung der Zertifizierung erforderlich macht und zu einem VerstoR gegen die
Entflechtungsvorschriften fuhren kann oder bereits gefihrt hat;

3. Uber Anzeige der Europdischen Kommission.
Artikel 3 der Verordnung 2009/714/EG findet auf das Zertifizierungsverfahren Anwendung.
(3) Der Ubertragungsnetzbetreiber ist verpflichtet,
1. einen Antrag auf Zertifizierung unverziiglich zu stellen, sofern der Ubertragungsnetzbetreiber
noch nicht zertifiziert ist, sowie

2. der Regulierungsbehorde alle geplanten Anderungen, die eine Neubewertung der Zertifizierung
erforderlich machen, unverziglich anzuzeigen.
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Der Ubertragungsnetzbetreiber hat seinen Eingaben an die Regulierungsbehorde sowie auf deren
Ersuchen alle zur Beurteilung des Sachverhaltes erforderlichen Unterlagen beizuschlieR3en.

(4) Die Regulierungsbehoérde hat einen begriindeten Entscheidungsentwurf binnen vier Monaten ab
Einleitung eines Verfahrens iiber die Zertifizierung eines Ubertragungsnetzbetreibers bzw. ab Vorliegen
der vollstindigen Unterlagen des Ubertragungsnetzbetreibers an die Europdische Kommission zu
Ubermitteln. Erfolgt eine Stellungnahme der Européischen Kommission, ist diese von der
Regulierungsbehdrde beim Zertifizierungsverfahren gemal Abs.1 Z 1 und 3 so weit wie mdglich zu
berticksichtigen und ist eine allfallige Abweichung von der Stellungnahme der Kommission zu
begriinden. Die Regulierungsbehorde hat nach dem Einlangen der Stellungnahme der Européischen
Kommission binnen zwei Monaten mit Bescheid tiber den Antrag auf Zertifizierung zu entscheiden. Die
Zertifizierung kann unter Vorschreibung von Auflagen und Bedingungen erteilt werden, soweit diese zur
Erflllung der Zielsetzungen dieses Gesetzes erforderlich sind.

(5) In Abweichung von Abs. 4 gilt Folgendes:

1. beim Zertifizierungsverfahren gemaR Abs. 1 Z 2 hat die Regulierungsbehérde der Entscheidung
der Européischen Kommission hachzukommen.

2. beim Zertifizierungsverfahren gemall Abs.1 Z 4 priifen die Regulierungsbehérde und die
Européische Kommission, ob die bestehenden Regelungen eindeutig eine wirksamere
Unabhangigkeit des Ubertragungsnetzbetreibers gewahrleisten als die Bestimmungen zum
unabhangigen Ubertragungsnetzbetreiber (§ 28 bis § 32); die Regulierungsbehérde hat der
Entscheidung der Europdischen Kommission nachzukommen.

(6) Die Regulierungsbehérde hat alle im Rahmen des Verfahrens gemaR Art. 3 der
Verordnung 2009/714/EG mit der Europdischen Kommission gepflogenen Kontakte ausfihrlich zu
dokumentieren. Die Dokumentation ist dem Unternehmen, das die Ausstellung der Bescheinigung
verlangt hat sowie der Bundesministerin fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und
Technologie zu Kenntnis zu bringen. Der Feststellungsbescheid ist samt Begrindung von der
Regulierungsbehorde zu verdffentlichen, wobei jedoch Stellen, die wirtschaftlich sensible Informationen
enthalten, unkenntlich zu machen sind. Die Stellungnahme der Kommission ist, soweit sie nicht in der
Begriindung des Feststellungsbescheides wiedergegeben wird, ebenfalls zu verdffentlichen.

(7) Ubertragungsnetzbetreiber und Unternehmen, die eine der Funktionen Erzeugung oder
Versorgung wahrnehmen, sind verpflichtet, der Regulierungsbehdrde und der Europdischen Kommission
sémtliche flr die Erfullung ihrer Aufgaben relevanten Informationen unverziiglich zu Ubermitteln.

(8) Die Benennung eines Ubertragungsnetzbetreibers nach erfolgter Zertifizierung gemaR Abs. 1
erfolgt durch Kundmachung durch die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét,
Innovation und Technologie im Bundesgesetzblatt. Die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie hat die Benennung eines Ubertragungsnetzbetreibers der
Europdischen Kommission mitzuteilen, sobald die Regulierungsbehdrde die Zertifizierung eines
Ubertragungsnetzbetreibers durch Bescheid festgestellt hat. Die Benennung eines unabhéngigen
Netzbetreibers gemal Abs. 1 Z 2 und 4 bedarf vorab der Zustimmung der Européischen Kommission.
Wenn die Regulierungsbehérde durch Bescheid feststellt, dass die Voraussetzungen fir eine
Zertifizierung aufgrund eines VerstoRes gegen die Entflechtungsvorschriften nicht mehr vorliegen, ist die
Benennung durch die Bundesministerin fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und
Technologie durch Kundmachung zu widerrufen.

Verfahren zur Zertifizierung von Ubertragungsnetzbetreibern in Bezug auf Drittlander

§ 35. (1) Beantragt ein Ubertragungsnetzbetreiber, welcher von einer oder mehreren Personen aus
einem oder mehreren Drittlandern kontrolliert wird, eine Zertifizierung, so kommt § 34 mit
nachfolgenden Abweichungen zur Anwendung.

(2) Die Regulierungsbehorde teilt unverzliglich der Europaischen Kommission und der
Bundesministerin fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
1. den Antrag auf Zertifizierung eines Ubertragungsnetzbetreibers, welcher von einer oder mehreren
Personen aus einem oder mehreren Drittlandern kontrolliert wird, mit;

2. alle Umstande mit, die dazu fiihren wirden, dass eine oder mehrere Personen aus einem oder
mehreren Drittlandern die Kontrolle (iber einen Ubertragungsnetzbetreiber erhalten.

(3) Die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
hat sicherzustellen, dass die Erteilung der Zertifizierung durch die Regulierungsbehérde die Sicherheit der
Energieversorgung Osterreichs und der Gemeinschaft nicht gefahrdet. Bei der Priifung der Frage, ob die
Sicherheit der Energieversorgung Osterreichs und der Gemeinschaft gefihrdet ist, beriicksichtigt die
Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
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1. die Rechte und Pflichten der Gemeinschaft gegentber diesem Drittland, die aus dem V6lkerrecht
— auch aus einem Abkommen mit einem oder mehreren Drittlandern, dem die Gemeinschaft als
Vertragspartei angehért und in dem Fragen der Energieversorgungssicherheit behandelt werden —
erwachsen;

2. die Rechte und Pflichten der Republik Osterreich gegeniiber diesem Drittland, die aus den mit
diesem geschlossenen Abkommen erwachsen, soweit sie mit dem Gemeinschaftsrecht in
Einklang stehen sowie

3. andere spezielle Gegebenheiten des Einzelfalls und des betreffenden Drittlands.

(4) Nach Priufung der Frage, ob die Sicherheit der Energieversorgung Osterreichs und der
Gemeinschaft gefahrdet ist, teilt die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat,
Innovation und Technologie ihre Bewertung der Regulierungsbehdrde mit. Die Regulierungsbehdrde hat
die Bewertung der Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitdt, Innovation und
Technologie bei ihrem Entscheidungsentwurf sowie bei ihrer Entscheidung zu berticksichtigen.

4. Hauptstuck
Kombinationsnetzbetreiber

Kombinationsnetzbetreiber

§ 36. Der gleichzeitige Betrieb eines Ubertragungsnetzes und eines Verteilernetzes ist durch die
Regulierungsbehtrde zu genehmigen, sofern die in den 8 24 bis § 33 vorgesehenen Kriterien erfillt
werden.

5. Hauptstiick
Betrieb von Ubertragungsnetzen

Netzentwicklungsplan

8 37. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Landesgesetze haben unter Berticksichtigung der Abs. 2
bis 6 vorzusehen, dass die Ubertragungsnetzbetreiber der Regulierungsbehorde jedes Jahr einen
zehnjahrigen Netzentwicklungsplan fiir das Ubertragungsnetz zur Genehmigung vorlegen, der sich auf
die aktuelle Lage und die Prognosen im Bereich von Angebot und Nachfrage stiitzt.

(2) (Grundsatzbestimmung) Zweck des Netzentwicklungsplans ist es insbesondere,

1. den Marktteilnehmern Angaben darUber zu liefern, welche wichtigen
Ubertragungsinfrastrukturen in den ndchsten zehn Jahren errichtet oder ausgebaut werden
mussen,

2. alle bereits beschlossenen Investitionen aufzulisten und die neuen Investitionen zu bestimmen,
die in den nachsten drei Jahren durchgefiihrt werden missen, und

3. einen Zeitplan flr alle Investitionsprojekte vorzugeben.

(3) (Grundsatzbestimmung) Ziel des Netzentwicklungsplans ist es insbesondere,

1. der Deckung der Nachfrage an Leitungskapazititen zur Versorgung der Endverbraucher unter
Berucksichtigung von Notfallszenarien,

2. der Erzielung eines hohen MaRes an Verfugbarkeit der Leitungskapazitat (\Versorgungssicherheit
der Infrastruktur), und

3. der Nachfrage nach Leitungskapazitéten zur Erreichung eines europdischen Binnenmarktes
nachzukommen.

(4) (Grundsatzbestimmung) Bei der Erarbeitung des Netzentwicklungsplans legt der
Ubertragungsnetzbetreiber angemessene Annahmen (ber die Entwicklung der Erzeugung, der
Versorgung, des Verbrauchs und des Stromaustauschs mit anderen Léndern unter Beriicksichtigung der
Investitionsplane fiir regionale Netze gemaBR Art. 12 Abs. 1 der Verordnung 2009/714/EG und fir
gemeinschaftsweite Netze gemaR Art. 8 Abs. 3 lit. b der Verordnung 2009/714/EG zugrunde. Der
Netzentwicklungsplan hat wirksame MalRnahmen zur Gewadhrleistung der Angemessenheit des Netzes
und der Erzielung eines hohen MaRes an Verfugbarkeit der Leitungskapazitit (Versorgungssicherheit der
Infrastruktur) zu enthalten.

(5) (Grundsatzbestimmung) Der Ubertragungsnetzbetreiber hat bei der Erstellung des
Netzentwicklungsplans die technischen und wirtschaftlichen ZweckméRBigkeiten, die Interessen aller
Marktteilnehmer sowie die Kohédrenz mit dem gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan zu
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beriicksichtigen. Vor Einbringung des Antrages auf Genehmigung des Netzentwicklungsplans hat der
Ubertragungsnetzbetreiber alle relevanten Marktteilnehmer zu konsultieren.

(6) (Grundsatzbestimmung) In der Begrindung des Antrages auf Genehmigung des
Netzentwicklungsplans haben die Ubertragungsnetzbetreiber, insbesondere bei konkurrierenden
Vorhaben zur Errichtung, Erweiterung, Anderung oder dem Betrieb von Leitungsanlagen, die technischen
und wirtschaftlichen Griinde fur die Beflirwortung oder Ablehnung einzelner VVorhaben darzustellen und
die Beseitigung von Netzengpassen anzustreben.

(7) Alle Marktteilnehmer haben dem Ubertragungsnetzbetreiber auf dessen schriftliches Verlangen
die fir die Erstellung des Netzentwicklungsplans erforderlichen Daten, insbesondere Grundlagendaten,
Verbrauchsprognosen, Anderungen der Netzkonfiguration, Messwerte und technische sowie sonstige
relevante Projektunterlagen zu geplanten Anlagen, die errichtet, erweitert, gedndert oder betrieben werden
sollen, innerhalb angemessener Frist zur Verfiigung zu stellen. Der Ubertragungsnetzbetreiber kann
unabhéngig davon zusatzlich andere Daten heranziehen, die fiir den Netzentwicklungsplan zweckmaRig
sind.

Genehmigung des Netzentwicklungsplans

§38. (1) Die Regulierungsbehérde genehmigt den Netzentwicklungsplan durch Bescheid.
Voraussetzung fiir die Genehmigung ist der Nachweis der technischen Notwendigkeit, Angemessenheit
und Wirtschaftlichkeit der Investitionen durch den Ubertragungsnetzbetreiber. Die Genehmigung kann
unter Vorschreibung von Auflagen und Bedingungen erteilt werden, soweit diese zur Erfullung der
Zielsetzungen dieses Gesetzes erforderlich sind.

(2) Die Regulierungsbehdrde hat vor Bescheiderlassung Konsultationen zum Netzentwicklungsplan
mit den Interessenvertretungen der Netzbenutzer durchzufiihren. Sie hat das Ergebnis der Konsultationen
zu veroffentlichen und insbesondere auf etwaigen Investitionsbedarf zu verweisen.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat insbesondere zu prifen, ob der Netzentwicklungsplan den
gesamten im Zuge der Konsultationen ermittelten Investitionsbedarf erfasst und ob die Kohéarenz mit dem
gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan gemal Art. 8 Abs. 3 lit. b der Verordnung 2009/714/EG
gewahrt ist. Bestehen Zweifel an der Kohédrenz mit dem gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplan, so
hat die Regulierungsbehérde die Agentur zu konsultieren.

(4) Die mit der Umsetzung von MafRnahmen, die im Netzentwicklungsplan vorgesehen sind,
verbundenen angemessenen Kosten sind, inklusive Vorfinanzierungskosten, bei der Bestimmung der
Systemnutzungsentgelte gemé&R 8§ 51 ff anzuerkennen.

(5) Die Regulierungsbehérde kann vom Ubertragungsnetzbetreiber zu jedem Zeitpunkt die
Anderung seines bereits vorgelegten und noch nicht genehmigten Netzentwicklungsplans verlangen.
Antrage auf Anderung des zuletzt genehmigten Netzentwicklungsplans sind zuldssig, sofern wesentliche
Anderungen der Planungsgrundlagen eine neue Beurteilung notwendig machen.

Uberwachung des Netzentwicklungsplans

§39. (1) Die Regulierungsbehdrde dberwacht und evaluiert die Durchflhrung des
Netzentwicklungsplans und  kann  vom  Ubertragungsnetzbetreiber — die  Anderung  des
Netzentwicklungsplans verlangen.

(2) Hat der Ubertragungsnetzbetreiber aus anderen als zwingenden, von ihm nicht zu
beeinflussenden Griinden eine Investition, die nach dem Netzentwicklungsplan in den folgenden drei
Jahren durchgefihrt werden musste, nicht durchgefiihrt, so ist die Regulierungsbehdrde, sofern die
Investition unter Zugrundelegung des jungsten Netzentwicklungsplans noch relevant ist, verpflichtet,
mindestens eine der folgenden MaBnahmen zu ergreifen, um die Durchfilhrung der betreffenden
Investition zu gewéhrleisten:

1. die Regulierungsbehorde fordert den Ubertragungsnetzbetreiber zur Durchfiihrung der

betreffenden Investition auf;

2. die Regulierungsbehdrde leitet ein Ausschreibungsverfahren zur Durchfuhrung der betreffenden
Investition ein, das allen Investoren offen steht, wobei die Regulierungsbehérde einen Dritten
beauftragen kann, das Ausschreibungsverfahren durchzufiihren;

3. oder die Regulierungsbehérde verpflichtet den Ubertragungsnetzbetreiber, einer Kapitalerhdhung
im Hinblick auf die Finanzierung der notwendigen Investitionen zuzustimmen und unabhdngigen
Investoren eine Kapitalbeteiligung zu ermdglichen.

_ (3) Leitet die Regulierungsbehdrde ein Ausschreibungsverfahren gemal Abs. 2 Z 2 ein, kann sie den
Ubertragungsnetzbetreiber dazu verpflichten, eine oder mehrere der folgenden Malnahmen zu
akzeptieren:
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1. Finanzierung durch Dritte;

2. Errichtung durch Dritte;

3. Errichtung der betreffenden neuen Anlagen durch den Ubertragungsnetzbetreiber selbst;
4, Betrieb der betreffenden neuen Anlagen durch den Ubertragungsnetzbetreiber selbst.

(4) Der Ubertragungsnetzbetreiber stellt den Investoren alle erforderlichen Unterlagen fir die
Durchfihrung der Investition zur Verfligung, stellt den Anschluss der neuen Anlagen an das
Ubertragungsnetz her und unternimmt alles, um die Durchfiihrung des Investitionsprojekts zu erleichtern.
Die einschlagigen Finanzierungsvereinbarungen  bedirfen der Genehmigung durch die
Regulierungsbehdrde.

(5) Macht die Regulierungsbehérde von ihren Befugnissen gemall Abs.2 Z 1 bis 3 Gebrauch, so
werden die Kosten der Investitionen durch die jeweiligen Tarife gedeckt.

Pflichten der Betreiber von Ubertragungsnetzen

_ 840. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfuhrungsgesetze haben Betreiber von
Ubertragungsnetzen zu verpflichten,

1. das von ihnen betriebene System sicher, zuverlassig, leistungsfahig und unter Bedachtnahme auf
den Umweltschutz zu betreiben und zu erhalten;

2. die zum Betrieb des Systems erforderlichen technischen Voraussetzungen sicherzustellen;

3. die zur Durchfuhrung der Verrechnung und Datenubermittlung gemaR 8§23 Abs.2 Z9
erforderlichen vertraglichen MalRnahmen vorzusehen;

4. dem Betreiber eines anderen Netzes, mit dem sein eigenes Netz verbunden ist, ausreichende
Informationen zu liefern, um den sicheren und leistungsfahigen Betrieb, den koordinierten
Ausbau und die Interoperabilitat des Verbundsystems sicherzustellen;

5. die genehmigten Allgemeinen Bedingungen und die gemaR 8851 ff bestimmten
Systemnutzungsentgelte zu verdffentlichen;

6. Vertrége Uber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen  sowie den  Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlief3en;

7. auf lange Sicht die Fahigkeit des Netzes zur Befriedigung einer angemessenen Nachfrage nach
Ubertragung von Elektrizitat langfristig sicherzustellen, und unter wirtschaftlichen Bedingungen
und unter gebuhrender Beachtung des Umweltschutzes sichere, zuverldssige und leistungsfahige
Ubertragungsnetze zu betreiben, zu warten und auszubauen;

8. durch entsprechende Ubertragungskapazitit und Zuverlassigkeit des Netzes, einen Beitrag zur
Versorgungssicherheit zu leisten;

9.sich jeglicher Diskriminierung von Netzbenutzern oder Kategorien von Netzbenutzern,
insbesondere zugunsten der mit ihm verbundenen Unternehmen, zu enthalten;

10. den Netzbenutzern die Informationen zur Verfligung zu stellen, die sie fur einen effizienten
Netzzugang bendtigen;

11. Engpésse im Netz zu ermitteln und MalRnahmen zu setzen, um Engpésse zu vermeiden oder zu
beseitigen sowie die Versorgungssicherheit aufrecht zu erhalten. Sofern fur die
Netzengpassbeseitigung oder Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit dennoch Leistungen
der Erzeuger (Erhéhung oder Einschrdnkung der Erzeugung sowie Veranderung der
Verfligbarkeit von Erzeugungsanlagen) erforderlich sind, ist dies vom Ubertragungsnetzbetreiber
unter Bekanntgabe aller notwendigen Daten unverziglich dem Regelzonenfuhrer zu melden, der
erforderlichenfalls weitere Anordnungen zu treffen hat (§ 23 Abs. 2 Z 5);

12. die zur Verfligung Stellung der zur Erfillung der Dienstleistungsverpflichtungen erforderlichen
Mittel zu gewéhrleisten;

13. unter der Aufsicht der nationalen Regulierungsbehdrde Engpasserlose und Zahlungen im
Rahmen des Ausgleichsmechanismus zwischen Ubertragungsnetzbetreibern gemaR Art. 13 der
Verordnung 2009/714/EG einzunehmen, Dritten Zugang zu gewéhren und deren Zugang zu
regeln sowie bei Verweigerung des Zugangs begriindete Erklarungen abzugeben; bei der
Ausubung ihrer im Rahmen dieser Bestimmung festgelegten Aufgaben haben die
Ubertragungsnetzbetreiber in erster Linie die Marktintegration zu erleichtern. Engpasserlose sind
fur die in Art. 16 Abs. 6 der Verordnung 2009/714/EG genannten Zwecke zu verwenden;

14. die Ubertragung von Elektrizitat durch das Netz unter Beriicksichtigung des Austauschs mit
anderen Verbundnetzen zu regeln;
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15. ein sicheres, zuverlassiges und effizientes Elektrizitatsnetz zu unterhalten, dh. die Bereitstellung
aller notwendigen Hilfsdienste, einschlieflich jener, die zur Befriedigung der Nachfrage
erforderlich sind, zu gewahrleisten, sofern diese Bereitstellung unabhéngig von jedwedem
anderen Ubertragungsnetz ist, mit dem das Netz einen Verbund bildet, und MaRnahmen fiir den
Wiederaufbau nach GroRstérungen des Ubertragungsnetzes zu planen und zu koordinieren,
indem er vertragliche Vereinbarungen im technisch notwendigen AusmafR sowohl mit direkt als
auch indirekt angeschlossenen Kraftwerksbetreibern abschlieft, um die notwendige
Schwarzstart- und Inselbetriebsfihigkeit ausschlieBlich durch die Ubertragungsnetzbetreiber
sicherzustellen;

16. einen Netzentwicklungsplan gemaR 837 zu erstellen und zur Genehmigung bei der
Regulierungsbehdérde einzureichen;

17. der Regulierungsbehorde jahrlich schriftlich Bericht dariiber zu legen, welche MalRnahmen sie
zur Wahrnehmung ihrer im Rahmen der Verordnung 2009/714/EG und sonstiger unmittelbar
anwendbarer Bestimmungen des Unionsrechts auferlegten Transparenzverpflichtungen gesetzt
haben. Der Bericht hat insbesondere eine Spezifikation der verdffentlichten Informationen, die
Art der Verdffentlichung (zB Internetadressen, Zeitpunkte und Héufigkeit der Verdffentlichung
sowie qualitative oder quantitative Beurteilung der Datenzuverlassigkeit der Verdffentlichung) zu
enthalten;

18. der Regulierungsbehorde jahrlich schriftlich Bericht dariiber zu legen, welche MalRnahmen sie
zur Wahrnehmung ihrer im Rahmen der Richtlinie 2009/72/EG und sonstiger unmittelbar
anwendbarer Bestimmungen des Unionsrechts auferlegten Verpflichtungen zur technischen
Zusammenarbeit mit Ubertragungsnetzbetreibern der Europaischen Union sowie Drittldndern
gesetzt haben. Der Bericht hat insbesondere auf die mit den Ubertragungsnetzbetreibern
vereinbarten Prozesse und Malnahmen hinsichtlich l&ndertbergreifender Netzplanung
und -betrieb sowie auf vereinbarte Daten fiir die Uberwachung dieser Prozesse und MaRnahmen
einzugehen;

19. Unterstitzung der ENTSO (Strom) bei der Erstellung des gemeinschaftsweiten
Netzentwicklungsplans;

20. zur Einrichtung einer besonderen Bilanzgruppe flr die Ermittlung der Netzverluste, die nur die
dafiir notwendigen Kriterien einer Bilanzgruppe zu erfillen hat;

21. Energie, die zur Deckung von Energieverlusten und Kapazitatsreserven im Ubertragungsnetz
verwendet wird, nach transparenten, nichtdiskriminierenden und marktorientierten Verfahren zu
beschaffen.

(2)  Wirkt ein  Ubertragungsnetzbetreiber, der Teil eines vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens ist, an einem zur Umsetzung der regionalen Zusammenarbeit geschaffenen
gemeinsamen Unternehmen mit, verpflichten die Ausflihrungsgesetze dieses gemeinsame Unternehmen
ein Gleichbehandlungsprogramm aufzustellen und es durchzufihren. Darin sind die MalRnahmen
aufgefiihrt, mit denen sichergestellt wird, dass diskriminierende und wettbewerbswidrige
Verhaltensweisen ausgeschlossen werden. In diesem Gleichbehandlungsprogramm ist festgelegt, welche
besonderen Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung des Ziels der Vermeidung
diskriminierenden und wettbewerbswidrigen Verhaltens haben. Das Programm bedarf der Genehmigung
durch die Agentur. Die Einhaltung des Programms wird durch die Gleichbehandlungsbeauftragten des
Ubertragungsnetzbetreibers kontrolliert.

Genehmigung der Allgemeinen Bedingungen

§ 41. (Verfassungsbestimmung) Fiir die Genehmigung sowie fiir jede Anderung der Allgemeinen
Bedingungen fiir die Betreiber von Ubertragungsnetzen ist die Regulierungsbehdrde zustandig. Die
Genehmigung ist erforderlichenfalls unter Auflagen oder Bedingungen zu erteilen, soweit dies zur
Erfiillung der Vorschriften dieses Gesetzes erforderlich ist. Die Betreiber von Ubertragungsnetzen haben
auf Verlangen der Regulierungsbehérde Anderungen der Allgemeinen Bedingungen vorzunehmen.

6. Hauptstiick
Betrieb von Verteilernetzen

Ausiibungsvoraussetzungen fur Verteilernetze

8§ 42. (Grundsatzbestimmung) (1) Der Betrieb eines Verteilernetzes innerhalb eines Landes bedarf
einer Konzession.
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(2) Die Ausfliihrungsgesetze haben inshesondere die Konzessionsvoraussetzungen und die
Parteistellung bei der Konzessionserteilung sowie die fur die Erteilung einer Konzession fiir den Betrieb
von Verteilernetzen erforderlichen besonderen Verfahrensbestimmungen zu regeln.

(3) Fir Verteilernetzbetreiber, an deren Netz mindestens 100 000 Kunden angeschlossen sind, haben
die Ausflihrungsgesetze als Konzessionsvoraussetzung vorzusehen, dass Konzessionswerber, die zu
einem vertikal integrierten Unternehmen gehéren, zumindest in ihrer Rechtsform, Organisation und
Entscheidungsgewalt unabhéngig von den Gbrigen Tatigkeitsbereichen sein missen, die nicht mit der
Verteilung zusammenhéngen. Weiters haben die Ausfiihrungsgesetze vorzusehen, dass im Falle einer
Konzessionserteilung, insbesondere auch durch entsprechende Auflagen oder Bedingungen, sichergestellt
wird, dass der Verteilernetzbetreiber hinsichtlich seiner Organisation und Entscheidungsgewalt
unabhéngig von den (brigen Tétigkeitsbereichen eines vertikal integrierten Unternehmens ist, die nicht
mit der Verteilung zusammenhangen. Zur Sicherstellung dieser Unabhangigkeit in einem integrierten
Elektrizitatsunternehmen ist insbesondere vorzusehen,

1. dass die fir die Leitung des Verteilernetzbetreibers zustdndigen Personen nicht betrieblichen
Einrichtungen des integrierten Elektrizitatsunternehmens angehdéren, die direkt oder indirekt fir
den laufenden Betrieb in den Bereichen Elektrizitatserzeugung und -versorgung zustandig sind;

2. dass die berufsbedingten Interessen der fiir die Leitung des Verteilernetzbetreibers zustandigen
Personen (Gesellschaftsorgane) in einer Weise beriicksichtigt werden, dass deren
Handlungsunabhangigkeit gewéhrleistet ist, wobei insbesondere die Griinde fiir die Abberufung
eines Gesellschaftsorgans des Verteilernetzbetreibers in der Gesellschaftssatzung des
Verteilernetzbetreibers klar zu umschreiben sind;

3. dass der Verteilernetzbetreiber tiber die zur Erflllung seiner Aufgabe erforderlichen Ressourcen,
einschlieBlich der personellen, technischen, materiellen und finanziellen Mittel verfigt, die fir
den Betrieb, die Wartung oder den Ausbau des Netzes erforderlich sind und gewahrleistet ist,
dass der Verteilernetzbetreiber tber die Verwendung dieser Mittel unabhéngig von den ibrigen
Bereichen des integrierten Unternehmens entscheiden kann;

4. dass der Verteilernetzbetreiber ein Gleichbehandlungsprogramm aufstellt, aus dem hervorgeht,
welche MaRnahmen zum Ausschluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden; weiters
sind MaRnahmen vorzusehen, durch die die ausreichende Uberwachung der Einhaltung dieses
Programms gewahrleistet wird. In diesem Programm ist insbesondere festzulegen, welche
Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung dieses Ziels haben. Der fur die
Aufstellung und Uberwachung der Einhaltung des Gleichbehandlungsprogramms gegeniiber der
Landesregierung  benannte  Gleichbehandlungsverantwortliche hat  dieser und der
Regulierungsbehorde jahrlich einen Bericht tber die getroffenen Malnahmen vorzulegen und zu
veroffentlichen. Die fir die Uberwachung des Gleichbehandlungsprogramms zustandige
Landesregierung hat der Regulierungsbehérde jahrlich einen zusammenfassenden Bericht Uber
die getroffenen MalRnahmen vorzulegen und diesen Bericht zu verdffentlichen.

(4) Abs. 3 Z 1 steht der Einrichtung von Koordinierungsmechanismen nicht entgegen, durch die
sichergestellt wird, dass die wirtschaftlichen Befugnisse des Mutterunternehmens und seine
Aufsichtsrechte Uber das Management im Hinblick auf die Rentabilitdt eines Tochterunternehmens
geschiitzt werden. Insbesondere ist zu gewdhrleisten, dass ein Mutterunternehmen den jahrlichen
Finanzplan oder ein gleichwertiges Instrument des Verteilernetzbetreibers genehmigt und generelle
Grenzen fir die Verschuldung seines Tochterunternehmens festlegt. Weisungen bezuglich des laufenden
Betriebs oder einzelner Entscheidungen tber den Bau oder die Modernisierung von Verteilerleitungen,
die Uber den Rahmen des genehmigten Finanzplans oder eines gleichwertigen Instruments nicht
hinausgehen, sind unzul&ssig.

(5) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass dem Aufsichtsrat von Verteilernetzbetreibern,
die zu einem integrierten Unternehmen gehdéren, mindestens zwei Mitglieder angehdren, die von der
Muttergesellschaft unabhéngig sind.

(6) Die Ausfuihrungsgesetze haben sicher zu stellen, dass ein Verteilernetzbetreiber, der Teil eines
vertikal integrierten Unternehmens ist, von der Landesregierung beobachtet wird, dass er diesen Umstand
nicht zur Verzerrung des Wettbewerbs nutzen kann. Insbesondere haben die Ausfiihrungsgesetze
Malnahmen vorzusehen, durch die gewahrleistet ist, dass vertikal integrierten Verteilernetzbetreiber in
ihrer Kommunikations- und Markenpolitik daftr Sorge tragen, dass eine Verwechslung in Bezug auf die
eigene ldentitat der Versorgungssparte des vertikal integrierten Unternehmens ausgeschlossen ist.

(7) Die Ausfuhrungsgesetze haben sicherzustellen, dass der Gleichbehandlungsbeauftragte des
Verteilernetzbetreibers vollig unabhdngig ist und Zugang zu allen Informationen hat, Uber die der
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Verteilernetzbetreiber und  etwaige verbundene  Unternehmen  verfigen und die der
Gleichbehandlungsbeauftragte bendtigt um seine Aufgaben zu erfiillen.

(8) Die Ausfiihrungsgesetzgebung hat die Landesregierung zu verpflichten, allfallige Verst6Re von
Verteilerunternehmen gegen die in Ausfuhrung der vorstehenden Absdtze erlassenen Landesgesetze
unverziglich der Regulierungsbehdrde mitzuteilen.

Ubergang und Erléschen der Berechtigung zum Netzbetrieb

8§ 43. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfiihrungsgesetze haben als Endigungstatbestande einer
Konzession fiir ein Verteilernetz vorzusehen:
1. die Entziehung,
2. den Verzicht,
3. den Untergang des Unternehmens sowie
4. den Konkurs des Rechtstragers.

(2) Die Entziehung ist jedenfalls dann vorzusehen, wenn der Konzessionstréger seinen Pflichten
nicht nachkommt und eine ganzliche Erfiillung der dem Systembetreiber auferlegten Verpflichtungen
auch nicht zu erwarten ist oder der Systembetreiber dem Auftrag der Behorde auf Beseitigung der
hindernden Umsténde nicht nachkommt.

(3) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass bei Ubertragung von Unternehmen und
Teilunternehmen durch Umgrindung (insbesondere durch Verschmelzungen, Umwandlungen, Einbrin-
gungen, Zusammenschliissen, Spaltungen und Realteilungen) die zur Fortflhrung des Betriebes
erforderlichen Konzessionen auf den Nachfolgeunternehmer Ubergehen und die bloBe Umgriindung
keinen Endigungstatbestand darstellt, insbesondere keine Entziehung rechtfertigt. VVorzusehen ist weiters,
dass der Nachfolgeunternenmer der Landesregierung den Ubergang unter Anschluss eines
Firmenbuchauszugs und der zur Herbeifihrung der Eintragung im Firmenbuch eingereichten Unterlagen
in Abschrift innerhalb angemessener Frist anzuzeigen hat.

Recht zum Netzanschluss

844. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfihrungsgesetze haben — unbeschadet der
Bestimmungen betreffend Direktleitungen sowie bestehender Netzanschlussverhaltnisse — das Recht des
Betreibers eines Verteilernetzes vorzusehen, innerhalb des von seinem Verteilernetz abgedeckten
Gebietes alle Endverbraucher und Erzeuger an sein Netz anzuschlieen (Recht zum Netzanschluss).

(2) Vom Recht gemal Abs. 1 sind jedenfalls jene Kunden auszunehmen, denen elektrische Energie
mit einer Nennspannung von tber 110 kV Ubergeben wird.

Pflichten der Verteilernetzbetreiber
8 45. (Grundsatzbestimmung) Die Ausflihrungsgesetze haben Betreiber von Verteilernetzen zu
verpflichten:

1. die zur Durchfiihrung der Berechnung und Zuordnung der Ausgleichsenergie erforderlichen
Daten zur Verfligung zu stellen, wobei insbesondere jene Zahlwerte zu Ubermitteln sind, die fur
die Berechnung der Fahrplanabweichungen und der Abweichung vom Lastprofil jeder
Bilanzgruppe ben6tigt werden;

2. Allgemeine Bedingungen zu verdffentlichen und zu diesen Bedingungen mit Endverbrauchern
und Erzeugern privatrechtliche Vertrdge Uber den Anschluss abzuschliefen (Allgemeine
Anschlusspflicht);

3. Netzzugangsherechtigten zu den genehmigten Allgemeinen Bedingungen und bestimmten
Systemnutzungsentgelten den Zugang zu ihrem System zu gewahren;

4.die fur den Netzzugang genehmigten Allgemeinen Bedingungen und bestimmten
Systemnutzungsentgelte zu veréffentlichen;

5. die zur Durchfihrung der Verrechnung und Dateniibermittlung geméal Z 1 erforderlichen
vertraglichen MalRnahmen vorzusehen;

6. zum Betrieb und der Instandhaltung des Netzes;

7. zur Abschatzung der Lastflisse und Priifung der Einhaltung der technischen Sicherheit des
Netzes;

8.zur Fihrung einer Evidenz uber alle in seinem Netz tatigen Bilanzgruppen und
Bilanzgruppenverantwortlichen;

9. zur Fihrung einer Evidenz aller in seinem Netz tatigen Lieferanten;
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10. zur Messung der Beziige, Leistungen, Lastprofile der Netzbenutzer, Prifung deren Plausibilitat
und die Weitergabe von Daten im erforderlichen Ausmal an die Bilanzgruppenkoordinatoren,
betroffene Netzbetreiber sowie Bilanzgruppenverantwortliche;

11. zur Messung der Leistungen, Strommengen, Lastprofile, an den Schnittstellen zu anderen Netzen
und Weitergabe der Daten an betroffene Netzbetreiber, und die Bilanzgruppenkoordinatoren;

12. Engpésse im Netz zu ermitteln und Handlungen zu setzen, um diese zu vermeiden;

13.zur Entgegennahme und Weitergabe von Meldungen Uber Lieferanten- sowie
Bilanzgruppenwechsel;

14. zur Einrichtung einer besonderen Bilanzgruppe fur die Ermittlung der Netzverluste, die nur die
dafiir notwendigen Kriterien einer Bilanzgruppe zu erfiillen hat;

15. Energie, die zur Deckung von Energieverlusten und Kapazitatsreserven im Verteilernetz
verwendet wird, nach transparenten, nichtdiskriminierenden und marktorientierten Verfahren zu
beschaffen;

16. zur Einhebung der Entgelte fur Netznutzung;

17. zur Zusammenarbeit mit dem Bilanzgruppenkoordinator, den Bilanzgruppenverantwortlichen
und sonstigen Marktteilnehmern bei der Aufteilung der sich aus der Verwendung von
standardisierten Lastprofilen ergebenden Differenzen nach Vorliegen der Messergebnisse;

18. zur Bekanntgabe der eingespeisten Okoenergie an die Regulierungsbehérde;

19. Vertrdge uber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den Bilanzgruppenverantwort-
lichen sowie den Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen Marktteilnehmern entsprechend den
Marktregeln abzuschlie3en;

20. sich jeglicher Diskriminierung von Netzbenutzern oder Kategorien von Netzbenutzern,
insbesondere zugunsten der mit ihm verbundenen Unternehmen, zu enthalten;

21. den Netzbenutzern die Informationen zur Verfligung zu stellen, die sie fiir einen effizienten
Netzzugang bendtigen;

22. bei der Planung des Verteilernetzausbhaus Energieeffizienz-, Nachfragesteuerungsmainahmen
oder dezentrale Erzeugungsanlagen, durch die sich die Notwendigkeit einer Nachriistung oder
eines Kapazitatsersatzes eriibrigen kénnte, zu beriicksichtigen.

23.den Ubertragungsnetzbetreiber zum Zeitpunkt der Feststellung des technisch geeigneten
Anschlusspunktes tber die geplante Errichtung von Erzeugungsanlagen mit einer Leistung von
Uber 50 MW zu informieren.

Ausnahmen von der Allgemeinen Anschlusspflicht

8 46. (Grundsatzbestimmung) Die Ausfulhrungsgesetze kdnnen Ausnahmen von der Allgemeinen
Anschlusspflicht vorsehen.

Allgemeine Bedingungen

8§ 47. (Verfassungsbestimmung) Fiir die Genehmigung sowie fiir jede Anderung der Allgemeinen
Bedingungen fir die Betreiber von Verteilernetzen ist die Regulierungsbehorde zustandig. Die Betreiber
von Verteilernetzen haben, soweit dies zur Erreichung eines wettbewerbsorientierten Marktes erforderlich
ist, auf Verlangen der Regulierungsbehdrde Anderungen der Allgemeinen Bedingungen vorzunehmen.
Die Regulierungsbehérde kann auch verlangen, dass die Frist innerhalb derer auf Verlangen eines
Kunden dessen Z&hlpunktsbezeichnung ihm oder einem Bevollméchtigten in einem gangigen
Datenformat in elektronischer Form zur Verfugung zu stellen ist oder ein Lieferantenwechsel
durchzuflhren ist in die Allgemeinen Bedingungen aufgenommen wird. Soweit dies zur Erfullung der
Vorschriften dieses Gesetzes erforderlich ist, ist die Genehmigung erforderlichenfalls unter Auflagen oder
Bedingungen zu erteilen.

5. Teil
Systemnutzungsentgelt

1. Hauptstiick
Verfahren zur Festsetzung der Systemnutzungsentgelte

Feststellung der Kostenbasis

8 48. (1) Die Regulierungsbehorde hat die Kosten, die Zielvorgaben und das Mengengeriist von
Netzbetreibern mit einer jahrlichen Abgabemenge an Entnehmer von mehr als 50 GWh im Kalenderjahr
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2008 von Amts wegen periodisch mit Bescheid festzustellen. Die Kosten und das Mengengerust der
tibrigen Netzbetreiber kénnen von Amts wegen mit Bescheid festgestellt werden.

(2) Der Wirtschaftskammer Osterreich, der Landwirtschaftskammer  Osterreich, der
Bundesarbeitskammer und dem Osterreichischen Gewerkschaftsbund ist vor Abschluss des
Ermittlungsverfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Regulierungsbehdrde hat deren
Vertretern Auskiinfte zu geben und Einsicht in den Verfahrensakt zu gewéhren. Wirtschaftlich sensible
Informationen, von denen die Vertreter bei der Austibung ihrer Einsichtsrechte Kenntnis erlangen, sind
vertraulich zu behandeln. Die Wirtschaftskammer Osterreich sowie die Bundesarbeitskammer kénnen
gegen Entscheidungen der Regulierungsbehérde geméR Abs. 1 wegen Verletzung der in § 59 bis § 61
geregelten Vorgaben Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht sowie in weiterer Folge geméaR
Art. 133 B-VG Revision an den Verwaltungsgerichtshof erheben.

Systemnutzungsentgelte und Ausgleichszahlungen

8 49. (1) Die Systemnutzungsentgelte werden unter Beruicksichtigung einer Kostenwélzung gemaf
§ 62 auf Basis der festgestellten Kosten und des Mengengerists mit Verordnung der Regulierungsbehdrde
bestimmt.

(2) Erforderlichenfalls werden in der Verordnung Ausgleichszahlungen zwischen Netzbetreibern
eines Netzbereiches bestimmt.

(3) Der Verordnungserlassung hat ein Stellungnahmeverfahren voranzugehen, das insbesondere den
betroffenen Netzbetreibern, Netzbenutzern und den in § 48 Abs. 2 genannten Interessenvertretungen die
Maéglichkeit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist sicherstellt.

(4) Nach Abschluss des Stellungnahmeverfahrens sind Uber Verlangen sémtliche Unterlagen dem
Regulierungsbeirat vorzulegen. Der Vorsitzende kann zur Beratung im Regulierungsbeirat auch
Sachverstandige beiziehen. Bei Gefahr im Verzug kann die Anhérung durch den Regulierungsbeirat
entfallen. Dieser ist jedoch nachtréglich unverziglich mit der Angelegenheit zu befassen.

(5) Die Regulierungsbehérde und Netzbetreiber haben dem Regulierungsbeirat sémtliche fur die
Beurteilung des Verordnungsentwurfes notwendigen Unterlagen zu Ubermitteln sowie Auskiinfte zu
geben.

Regulierungskonto

8 50. (1) Differenzbetrédge zwischen den tatsachlich erzielten und den der Systemnutzungsentgelte-
Verordnung zu Grunde liegenden Erldsen sind bei der Feststellung der Kostenbasis fiir die nachsten zu
erlassenden Systemnutzungsentgelte-Verordnungen auszugleichen.

(2) Mal3gebliche auRergewdhnliche Erlése oder Aufwendungen kénnen Uber das Regulierungskonto
Uber einen angemessen Zeitraum verteilt werden.

(3) Wurde ein Kostenbescheid aufgehoben, ist eine abweichende Kostenfeststellung im
Ersatzbescheid bei der Feststellung der Kostenbasis fiir die nadchsten Entgeltperioden gemal Abs. 1 zu
beriicksichtigen.

(4) Wurde ein Kostenbescheid vom Bundesverwaltungsgericht abgeéndert, ist eine abweichende
Kostenfeststellung im Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts bei der Feststellung der Kostenbasis fir
die nachsten Entgeltperioden zu beriicksichtigen.

(5) Wird eine Systemnutzungsentgelte-Verordnung oder eine aufgrund des 8§25
Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes, BGBI. | Nr. 143/1998, erlassene Verordnung vom
Verfassungsgerichtshof aufgehoben oder hat der Verfassungsgerichtshof ausgesprochen, dass eine
Verordnung gesetzwidrig war, und ergeben sich daraus Minder- oder Mehrerlose, sind diese bei der
Feststellung der Kostenbasis Uiber einen angemessenen Zeitraum zu beriicksichtigen.

(6) Netzbetreiber, deren Kosten nicht festgestellt wurden, kdnnen binnen drei Monaten nach In-
Kraft-Treten der jeweiligen Systemnutzungsentgelte-Verordnung einen Antrag auf Kostenfeststellung fur
die zur Festsetzung der Systemnutzungsentgelte herangezogene Kostenperiode stellen. Stellt ein
Netzbetreiber einen Antrag auf Kostenfeststellung, sind die Kosten samtlicher Netzbetreiber des
Netzbereichs fur diese Kostenperiode von Amts wegen festzustellen. Die festgestellten Kosten sind bei
der Festsetzung der Systemnutzungsentgelte und der Ausgleichszahlungen fur die nachste Entgeltperiode
im betroffenen Netzbereich zu beriicksichtigen.

(7) Die Anspriiche und Verpflichtungen, die vom Regulierungskonto erfasst werden, und Anspriiche
und Verpflichtungen, die die Netzverlustenergiebeschaffung und die Beschaffung der Sekundérregelung
betreffen, sind im Rahmen des Jahresabschlusses zu aktivieren oder zu passivieren. Die Bewertung der
Posten richtet sich nach den geltenden Rechnungslegungsvorschriften.
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2. Hauptstuick
Entgeltkomponenten

Bestimmung der Systemnutzungsentgelte

8 51. (1) Zur Erbringung aller Leistungen, die von den Netzbetreibern und Regelzonenfiihren in
Erfullung der ihnen auferlegten Verpflichtungen erbracht werden, haben die Netzbenutzer ein
Systemnutzungsentgelt zu entrichten. Das Systemnutzungsentgelt besteht aus den in Abs. 2 Z 1 bis 7
bezeichneten Bestandteilen. Eine Gber die im Abs. 2 Z 1 bis 8 angefiihrten Entgelte hinausgehende
Verrechnung in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Netzbetrieb ist, unbeschadet gesonderter
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, unzuldssig. Das Systemnutzungsentgelt hat dem Grundsatz der
Gleichbehandlung  aller ~ Systembenutzer, der  Kostenorientierung und  weitestgehenden
Verursachungsgerechtigkeit zu entsprechen und zu gewdhrleisten, dass elektrische Energie effizient
genutzt wird und das Volumen verteilter oder Ubertragener elektrischer Energie nicht unnétig erhéht wird.

(2) Das Systemnutzungsentgelt bestimmt sich aus dem

1. Netznutzungsentgelt;
. Netzverlustentgelt;
. Netzzutrittsentgelt;
. Netzbereitstellungsentgelt;
. Systemdienstleitungsentgelt;
. Entgelt fir Messleistungen;
. Entgelt fir sonstige Leistungen sowie
. gegebenenfalls dem Entgelt fur internationale Transaktionen und flr Vertrage fur den Transport
von Energie geméaR § 113 Abs. 1.

Dieinden Z 1, 2, 4, 5, 6 und 7 angefuhrten Entgelte sind durch Verordnung der Regulierungsbehdrde zu
bestimmen, wobei die Entgelte gemal Z 1, 2, 4, 5 und 7 als Festpreise zu bestimmen sind. Das Entgelt
gemdl Z6 ist als Hochstpreis zu bestimmen. Die Entgelte sind in Euro bzw. Cent pro
Verrechnungseinheit angegeben.

(3) Die Regulierungsbehdrde hat jedenfalls Systemnutzungsentgelte fiir Entnehmer und Einspeiser
von elektrischer Energie durch Verordnung zu bestimmen, die auf den Netzbereich sowie die Netzebene
zu bheziehen sind, an der die Anlage angeschlossen ist. VVorgaben hinsichtlich der Netzebenenzuordnung
der Anlagen, der Verrechnungsmodalititen sowie besondere Vorschriften fir temporare Anschliisse sind
in dieser Verordnung festzulegen.

0O ~NO Ol WN

Netznutzungsentgelt

8§ 52. (1) Durch das Netznutzungsentgelt werden dem Netzbetreiber die Kosten fur die Errichtung,
den Ausbau, die Instandhaltung und den Betrieb des Netzsystems abgegolten. Das Netznutzungsentgelt
ist von Entnehmern pro Zahlpunkt zu entrichten. Es ist entweder arbeitsbezogen oder arbeits- und
leistungsbezogen festzulegen und regelméRig in Rechnung zu stellen. Der leistungsbezogene Anteil des
Netznutzungsentgeltes ist grundsétzlich auf einen Zeitraum eines Jahres zu beziehen. Die
Regulierungsbehdrde kann Netznutzungsentgelte unter Beriicksichtigung einheitlicher Tarifstrukturen
zeitvariabel und/oder lastvariabel gestalten. Zur Ermittlung der Basis fir die Verrechnung des
leistungsbezogenen Anteils des Netznutzungsentgeltes ist das arithmetische Mittel der im
Abrechnungszeitraum monatlich gemessenen hdchsten viertelstiindlichen Leistung heranzuziehen. In den
Netzebenen gemdll § 63 Z1 und 2 kann das 3-Spitzenmittel herangezogen werden. Fir eine kiirzere
Inanspruchnahme als ein Jahr sowie bei ganzlicher oder teilweiser nicht durchgehender Inanspruchnahme
des Netzsystems kdnnen abweichende Netznutzungsentgelte verordnet werden.

(2) Pauschalierte leistungsbezogene Netznutzungsentgelte sind auf einen Zeitraum von einem Jahr
zu beziehen. Ist der Abrechnungszeitraum kirzer oder langer als ein Jahr, dann ist der fur den
leistungsbezogenen Netznutzungstarif verordnete Pauschalbetrag tageweise zu aliquotieren.

(3) Nicht im Netznutzungsentgelt beriicksichtigt ist eine Blindleistungsbereitstellung, die gesonderte
MaRnahmen erfordert, individuell zuordenbar ist und innerhalb eines definierten Zeitraums fir
Entnehmer mit einem Leistungsfaktor (cos @), dessen Absolutbetrag kleiner als 0,9 ist, erfolgt. Die
Aufwendungen dafiir sind den Netzbenutzern gesondert zu verrechnen.

(4) Ist fur die Abrechnung eine rechnerische Ermittlung des Verbrauchs notwendig, so ist diese bei
Zahlpunkten ohne Lastprofilz&hler vom Netzbetreiber ausschlieBlich anhand der geltenden,
standardisierten Lastprofile transparent und nachvollziehbar durchzufiihren. Netzbetreiber mit einer
jahrlichen Abgabemenge von maximal 10 GWh kénnen zur Verwaltungsvereinfachung vereinfachte
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Verfahren anwenden. Weicht eine rechnerische Verbrauchswertermittlung von den tatséchlichen Werten
ab, so ist eine unentgeltliche Rechnungskorrektur vorzunehmen.

Netzverlustentgelt

8§ 53. (1) Durch das Netzverlustentgelt werden jene Kosten abgegolten, die dem Netzbetreiber fur die
transparente und diskriminierungsfreie Beschaffung von angemessenen Energiemengen zum Ausgleich
physikalischer Netzverluste entstehen, bei der Ermittlung angemessener Energiemengen sind
Durchschnittshetrachtungen zuléssig. Das Netzverlustentgelt ist von Entnehmern und Einspeisern zu
entrichten. Einspeiser, einschlielich Kraftwerksparks, mit einer Anschlussleistung bis inklusive funf
MW sind von der Entrichtung des Netzverlustentgelts befreit.

(2) Das Netzverlustentgelt ist arbeitsbezogen festzulegen und regelmaRig in Rechnung zu stellen.
Sofern die Eigentumsgrenze einer Anlage in einer anderen Netzebene liegt als die Messeinrichtung, ist fir
die Bemessung des Netzverlustentgelts jene Netzebene mafgeblich, in der sich die Messeinrichtung
befindet.

(3) Ist flr die Abrechnung eine rechnerische Ermittlung des Verbrauchs notwendig, so ist diese bei
Zéhlpunkten ohne Lastprofilz&hler vom Netzbetreiber ausschlielich anhand der geltenden,
standardisierten Lastprofile transparent und nachvollziehbar durchzufilhren. Netzbetreiber mit einer
jahrlichen Abgabemenge von maximal 10 GWh konnen zur Verwaltungsvereinfachung vereinfachte
Verfahren anwenden. Weicht eine rechnerische Verbrauchswertermittlung von den tatsdchlichen Werten
ab, so ist eine unentgeltliche Rechnungskorrektur vorzunehmen.

Netzzutrittsentgelt

8 54. (1) Durch das Netzzutrittsentgelt werden dem Netzbetreiber alle angemessenen und den
marktiblichen Preisen entsprechenden Aufwendungen abgegolten, die mit der erstmaligen Herstellung
eines Anschlusses an ein Netz oder der Abdanderung eines Anschlusses infolge Erhdhung der
Anschlussleistung eines Netzbenutzers unmittelbar verbunden sind. Das Netzzutrittsentgelt ist einmalig
zu entrichten und dem Netzbenutzer auf transparente und nachvollziehbare Weise darzulegen. Sofern die
Kosten fiir den Netzanschluss vom Netzbenutzer selbst getragen werden, ist die Hohe des
Netzzutrittsentgelts entsprechend zu vermindern.

(2) Das Netzzutrittsentgelt ist aufwandsorientiert zu verrechnen, wobei der Netzbetreiber eine
Pauschalierung fiir vergleichbare Netzbenutzer einer Netzebene vorsehen kann.

Netzbereitstellungsentgelt

8 55. (1) Das Netzbereitstellungsentgelt wird Entnehmern bei Erstellung des Netzanschlusses oder
bei Uberschreitung des vereinbarten AusmaRes der Netznutzung als leistungsbezogener Pauschalbetrag
fur den bereits erfolgten sowie notwendigen Ausbau des Netzes zur Ermdglichung des Anschlusses
verrechnet. Es bemisst sich nach dem vereinbarten Ausmaf der Netznutzung. Wurde kein Ausmal der
Netznutzung vereinbart oder wurde das vereinbarte AusmaR der Netznutzung Uberschritten, bemisst sich
das Netzbereitstellungsentgelt am tatsachlich in Anspruch genommenen AusmaB der Netznutzung.
Jedenfalls ist das Netzbereitstellungsentgelt in Héhe der Mindestleistung geméaR Abs. 7 zu verrechnen.

(2) Das geleistete Netzbereitstellungsentgelt ist auf Verlangen des Entnehmers innerhalb von
fiinfzehn Jahren ab dem Zeitpunkt der Bezahlung nach einer mindestens drei Jahre ununterbrochen
dauernden Verringerung der tatséchlichen Ausnutzung des vereinbarten Ausmales der Netznutzung oder
drei Jahre nach Stilllegung des Netzanschlusses, dem Entnehmer anteilig, entsprechend dem AusmaR der
Verringerung der Ausnutzung des vereinbarten AusmaRes der Netznutzung, rlckzuerstatten. Die
Riickerstattung einer bis zum 31. Dezember 2008 vertraglich vereinbarten Mindestleistung bzw. der
Mindestleistung im Sinne des Abs. 7 sowie eines vor dem 19. Februar 1999 erworbenen Ausmalies der
Netznutzung ist nicht moglich.

(3) Die Berechnung des Netzbereitstellungsentgelts hat sich an den durchschnittlichen Ausbaukosten
flr neue und fur die Verstarkung von bestehenden Ubertragungs- und Verteilnetzen zu orientieren.

(4) Wird die Netznutzung innerhalb des Netzes eines Netzbetreibers ortlich Ubertragen, ist das
bereits geleistete Netzbereitstellungsentgelt in jenem Ausmaf anzurechnen, in dem sich die vereinbarte
weitere Netznutzung gegeniiber der bisherigen tatsachlich nicht dndert. Die ortliche Ubertragung einer bis
zum 31. Dezember 2008 vertraglich vereinbarten Mindestleistung, der Mindestleistung im Sinne des
Abs. 7 oder eines vor dem 19. Februar 1999 erworbenen Ausmalies der Netznutzung ist nicht mdglich.

(5) Wird die Netzebene gewechselt, ist die Differenz zwischen dem nach dem 19. Februar 1999
bereits geleisteten Netzbereitstellungsentgelt und dem auf der neuen Netzebene zum Zeitpunkt des
Netzebenenwechsels zu leistenden Netzbereitstellungsentgelts riickzuerstatten bzw. durch den Entnehmer
nachzuzahlen. Das bis zum 19. Februar 1999 erworbene Ausmal der Netznutzung in kW wird im Falle
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eines Wechsels der Netzebene unveréndert uUbertragen, ohne dass es zu einem finanziellen Ausgleich
kommt.

(6) Die tatsachlich vereinnahmten Netzbereitstellungsentgelte sind Uber einen Zeitraum von 20
Jahren, bezogen auf die jeweiligen Netzebenen aufzul@sen, sodass sie sich kostenmindernd auf das
Netznutzungsentgelt auswirken.

(7) Die Mindestleistungswerte betragen
1. maximal 15 kW fiir die Netzebene 7;
2. 100 kW fir die Netzebene 6;

3. 400 kW fir die Netzebene 5;
4. 5000 kW fir die Netzebenen 3 und 4;
5. 200 MW fir die Netzebenen 1 und 2.

(8) Ausgenommen von der Entrichtung des Netzbereitstellungsentgelts aus Anlass des erstmaligen
Abschlusses des Netzzugangsvertrages sind Betreiber jener Anlagen auf Netzebene 1 und Netzebene 2,
fir die bis zum 31. Dezember 2008 alle fiir die Errichtung der Anlage notwendigen behdrdlichen
Genehmigungen in erster Instanz vorliegen. Als bis zum 1. J&nner 2009 bereits erworbenes AusmaR der
Netznutzung gilt, sofern vertraglich nichts anderes vereinbart, der hohere der folgenden Werte: Das vor
dem 19. Februar 1999 erworbene AusmaR der Netznutzung in KW oder der arithmetische Mittelwert der
hdchsten einviertelstiindlichen monatlichen Durchschnittsbelastung von Oktober 2007 bis September
2008 in kW.

(9) Fur Entnehmer in den Netzbereichen Steiermark und Graz gilt: Als bis zum 30. Juni 2009 bereits
erworbenes Ausmall der Netznutzung gilt fur leistungsgemessene Kunden, sofern vertraglich nichts
anderes vereinbart, der hohere der folgenden Werte: Das vor dem 19. Februar 1999 erworbene Ausmaf
der Netznutzung in kW oder der arithmetische Mittelwert der hdchsten einviertelstiindlichen monatlichen
Durchschnittsbelastung von Oktober 2007 bis September 2008 in kW. Fir nicht leistungsgemessene
Kunden gilt, sofern vertraglich bis 31. Dezember 2008 nicht anders vereinbart, eine Leistung von 4 kW
als erworben. Bei tempordren Anschlussen und Baustromanschlissen, bei denen die gesamte
Anschlussanlage oder ein Uberwiegender Teil der Anschlussanlage bereits im Zuge des temporéren
Anschlusses im Hinblick auf den spateren Anschluss bis zum 30. Juni 2009 dauerhaft ausgefiihrt wurde,
gilt, sofern vertraglich bis 30. Juni 2009 nicht anders vereinbart, eine Leistung von 4 kW als erworben.

Systemdienstleistungsentgelt

856. (1) Durch das Systemdienstleistungsentgelt werden dem Regelzonenfilhrer jene Kosten
abgegolten, die sich aus dem Erfordernis ergeben, Lastschwankungen durch eine Sekundérregelung
auszugleichen. Das Systemdienstleistungsentgelt beinhaltet die Kosten fiir die Bereithaltung der Leistung
und jenen Anteil der Kosten fur die erforderliche Arbeit, der nicht durch die Entgelte fir
Ausgleichsenergie aufgebracht wird.

(2) Das Systemdienstleistungsentgelt ist arbeitsbezogen zu bestimmen und ist von Einspeisern,
einschlieBlich Kraftwerksparks, mit einer Anschlussleistung von mehr als funf MW regelmaRig zu
entrichten.

(3) Bemessungsgrundlage ist die Bruttoerzeugung (an den Generatorklemmen) der jeweiligen
Anlage bzw. des Kraftwerksparks. Sofern die Verbindungsleitung(en) der Anlage zum ¢ffentlichen Netz
eine geringere Kapazitat aufweist (aufweisen) als die Nennleistung der Erzeugungsanlagen, so ist die
Bemessungsgrundlage die Anzahl der Betriebsstunden der Anlage multipliziert mit der Nennleistung
(Absicherung der Zuleitung) der Verbindungsleitung zum &ffentlichen Netz.

(4) Die zur Verrechnung des Systemdienstleistungsentgelts notwendigen Daten sind von den zur
Zahlung verpflichteten Erzeugern dem Regelzonenfiihrer jahrlich bekannt zu geben.

Entgelt fir Messleistungen

8 57. (1) Durch das vom Netzbenutzer zu entrichtende Entgelt fiir Messleistungen werden dem
Netzbetreiber jene direkt zuordenbaren Kosten abgegolten, die mit der Errichtung und dem Betrieb von
Zé&hleinrichtungen einschlieBlich notwendiger Wandler, der Eichung und der Datenauslesung verbunden
sind.

(2) Die festgesetzten Entgelte fir Messleistungen sind Hochstpreise und gelten fiir die jeweils
eingesetzte Art der Messung. Das Entgelt fir Messleistungen ist regelmdRig sowie grundsatzlich
aufwandsorientiert zu verrechnen. Soweit Messeinrichtungen von den Netzbenutzern selbst beigestellt
werden, ist es entsprechend zu vermindern.
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(3) Das Entgelt fur Messleistungen ist auf einen Zeitraum von einem Monat zu beziehen und ist im
Zuge von nicht monatlich erfolgenden Abrechnungen tageweise zu aliquotieren.

(4) Eine Ab- bzw. Auslesung der Zahleinrichtung hat — mit Ausnahme von Lastprofilzdhlern, die
vom Netzbetreiber jedenfalls zumindest monatlich ausgelesen werden, sowie intelligenten Messgeréten,
die geméaR § 84 Abs. 1 ausgelesen werden, — zumindest einmal jéhrlich zu erfolgen. Dabei hat mindestens
alle drei Jahre eine Ab- bzw. Auslesung durch den Netzbetreiber selbst zu erfolgen. Werden die Ablesung
und die Ubermittlung der Messdaten durch den Netzbenutzer erledigt, so ist der Netzbetreiber zur
Durchfiilhrung einer Plausibilitatskontrolle der Ubermittelten Daten verpflichtet. Eine rechnerische
Ermittlung der Messwerte ist nur in jenen Féllen zuldssig, in denen der Netzbenutzer von der ihm
angebotenen Mdglichkeit zur Selbstablesung und Ubermittlung der Daten an den Netzbetreiber keinen
Gebrauch gemacht hat und ein Ableseversuch durch den Netzbetreiber, aus einem Grund, der dem
Verantwortungsbereich des Netzbenutzers zuzuordnen ist, erfolglos blieb.

Entgelt flir sonstige Leistungen

8 58. Die Netzbetreiber sind berechtigt, Netzbenutzern fur die Erbringung sonstiger Leistungen, die
nicht durch die Entgelte gem&R § 51 Abs.2 Z 1 bis 6 und 8 abgegolten sind, und vom Netzbenutzer
unmittelbar verursacht werden, ein gesondertes Entgelt zu verrechnen. Die Entgelte fiir sonstige
Leistungen sind von der Regulierungshbehorde durch Verordnung in angemessener Hohe festzulegen,
wobei iber die in Abs. 1 festgelegten Grundsatze hinausgehend auf die soziale Vertréglichkeit Bedacht zu
nehmen ist. Entgelte fir sonstige Leistungen sind insbesondere fiir Mahnspesen, sowie die vom
Netzbenutzer veranlassten Anderungen der Messeinrichtung festzusetzen. Das fiir die Abschaltung geman
8 82 Abs. 3 und Wiederherstellung des Netzzuganges zu entrichtende Entgelt darf insgesamt 30 Euro
nicht Gbersteigen.

3. Hauptstiick
Grundsétze der Kosten- und Mengenermittlung

Kostenermittlung

8 59. (1) Die den Entgelten zugrunde liegenden Kosten haben dem Grundsatz der Kostenwahrheit zu
entsprechen und sind differenziert nach Netzebenen zu ermitteln. Dem Grunde und der Hoéhe nach
angemessene Kosten sind zu berticksichtigen. Der Netzsicherheit, der Versorgungssicherheit unter
Bertcksichtigung von Qualitatskriterien, der Marktintegration sowie der Energieeffizienz ist Rechnung zu
tragen. Die Bestimmung der Kosten unter Zugrundelegung einer Durchschnittsbetrachtung, die von einem
rationell gefiihrten, vergleichbaren Unternehmen ausgeht, ist zul&ssig. Investitionen sind in angemessener
Weise ausgehend von den urspriinglichen Anschaffungskosten sowie den Finanzierungskosten zu
beriicksichtigen. AuRerordentliche Aufwendungen oder Ertrdge konnen uUber einen mehrjéhrigen
Zeitraum anteilig verteilt werden. Die bei einer effizienten Implementierung neuer Technologien
entstehenden Kosten sind in den Entgelten unter Berticksichtigung der beschriebenen Grundsétze und der
Nutzung von Synergieeffekten angemessen zu berticksichtigen. Internationale Transaktionen und
Vertrdge fir den Transport von Energie gemédR § 113 Abs.1 sind bei der Kostenermittlung zu
beriicksichtigen.

(2) Fur die Ermittlung der Kosten sind Zielvorgaben zugrunde zu legen, die sich am
Einsparungspotential der Unternehmen orientieren. Dabei sind die festgestellten Kosten sowohl um
generelle Zielvorgaben, die sich an Produktivitatsentwicklungen orientieren, als auch um die
netzbetreiberspezifische Teuerungsrate anzupassen. Individuelle Zielvorgaben koénnen aufgrund der
Effizienz der Netzbetreiber beriicksichtigt werden. Die dabei anzuwendenden Methoden haben dem Stand
der Wissenschaft zu entsprechen. Bei der Ermittlung der individuellen Zielvorgaben kénnen neben einer
Gesamtunternehmensbetrachtung bei  sachlicher Vergleichbarkeit auch einzelne Teilprozesse
herangezogen werden. Dabei ist sicher zu stellen, dass fiir die Ubertragungs- und Verteilernetzbetreiber
Anreize bestehen, die Effizienz zu steigern und notwendige Investitionen angemessen durchfithren zu
kénnen.

(3) Der Zeitraum zur Realisierung der Zielvorgaben (Zielerreichungszeitraum) kann durch die
Regulierungsbehorde im jeweiligen Kostenbescheid in ein- oder mehrjihrige Regulierungsperioden
unterteilt werden. Zum Ende einer Regulierungsperiode konnen die unternehmensindividuellen
Effizienzfortschritte einer Evaluierung unterzogen werden. Nach einer Regulierungsperiode kann
neuerlich ein Effizienzvergleich oder ein alternatives dem Stand der Wissenschaft entsprechendes
Regulierungssystem zur Ermittlung der Netznutzungsentgelte umgesetzt werden.
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(4) Beeinflusst das vertikal integrierte Elektrizitdtsunternehmen die Kosten des Netzbetreibers durch
Verrechnungen, muss der Netzbetreiber diese Kosten ausreichend belegen. Auf Verlangen der
Regulierungsbehérde hat das vertikal integrierte Elektrizitdtsunternehmen die Kalkulationsgrundlage fiir
die Verrechnungen vorzulegen.

(5) Zur Abdeckung der netzbetreiberspezifischen Teuerungsrate ist ein Netzbetreiberpreisindex zu
berticksichtigen. Dieser setzt sich aus verdffentlichten Teilindices zusammen, die die durchschnittliche
Kostenstruktur der Netzbetreiber repréasentieren.

(6) Zielvorgaben gemall Abs. 2 sowie die netzbetreiberspezifische Teuerungsrate gemal Abs. 5
wirken ausschlieflich auf die vom Unternehmen beeinflussbaren Kosten. Nicht beeinflussbare Kosten
sind insbesondere Kosten:

1. die mit der Umsetzung von MalRnahmen entstehen, die auf Grund von Netzentwicklungsplénen

von der Regulierungsbehdrde genehmigt worden sind;

2. fir die Nutzung funktional verbundener Netze im Inland;
. zur Deckung von Netzverlusten auf Basis transparenter und diskriminierungsfreier Beschaffung;

4. fur die Bereitstellung von Primér- und Sekundérregelung auf Basis transparenter und
diskriminierungsfreier Beschaffung;

5. fiir Landesabgaben zur Nutzung 6ffentlichen Grundes (Gebrauchsabgabe);

6. aufgrund gesetzlicher Vorschriften im Zuge von Ausgliederungen, welche dem Grunde nach zum
Zeitpunkt der Vollliberalisierung des Elektrizitdtsmarktes mit 1. Oktober 2001 bestanden haben.
Die n&heren Kostenarten sind spétestens nach Ablauf von 3 Monaten ab Inkrafttreten dieses
Gesetzes durch eine Verordnung der Regulierungskommission festzulegen.

(7) Die Kosten fiir die Bestimmung der Netzverlust- und Netznutzungsentgelte sind bezogen auf die
jeweiligen Netzebenen auf Basis der festgestellten Gesamtkosten abzuglich vereinnahmter Messentgelte,
Entgelte flr sonstige Leistungen sowie der anteiligen Auflésung von passivierten Netzbereitstellungs-
und Netzzutrittsentgelten sowie unter angemessener Berlicksichtigung etwaiger Erlése aus
grenziiberschreitenden Transporten zu ermitteln. Die festgestellten Gesamtkosten sind um vereinnahmte
Forderungen und Beihilfen zu reduzieren.

(8) Sofern die angewandte Regulierungssystematik fiir ein- oder mehrjahrige Regulierungsperioden
geméal Abs. 1 bis Abs. 6 einen Zeitverzug in der Abgeltung durch die Systemnutzungsentgelte bewirkt,
kénnen entsprechende Differenzbetrage im Rahmen des Jahresabschlusses aktiviert werden bzw. sind
diese im Rahmen des Jahresabschlusses als Rickstellung zu passivieren. Die Bewertung der Posten
richtet sich nach den geltenden Rechnungslegungsvorschriften.

Finanzierungskosten

8 60. (1) Finanzierungskosten haben die angemessenen Kosten fiir die Verzinsung von Eigen- und
Fremdkapital zu umfassen, wobei die Verhéltnisse des Kapitalmarktes und die Kosten flir Ertragsteuern
zu beriicksichtigen sind. Geforderte Finanzierungen sind angemessen zu ber{icksichtigen.

(2) Die Finanzierungskosten sind durch Multiplikation des angemessenen Finanzierungskostensatzes
mit der zu verzinsenden Kapitalbasis zu ermitteln. Hierbei ist der verzinsliche Rickstellungsbestand unter
Berlcksichtigung der Finanzierungstangente, welche im Personalaufwand verbucht ist, kostenmindernd
anzusetzen.

(3) Der Finanzierungskostensatz ist aus einem gewichteten durchschnittlichen Kapitalkostensatz
unter Zugrundelegung einer Normkapitalstruktur sowie der Ertragsteuer zu bestimmen. Die
Normkapitalstruktur ~ hat  sowohl generelle  branchenlbergreifende als auch signifikante
unternehmensindividuelle Faktoren zu berlicksichtigen, welche den Eigenkapitalanteil um mehr als 10%
unterschreiten. Eine marktgerechte Risikoprdmie fur das Eigen- und Fremdkapital, die
Rahmenbedingungen des Kapitalmarktes sowie ein risikoloser Zinssatz sind zu beriicksichtigen. Bei der
Ermittlung des risikolosen Zinssatzes kann ein mehrjahriger Durchschnitt herangezogen werden.

(4) Die verzinsliche Kapitalbasis ist durch die der Kostenfestlegung zugrunde liegende Bilanz im
Sinne des § 8 fiir die Ubertragungs- und Verteilungstitigkeit zu bestimmen. Sie ergibt sich aus dem fiir
den Netzbetrieb nétigen Sachanlagevermdgen und dem immateriellen Vermdgen abziiglich passivierter
Netzzutritts- und Netzbereitstellungsentgelte (Baukostenzuschiisse) und etwaiger Firmenwerte. Im Falle
von Zusammenschliissen von Netzbetreibern kann eine erhdhte Kapitalbasis anerkannt werden, sofern aus
diesem Zusammenschluss erzielte Synergieeffekte unmittelbar zu einer Reduktion der Gesamtkosten
fuhren.

w
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Ermittlung des Mengengerusts

§61. Die den Entgelten zugrunde liegenden Mengen sind auf Basis der Abgabe- und
Einspeisemengen in kWh, des arithmetischen Mittels der im Betrachtungszeitraum monatlich ermittelten
bzw. gemessenen hochsten einviertelstiindlichen Leistungen in kW und Z&hlpunkte des zuletzt
verflgbaren Geschéftsjahres pro Netzebene zu ermitteln. Aktuelle oder erwartete erhebliche Effekte bei
der Mengenentwicklung, sowohl bei der Mengen- als auch bei der Leistungskomponente sowie bei der
Anzahl der Zéhlpunkte, kénnen berlicksichtigt werden.

4. Hauptstlick
Grundsatze der Entgeltermittlung

Entgeltermittlung und Kostenwalzung

8§ 62. (1) Das Systemnutzungsentgelt ist auf den Netzbereich sowie die Netzebene, an der die Anlage
angeschlossen ist, pro Zahlpunkt zu beziehen. Die Ermittlung der Systemnutzungsentgelte erfolgt auf
Basis der festgestellten gewalzten Kosten und des festgestellten Mengengersts.

(2) Bei mehreren Netzbetreibern innerhalb eines Netzbereiches sind zur Ermittlung der
Systemnutzungssentgelte die festgestellten Kosten und das festgestellte Mengengerist dieser
Netzbetreiber je Netzebene zusammenzufassen. Differenzen zwischen den festgestellten Kosten und der
Erlose auf Basis des festgestellten Mengengeriists pro Netzbetreiber sind innerhalb des Netzbereiches
auszugleichen. Entsprechende Ausgleichszahlungen zwischen den Netzbetreibern eines Netzbereichs, fir
die die Kosten festgestellt wurden, sind in der Verordnung gemaR 8 51 Abs. 3 festzusetzen.

(3) Das bei der Bestimmung der Entgelte des Hochstspannungsnetzes zugrunde zu legende
Verfahren der Kostenwalzung ist von der Regulierungsbehérde unter angemessener Berlicksichtigung
von Gesichtspunkten einer Brutto- und Nettobetrachtung durch Verordnung gemaR § 51 Abs. 3 zu
bestimmen. Kosten fir die Vorhaltung der Sekundérregelleistung, sowie flr die Bereitstellung von
Netzverlusten sind in der Brutto- und Nettobetrachtung nicht zu berticksichtigen. Bei der Brutto- und
Nettobetrachtung ist ein Anteil von 70% fur die Netzkosten im Verhéltnis der Gesamtgabe und
Einspeisung nach elektrischer Arbeit nach der Kostenwalzung geméaR der Bruttobetrachtung nicht zu
Uberschreiten. Kosten fiur die Erbringung von Netzreserve gemal den 88 23b bis 23d sind zur Géanze in
der Nettobetrachtung zu berlcksichtigen. Die Bruttokomponente flr die Hochstspannungsebene ist in den
arbeitsbezogenen Tarifen fur die Netznutzung getrennt zu berlcksichtigen und ist in einem in der
Verordnung geméR § 51 Abs. 3 zu bestimmenden Verfahren den Netzbetreibern des Netzbereichs weiter
zu verrechnen.

(4) Bei der Bestimmung der Entgelte der Netzebenen und Netzbereiche gemaR 8 63 Z 3 bis 7 ist
ebenfalls eine Kostenwalzung durchzuflihren, wobei die Netzkosten der jeweiligen Netzebene zuziglich
dem aus der Uberlagerten Netzebene abgewalzten Kostenanteil auf die direkt an der Netzebene des
Netzbereichs angeschlossenen Entnehmer und Einspeiser und auf alle den untergelagerten Netzebenen
angeschlossenen Entnehmer und Einspeiser aufzuteilen sind. Bei der Walzung ist zusatzlich die
eingespeiste Energie aus Erzeugungsanlagen auf den einzelnen Netzebenen zu beriicksichtigen. Die
Walzung hat unter Anwendung eines angemessenen Verhaltnisses zwischen Leistung (kW) und Arbeit
(kwh) zu erfolgen.

(5) Die fir die Kostenwalzung zu verwendenden elektrischen Leistungen ergeben sich nach einem
anerkannten Ermittlungsverfahren, wie etwa aus dem 3-Spitzenmittel oder dem Hdochstlastverfahren,
beim Hochstspannungsnetz jedenfalls aus dem arithmetischen Mittel der in den Perioden Janner bis Mérz,
April bis September und Oktober bis Dezember aus dem Hochstspannungsnetz bezogenen hdchsten
Halbstunden-Durchschnittsleistung. Die fir die Kostenwélzung zu verwendende elektrische Arbeit ergibt
sich aus der Summe der Einzelbeziige aller an der jeweiligen Netzebene angeschlossenen Endverbraucher
und der daraus versorgten Netzbereiche sowie der an die ndchste Netzebene abgegebenen elektrischen
Arbeit. Der Eigenbedarf des Netzes ist von der Kostenwélzung fur die Bestimmung der
Netznutzungsentgelte auszunehmen.

Netzebenen
8 63. Als Netzebenen, von denen bei der Bildung der Systemnutzungsentgelte auszugehen ist,
werden bestimmt:
1. Netzebene 1: Hichstspannung (380 kV und 220 kV, einschlieflich 380/220-kV-Umspannung);
2. Netzebene 2: Umspannung von Héchst- zu Hochspannung;

3. Netzebene 3: Hochspannung (110 kV, einschlieBlich Anlagen mit einer Betriebsspannung
zwischen mehr als 36 kV und 220 kV);
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4. Netzebene 4: Umspannung von Hoch- zu Mittelspannung;

5. Netzebene 5: Mittelspannung (mit einer Betriebsspannung zwischen mehr als 1 kV bis
einschlieBlich 36 kV sowie Zwischenumspannungen);

6. Netzebene 6: Umspannung von Mittel- zu Niederspannung;
7. Netzebene 7: Niederspannung (1 kV und darunter).

Netzbereiche

8§ 64. Als Netzbereiche werden bestimmt:
1. Fir die Netzebenen 1 (Hdchstspannung) und 2 (Umspannung von Héchst- zu Hochspannung):

a) Osterreichischer Bereich: das Hochstspannungsnetz sowie die Umspannung von Hochst- zu
Hochspannung der Verbund-Austrian Power Grid AG;

b) Tiroler Bereich: die Hochstspannungsnetze sowie die Umspannung von Hochst- zu
Hochspannung der TIWAG-Netz AG;

c) Vorarlberger Bereich: die Hochstspannungsnetze sowie die Umspannung von Héchst- zu
Hochspannung der VKW-Netz AG;

2. fur die anderen Netzebenen, soweit Z 3 und 4 nicht anderes vorsehen, die jeweiligen, durch die
Netze in den Netzebenen 3 bis 7 der in der Anlage I angefuhrten Unternehmen sowie von
sémtlichen Uber diese Netze indirekt an das Hochstspannungsnetz angeschlossenen funktional
verbundenen Netzen anderer Unternehmen abgedeckten Gebiete mit Ausnahme der in Z 3 und 4
umschriebenen Netzbereiche, wobei die der WIEN ENERGIE Stromnetz GmbH und der EVN
Netz GmbH eigenen Hochstspannungsanlagen sowie die Umspannung von Hochst- zu
Hochspannung der Netzebene 3 (Hochspannung) diesen Netzbereichen (Netzbereich der WIEN
ENERGIE Stromnetz GmbH bzw. der EVN Netz GmbH) kostenmé&Rig zuzuordnen sind;

3. fiir das Bundesland Oberosterreich fur die Netzebene 3 das durch die Netze der Energie AG
Oberdsterreich Netz GmbH, der LINZ STROM Netz GmbH und der Verbund-Austrian Power
Grid AG gemeinsam abgedeckte Gebiet; fur die Netzebenen 4 bis 7 die durch die Netze der
Energie AG Oberdsterreich Netz GmbH und der LINZ STROM Netz GmbH sowie von
sémtlichen Uber diese Netze indirekt an das Hochstspannungsnetz angeschlossenen funktional
verbundenen Netzen anderer Unternehmen abgedeckten Gebiete;

4. fur die Netzebene 4 die durch die Netze der Innsbrucker Kommunalbetriebe Aktiengesellschaft
und der Energie Klagenfurt GmbH abgedeckten Gebiete; fur die Netzebenen 5 bis 7 die durch die
Netze der Stromnetz Graz GmbH, der Innsbrucker Kommunalbetriebe Aktiengesellschaft, der
Energie Klagenfurt GmbH und der Energieversorgung Kleinwalsertal GesmbH abgedeckten
Gebiete, sofern dies aus geographischen, wirtschaftlichen oder netztechnischen Gegebenheiten
erforderlich ist.

Leitungsanlagen, deren Kostenabgeltung im Rahmen von Vertrdgen gemaR § 113 Abs. 2 geregelt ist, sind
in keinen der Netzbereiche aufzunehmen. Fir die Inanspruchnahme von Leitungsanlagen im Rahmen von
Vertrdgen gemaR § 113 Abs. 2 bestimmt sich das Entgelt fir die Netzbenutzung aus der in diesen
Vertrégen geregelten Kostenabgeltung. Sofern dariiber hinaus solche Leitungsanlagen nicht im Rahmen
von Vertradgen gemal § 113 Abs. 2 genutzt werden, kommen die jeweiligen Systemnutzungsentgelte des
Osterreichischen Bereiches (Netzebene 1 und 2) bzw. des Bereiches Vorarlberg (ab Netzebene 3) zur
Anwendung. Durch die Zuordnung zu einem Netzbereich wird nicht in das Versorgungsgebiet, in
Eigentumsrechte, in Investitionsentscheidungen, in die Betriebsfiihrung, in die Netzplanung oder in die
Netzhoheit anderer Netzbetreiber eingegriffen.

6. Teil
Pflichten der Lieferanten und Stromhandler

Datenaustausch

8 65. (1) Stromhandler und sonstige Lieferanten, die Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet,
Vertrdge Uber den Datenaustausch mit dem Verantwortlichen der Bilanzgruppe, deren Mitglieder sie
beliefern, dem Netzbetreiber, an dessen Netz der Kunde angeschlossen ist, sowie mit dem zustandigen
Bilanzgruppenkoordinator abzuschlieRen.

(2) Stromhéandler und sonstige Lieferanten, die Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, samtliche
preisrelevanten Daten fiir mit Standardprodukten versorgte Endverbraucher unverziglich nach ihrer
Verfligbarkeit der Regulierungsbehdrde in einer von dieser vorgegebenen elektronischen Form fir die
Eingabe in den Tarifkalkulator zu Gbermitteln. Im Tarifkalkulator der Regulierungsbehdrde sind alle
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Wetthewerber gleich zu behandeln und alle der Regulierungsbehtérde zur Verfugung gestellten
Konditionen transparent und nichtdiskriminierend zu veréffentlichen.

7. Teil
Erzeuger

Erzeuger

8§ 66. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausflihrungsgesetze haben Erzeuger zu verpflichten:

1.
2.

sich einer Bilanzgruppe anzuschlieRen oder eine eigene Bilanzgruppe zu bilden;

Daten in erforderlichem AusmaR betroffenen Netzbetreibern, dem Bilanzgruppenkoordinator,
dem Bilanzgruppenverantwortlichen und anderen betroffenen Marktteilnehmern zur Verfiigung
zu stellen;

. Erzeugungsfahrpléane vorab an die betroffenen Netzbetreiber, den Regelzonenfiihrer und den

Bilanzgruppenverantwortlichen in erforderlichem AusmaR bei technischer Notwendigkeit zu
melden;

. bei Verwendung eigener Zahleinrichtungen und Einrichtungen fiir die Datenubertragung die

technischen Vorgaben der Netzbetreiber einzuhalten;

. bei Teillieferungen die Bekanntgabe von Erzeugungsfahrpldnen an die betroffenen

Bilanzgruppenverantwortlichen;

. hach Maligabe vertraglicher Vereinbarungen auf Anordnung des Regelzonenfiihrers zur

Netzengpassbeseitigung oder zur Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit Leistungen
(Erhdhung oder Einschrénkung der Erzeugung sowie Verdnderung der Verfiigbarkeit von
Erzeugungsanlagen) zu erbringen. Es ist sicher zu stellen, dass bei Anweisungen der
Regelzonenfuhrer gegeniiber Betreibern von KWK-Anlagen die Fernwérmeversorgung
gewahrleistet bleibt;

. auf Anordnung der Regelzonenfilhrer gemal? § 23 Abs. 9 zur Netzengpassheseitigung oder zur

Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit die Erhéhung und/oder Einschrankung der
Erzeugung somit die Veranderung der Verfligbarkeit von Erzeugungsanlagen vorzunehmen,
soweit dies nicht geméal Z 6 vertraglich sichergestellt werden konnte;

.auf Anordnung des Regelzonenfilhrers haben Erzeuger mit technisch geeigneten

Erzeugungsanlagen bei erfolglos verlaufener Ausschreibung gegen Ersatz der tatsdchlichen
Aufwendungen die Sekundéarregelung bereit zu stellen und zu erbringen.

(2) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer
Engpassleistung von mehr als finf MW verpflichtet sind:

1.
2.

die Kosten flr die Primarregelung zu ibernehmen;

soweit diese zur Erbringung der Primarregelleistung imstande sind, diese auf Anordnung des
Regelzonenfuhrers zu erbringen, fur den Fall, dass die Ausschreibung gemall § 67 erfolglos
blieb;

. Nachweise Uber die Erbringung der Primarregelleistung dem Regelzonenfiihrer in geeigneter und

transparenter Weise zu erbringen;

. zur Befolgung der im Zusammenhang mit der Erbringung der Primérregelleistung stehenden

Anweisungen des Regelzonenfiihrers insbesondere die Art und den Umfang der zu
Ubermittelnden Daten betreffend.

(Anm.: Abs. 2a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 17/2021)

(3) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass Betreiber von Erzeugungsanlagen, die an die
Netzebenen gemdal 8 63 Z 1 bis 3 angeschlossen sind oder (ber eine Engpassleistung von mehr als 50
MW verfigen, verpflichtet sind, dem jeweiligen Regelzonenfiihrer zur Uberwachung der Netzsicherheit
zeitgleich Daten Uber die jeweils aktuelle Einspeiseleistung dieser Erzeugungsanlagen in elektronischer
Form zu tGbermitteln.

(4) Die Ausflhrungsgesetze haben vorzusehen, dass Betreiber von Erzeugungsanlagen mit einer
Engpassleistung von mehr als 20 MW verpflichtet sind, der Landesregierung zur Uberwachung der
Versorgungssicherheit regelmaRig Daten Uber die zeitliche Verfligharkeit der Erzeugungsanlagen zu
Ubermitteln.
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Kleinsterzeugungsanlagen

§ 66a. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass fir
Kleinsterzeugungsanlagen kein eigener Zahlpunkt vergeben wird.

(2) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass Netzbenutzer, die in ihrer Anlage eine
Kleinsterzeugungsanlage betreiben und fur die gemadB Abs.1 kein Zahlpunkt eingerichtet wurde,
hinsichtlich der Kleinsterzeugungsanlage von den Verpflichtungen gemaR § 66 Abs.1 und 8§85
ausgenommen sind.

Ausschreibung der Primérregelleistung

8 67. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die
Bereitstellung der Primérregelleistung mittels einer vom jeweiligen Regelzonenfuhrer oder einem von
ihm Beauftragten regelméaBig, jedoch mindestens halbjéhrlich, durchzufiihrenden Ausschreibung erfolgt.

(2) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Regelzonenfihrer regelméaBig ein
transparentes Praqualifikationsverfahren zur Ermittlung der fiir die Teilnahme an der Ausschreibung
interessierten  Anbieter  von  Primdrregelleistung  durchzufuhren  haben. Die in  den
Préaqualifikationsverfahren als geeignet eingestuften Anbieter von Primérregelleistung sind zur Teilnahme
an der Ausschreibung berechtigt.

(3) Die Ausflihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Hohe der bereitzustellenden Leistung den
Anforderungen des Europdischen Verbundbetriebes entspricht.

(4) Die Ausflhrungsgesetze haben vorzusehen, dass bei der Ausschreibung die im
Primarregelsystem pro Anlage vorzuhaltende Leistung mindestens 2 MW zu betragen hat.

(5) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass der jeweilige Regelzonenfihrer bei erfolglos
verlaufener Ausschreibung die gemaR Abs. 2 geeigneten Anbieter von Primérregelleistung gegen Ersatz
der tatsachlichen Aufwendungen zur Bereitstellung der Primarregelleistung zu verpflichten hat.

Aufbringung der Mittel fr die Bereitstellung der Priméarregelleistung

8§ 68. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfiihrungsgesetze haben vorzusehen, dass die Betreiber
von Erzeugungsanlagen mit einer Engpassleistung von mehr als 5 MW zur Aufbringung der Mittel fur die
Bereitstellung der Primérregelleistung im Verhdltnis ihrer Jahreserzeugungsmengen verpflichtet sind. Bei
Erzeugungsanlagen, deren Engpassleistung grofer als die Anschlussleistung an das jeweilige Netz ist, ist
diese Anschlussleistung multipliziert mit den Betriebsstunden der Anlage heranzuziehen.

(2) Die Verrechnung und Einhebung der Mittel gemal Abs. 1 erfolgt vierteljahrlich durch die
Regelzonenfihrer.

Ausschreibung der Sekundéarregelung

869. (1) Die Beschaffung der Sekundarregelung erfolgt mittels wettbewerblich organisierter
Ausschreibungen, die durch den jeweiligen Regelzonenfiihrer regelmdRig durchgefiihrt werden. Die
Bedingungen fur die Beschaffung der Sekundérregelung sind wvon der Regulierungsbehorde
bescheidmélig zu genehmigen. Gegenstand der Ausschreibung ist der Preis flr die Vorhaltung der
Leistung und fiir die tatsdchliche Erbringung der Arbeit. Fir die Reihung der Angebote sind Leistungs-
und Arbeitspreis maRgeblich. Durch das Systemdienstleistungsentgelt sind 78% der Kosten fur die
Sekundarregelung aufzubringen, die restlichen Kosten werden (ber die Verrechnung der
Ausgleichsenergie aufgebracht.

(2) Die Regelzonenfuhrer haben regelméBig ein transparentes Praqualifikationsverfahren zur
Ermittlung der fiir die Teilnahme an der Ausschreibung interessierten Anbieter von Sekundérregelung
durchzufiihren. Ziel soll dabei eine Teilnahme einer maglichst groBen Anzahl von geeigneten Anbietern
bei dem Ausschreibungsprozess sein. Die in den Praqualifikationsverfahren als geeignet eingestuften
Anbieter von Sekundarregelung sind zur Teilnahme an der Ausschreibung berechtigt.

(3) Die Hohe der auszuschreibenden und bereitzustellenden Leistung hat den Anforderungen des
Europdischen Verbundbetriebes zu entsprechen und ist vom Regelzonenfihrer festzulegen.

(4) Bei erfolglos verlaufener Ausschreibung hat der Regelzonenfiihrer die Erzeuger mit technisch
geeigneten Erzeugungsanlagen gegen Ersatz der tatsachlichen Aufwendungen zur Bereitstellung und
Erbringung der Sekundérregelung zu verpflichten. Die tatséchlichen Aufwendungen sind im Einzelfall
von der Regulierungsbehdrde zu bestimmen.

(5) Die Mittel fur die Beschaffung der Sekundarregelung sind gemédR § 56 im Wege des
Systemdienstleistungsentgeltes und der Entgelte fur Ausgleichsenergie aufzubringen.
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Versorgung uber Direktleitungen

§ 70. (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiihrungsgesetze haben die Méglichkeit zur Errichtung und
zum Betrieb von Direktleitungen vorzusehen.

8. Teil
Nachweise fur Strom aus fossilen Energiequellen

Besondere Bestimmungen Uber Nachweise flr Strom aus hocheffizienter KWK

8 71. (Grundsatzbestimmung) (1) Zur Bestimmung der Effizienz der KWK nach Anlage IV
kénnen die Ausfilhrungsgesetze die Behdrde erméchtigen, Wirkungsgrad-Referenzwerte flr die getrennte
Erzeugung von Strom und Warme festzulegen. Diese Wirkungsgrad-Referenzwerte haben aus einer
Matrix von Werten, aufgeschlisselt nach relevanten Faktoren wie Baujahr und Brennstofftypen zu
bestehen, und miissen sich auf eine ausfuhrlich dokumentierte Analyse stitzen, bei der unter anderem die
Betriebsdaten bei realen Betriebsbedingungen, der grenziberschreitende Stromhandel, der
Energietrdgermix, die klimatischen Bedingungen und die angewandten KWK-Technologien geméaf den
Grundsatzen in Anlage IV zu beriicksichtigen sind.

(2) Bei der Bestimmung der Wirkungsgrad-Referenzwerte gemaR Abs.1 sind die von der
Europdischen Kommission geméalR Art. 4 der KWK-Richtlinie in der Entscheidung 2007/74/EG
festgelegten harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte zu berticksichtigen.

(3) Die Landesregierung hat auf Grundlage der harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte geman
Abs. 2 auf Antrag mit Bescheid jene KWK-Anlagen zu benennen, fir die vom Netzbetreiber, an dessen
Netz die Anlage angeschlossen ist, Nachweise fir Strom aus hocheffizienter Kraft-Wéarme-Kopplung
gemdl § 7 Abs. 1 Z 27, entsprechend der Menge an erzeugter Energie aus hocheffizienter KWK gemaf
Anlage Il und gemaR der Entscheidung 2008/952/EG der Européischen Kommission, auf Basis der
Vorgaben gem&l § 72 Abs. 2 ausgestellt werden durfen. Die erfolgten Benennungen von Anlagen sind
der Regulierungsbehdrde unverziiglich mitzuteilen.

Nachweis flr Strom aus fossilen Energiequellen

8 72. (1) Die Netzbetreiber, an deren Netzen Einspeiser von Strom aus fossilen Energiequellen von
mehr als 100 kW Engpassleistung angeschlossen sind, haben tber die aus diesen Anlagen in ihr Netz
eingespeisten Mengen an elektrischer Energie dem Anlagenbetreiber durch Eingabe der in das 6ffentliche
Netz eingespeisten Nettostromerzeugungsmengen in der automationsunterstiitzten Registerdatenbank fiir
Nachweise bzw. Herkunftsnachweise geméR § 71 auszustellen. Alle Einspeiser, fur deren Anlage kein
Bescheid gemdR § 71 Abs. 3 erlassen wurde, haben zu diesem Zweck eine Zertifizierung ihrer Anlage
vorzunehmen. Die Zertifizierung ist von einer nach dem Akkreditierungsgesetz zugelassenen
Uberwachungs-, Prif- oder Zertifizierungsstelle vorzunehmen. § 3 Akkreditierungsgesetz gilt sinngemag.

(2) Der vom Netzbetreiber gemals Abs. 1 ausgestellte Nachweis hat zu umfassen:

1. die Menge an erzeugter Energie;

2. die Bezeichnung, Art und Engpassleistung der Erzeugungsanlage;

3. den Zeitraum und den Ort der Erzeugung;

4. die eingesetzten Primédrenergietrager;

5. das Datum der Inbetriebnahme der Anlage;

6. die Bezeichnung der ausstellenden Behdrde und des ausstellenden Staates;
7. das Ausstellungsdatum und eine eindeutige Kennnummer.

(3) Zusatzlich zu den Angaben des Abs. 2 haben Nachweise gemaR § 71 Abs.3 folgende
Informationen zu enthalten:

1. den unteren Heizwert des Primérenergietragers;
2. die Nutzung der zusammen mit dem Strom erzeugten Wérme;

3. die Primarenergieeinsparungen, die gemalR Anlage IV auf der Grundlage der in § 71 Abs. 2
genannten, von der Europdischen Kommission festgelegten harmonisierten Wirkungsgrad-
Referenzwerte berechnet worden sind;

4. genaue Angaben Uber allenfalls erhaltene Férderungen und die Art der Forderregelung.

(4) Fur die Uberwachung der Ausstellung, der Ubertragung und der Entwertung der Nachweise wird
die E-Control als zusténdige Stelle benannt. Dies hat mittels automationsunterstiitzter Registerdatenbank
zu erfolgen.
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(5) Ein Nachweis muss spétestens in dem der Erzeugung der entsprechenden Energieeinheit
folgenden Kalenderjahr verwendet werden. Ein Nachweis ist nach seiner Verwendung zu entwerten.

(6) Fur jede Einheit erzeugte Energie darf nur ein Nachweis ausgestellt werden. Ein Nachweis gilt
standardméRig fur 1 MWh, wobei eine Untergliederung bis zur dritten Nachkommastelle zuldssig ist. Mit
der Ausstellung von Nachweisen ist kein Recht auf Inanspruchnahme von Fdrdermechanismen
verbunden.

(7) Bei automationsunterstiitzter Ausstellung der Nachweise ist monatlich eine Bescheinigung auf
Basis des ersten Clearings auszustellen und an die Einspeiser zu Gbermitteln.

(8) Die Einspeiser haften flr die Richtigkeit ihrer Angaben tber die eingesetzten Energietréger.
Anerkennung von Nachweisen aus anderen Staaten

873. (1) (Grundsatzbestimmung) Nachweise fur Strom aus hocheffizienter Kraft-Wérme-
Kopplung aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder EWR-Vertragsstaat gelten
als Herkunftsnachweis im Sinne dieses Gesetzes, wenn sie zumindest den Anforderungen des Art. 5
Abs. 5 der Richtlinie 2004/8/EG entsprechen. Im Zweifelsfall hat die Landesregierung ber Antrag oder
von Amts wegen mit Bescheid festzustellen, ob die Voraussetzungen fir die Anerkennung vorliegen.

(2) Nachweise aus Anlagen mit Standort in einem anderen EU-Mitgliedstaat, einem EWR-
Vertragsstaat oder in einem Drittstaat gelten als Nachweise im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn sie
zumindest den Anforderungen des 8 72 Abs. 2 und 3 entsprechen. Im Zweifelsfalle hat die E-Control Uber
Antrag oder von Amts wegen mit Bescheid festzustellen, ob die VVoraussetzungen fiir die Anerkennung
vorliegen. Sie kann durch Verordnung Staaten benennen, in denen Nachweise fur Strom aus fossilen
Energiequellen die Voraussetzungen gemaR Satz 1 erfillen.

(3) Betreffend die Anerkennung von Nachweisen fiir die Zwecke der Stromkennzeichnung sind die
Bedingungen in der Verordnung geméaR § 79 Abs. 11 EIWOG 2010 festzulegen.

Berichtswesen

8 74. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Landesregierungen haben der Bundesministerin fir
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie jahrlich vorzulegen:
1. eine im Einklang mit der in Anlage Ill und der Entscheidung 2008/952/EG der Européischen
Kommission dargelegten Methode erstellte Statistik Gber die nationale Erzeugung von Strom und
Waérme aus KWK und
2. eine Statistik Uber die KWK-Kapazitéten sowie die fiir KWK eingesetzten Brennstoffe.

(2) Die Landesregierungen haben der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie,
Mobilitat, Innovation und Technologie jahrlich einen Bericht (iber ihre Tatigkeit gemaR § 71 vorzulegen.
Der Bericht hat insbesondere jene MalRnahmen, die ergriffen wurden, um die Zuverl&ssigkeit des
Nachweissystems zu gewahrleisten, zu enthalten.

9. Teil
Pflichten gegenliber Kunden

Netzzugangsberechtigung

8 75. (Grundsatzbestimmung) (1) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass alle Kunden
berechtigt sind, mit Erzeugern, Stromhéndlern sowie Elektrizitdtsunternehmen Vertrdge Uber die
Lieferung von elektrischer Energie zur Deckung ihres Bedarfes zu schliefen und hinsichtlich dieser
Strommengen Netzzugang zu begehren.

(2) Elektrizitatsunternehmen kénnen den Netzzugang im Namen ihrer Kunden begehren.
Verfahren fir Wechsel, Anmeldung, Abmeldung und Widerspruch

8 76. (1) Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG und Kleinunternehmen kénnen Vertrage
mit ihrem Lieferanten unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen kiindigen, ohne einen gesonderten
Kindigungstermin einhalten zu missen. Lieferanten kénnen Vertrage mit Verbrauchern im Sinne des § 1
Abs. 1 Z 2 KSchG und Kleinunternehmen nur unter Einhaltung einer Frist von zumindest acht Wochen
kiindigen. Sind Bindungsfristen vertraglich vereinbart, so ist die ordentliche Kiindigung spatestens zum
Ende des ersten Vertragsjahres und in weiterer Folge fur VVerbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG
und Kleinunternehmen unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen sowie flr Lieferanten unter
Einhaltung einer Frist von zumindest acht Wochen moglich.
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(2) Die Dauer des fir den Lieferantenwechsel malRgeblichen Verfahrens darf, unbeschadet weiterer
bestehender zivilrechtlicher Verpflichtungen, hochstens drei Wochen, gerechnet ab Kenntnisnahme des
Lieferantenwechsels durch den Netzbetreiber, in Anspruch nehmen. Bei der Ausgestaltung des
Verfahrens ist insbesondere auf die im Zusammenhang mit einem Wechsel vom Netzbetreiber zu
treffenden technischen und organisatorischen Vorkehrungen, die Vereinbarkeit der Fristen und Termine
mit der Bilanzierung nach dem Bilanzgruppensystem, die Gewahrleistung der Versorgungssicherheit
sowie die Durchsetzung des Kundenwillens zu achten. Der Lieferantenwechsel ist flr den
Endverbraucher mit keinen gesonderten Kosten verbunden.

(3) Endverbraucher ohne Lastprofilzéhler kénnen fiir die Einleitung und Durchfiihrung des Wechsels
relevante Willenserklarungen gegeniber Lieferanten elektronisch tber von diesen anzubietende Websites
zu jeder Zeit formfrei vornehmen. Wird ein Lieferant durch den Endverbraucher zur Abgabe von
Willenserklarungen bevollméchtigt, so ist die Bevollmachtigung Netzbetreibern und anderen Lieferanten
glaubhaft zu machen. Der Netzbetreiber hat den Endverbraucher unverziglich (ber die Einleitung des
Wechselprozesses in Kenntnis zu setzen. Die Lieferanten haben benutzerfreundliche Vorkehrungen zu
treffen, welche die Identifikation und Authentizitdt des Endverbrauchers sicherstellen. Die
Regulierungsbehdrde hat im Rahmen des Tarifkalkulators (8 22 E-ControlG) durch Setzung von
Hyperlinks eine Auffindung der Websites der Lieferanten zu ermdglichen. Die Lieferanten haben die
hiefirr erforderlichen, aktuellen Informationen der Regulierungsbehorde unaufgefordert zur Verfligung zu
stellen.

(4) Samtliche fur die Vornahme des Wechsels, der Neuanmeldung, der Abmeldung und des
Widerspruchs erforderlichen Prozesse werden elektronisch im Wege der von der Verrechnungsstelle zu
betreibenden Plattform durchgefiihrt. Dies gilt insbesondere fur die Endverbraucheridentifikation, die
Bindungs- und Kindigungsabfrage sowie die Datenaktualisierung und Verbrauchsdatenubermittlung.
Netzbetreiber und Lieferanten haben ausschlieRlich die fur die genannten Verfahren notwendigen Daten,
namlich bei der Endverbraucheridentifikation Name, Adresse, Zahlpunktbezeichnung, Lastprofiltyp,
Zéhlertyp, bestehender Lieferant, sowie bei der Bindungs- und Kindigungsfristenabfrage
Kindigungsfristen, Kundigungstermine sowie Bindungsfristen tber die durch die Verrechnungsstelle zu
betreibende Plattform dezentral in nicht diskriminierender Weise samtlichen bevollméchtigten
Lieferanten in standardisierter, elektronisch strukturierter Form auf Anfrage zur Verfugung zu stellen.
Netzbetreiber und Lieferanten sind ebenfalls verpflichtet, sich an diese Plattform anzubinden. Lieferanten
durfen keine in diesem Absatz genannten Prozesse ohne Willenserkldrung eines Endverbrauchers
einleiten.

(5) Das fur die Plattform  (Abs.4) eingesetzte  Datenkommunikationsverfahren
(Kommunikationsprotokoll) ist nach dem Stand der Technik methodisch zu entwickeln und unabhéngig
zu Uberprifen. Die Verrechnungsstelle hat insbesondere Vorkehrungen zu treffen, welche die
Identifizierung und Authentifizierung der anfragenden neuen Netzbetreiber und Lieferanten sicherstellen.

(6) Die Verrechnungsstelle sowie die Netzbetreiber und Lieferanten haben jede (ber die Plattform
nach Abs.4 durchgefihrte Anfrage und Auskunftserteilung betreffend Endverbraucherdaten
revisionssicher zu protokollieren. Diese Protokollierung hat auf Seiten der Verrechnungsstelle die
Vornahme sémtlicher tber die Wechselplattform vorzunehmender Verfahrensschritte, insbesondere die
Dauer der Verfahrensschritte, die Inanspruchnahme der fir die Verfahrensschritte vorgesehenen Fristen
flr eine etwaige Vollmachtsprifung, die Zugriffe durch authentifizierte Personen sowie die Verfligbarkeit
der Schnittstellen der 1T-Systeme der Lieferanten und Netzbetreiber mit der Plattform zu umfassen.
Netzbetreiber und Lieferanten haben Datum und Uhrzeit der Anfrage und Auskunftserteilung, die
anfragende und auskunftserteilende Stelle sowie den Zweck der Anfrage bzw. Auskunftserteilung zu
erfassen. Lieferanten haben zusatzlich Angaben zur lIdentifizierung des betroffenen Endverbrauchers
sowie eine eindeutige Kennung, welche eine Identifizierung der Person ermdglicht, die eine Anfrage nach
Abs. 4 durchgefuhrt oder veranlasst hat, zu erfassen. Samtliche Protokolldaten sind drei Jahre ab
Entstehung aufzubewahren und durfen ausschliefflich zu Zwecken der Kontrolle der RechtmaRigkeit einer
Anfrage, zur Auskunftserteilung und zu Zwecken des Verwaltungsstrafrechts sowie des § 24 und § 26 E-
Control-Gesetz verwendet werden. Die Verrechnungsstelle hat bei Verdacht misshbréuchlicher Anfragen
sowie davon unabhangig in regelmaRigen Abstanden stichprobenartige Uberprifungen der getatigten
Anfragen auf ihre RechtmaRigkeit durchzuftihren. Uber die Ergebnisse dieser Prifung hat sie alle zwei
Jahre einen Bericht an die Regulierungsbehérde zu legen; diese hat den Bericht in anonymisierter Form
zu verdffentlichen.

(7) Die Regulierungsbehdrde ist ermdchtigt, samtliche fir den Lieferantenwechsel sowie die fir die
Neuanmeldung und die Abmeldung von Endverbrauchern maR3geblichen Verfahren durch Verordnung
néher zu regeln. Die Regulierungsbehdrde ist weiters ermdchtigt, die Art und den Umfang der in Abs. 4
genannten Daten und die zur Erfullung der genannten Zielsetzungen dariiber hinausgehend erforderlichen
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weiteren Datenarten durch Verordnung zu regeln. Ebenso ist die Regulierungsbehdrde erméchtigt,
Mindestsicherheitsstandards fir die Form der Datenibermittlung (Abs. 4 und 5) von Netzbetreibern und
Lieferanten Uber die durch die Verrechnungsstelle betriebene Plattform sowie Einzelheiten der
erforderlichen DatensicherheitsmalRnahmen, insbesondere der Protokollierung, durch Verordnung naher
zu regeln. Die Regulierungshehdrde ist weiters erméchtigt, bestimmte Prozesse von der gemaR Abs. 4
erster und zweiter Satz vorgesehenen verpflichtenden, im Wege der von der Verrechnungsstelle zu
betreibenden Plattform erfolgenden elektronischen Durchfuhrung auszunehmen, wenn ihr die flr eine
einfachere und kosteneffizientere Abwicklung erforderlich scheint.

Grundversorgung

8 77. (Grundsatzbestimmung) (1) Stromhdndler und sonstige Lieferanten, zu deren
Tatigkeitshbereich die Versorgung von Haushaltskunden zahlt, haben ihren Allgemeinen Tarif fiir die
Grundversorgung von Haushaltskunden in geeigneter Weise (zB Internet) zu verdffentlichen. Sie sind
verpflichtet, zu ihren geltenden Allgemeinen Geschaftsbedingungen und zu diesem Tarif Verbraucher im
Sinne des §1 Abs.1 Z2 KSchG und Kleinunternehmen, die sich ihnen gegentber auf die
Grundversorgung berufen, mit elektrischer Energie zu beliefern (Pflicht zur Grundversorgung). Die
Ausflihrungsgesetze haben nahere Bestimmungen (ber die Verbraucher im Sinne des § 1 Abs.1 Z2
KSchG fir die Grundversorgung vorzusehen.

(2) Der Allgemeine Tarif der Grundversorgung fir Verbraucher im Sinne des 8 1 Abs. 1 Z 2 KSchG
darf nicht hoher sein als jener Tarif, zu dem die gréfite Anzahl ihrer Kunden, die Verbraucher im Sinne
des 81 Abs.1 Z2 KSchG sind, versorgt werden. Der Allgemeine Tarif der Grundversorgung fur
Unternehmer im Sinne des § 1 Abs. 1 Z1 KSchG darf nicht hoher sein als jener Tarif, der gegenlber
vergleichbaren Kundengruppen Anwendung findet. Dem Verbraucher im Sinne des 8 1 Abs.1 Z?2
KSchG der sich auf die Grundversorgung beruft, darf im Zusammenhang mit der Aufnahme der
Belieferung keine Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung abverlangt werden, welche die Hohe einer
Teilbetragszahlung flr einen Monat Ubersteigt.

(3) Gerat der Verbraucher wéhrend sechs Monaten nicht in weiteren Zahlungsverzug, so ist ihm die
Sicherheitsleistung ruckzuerstatten und von einer Vorauszahlung abzusehen, solange nicht erneut ein
Zahlungsverzug eintritt.

(4) Bei Berufung von Verbrauchern im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG und Kleinunternehmen auf
die Pflicht zur Grundversorgung sind Netzbetreiber, unbeschadet bis zu diesem Zeitpunkt vorhandener
Zahlungsriickstande, zur Netzdienstleistung verpflichtet. Verbrauchern darf im Zusammenhang mit dieser
Netzdienstleistung keine Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung abverlangt werden, welche die Hohe
einer Teilbetragszahlung fur einen Monat tbersteigt. Abs. 3 gilt sinngemé&R. Im Falle eines nach Berufung
auf die Pflicht zur Grundversorgung erfolgenden erneuten Zahlungsverzuges, sind Netzbetreiber bis zur
Bezahlung dieser ausstehenden Betrdge zur physischen Trennung der Netzverbindung berechtigt, es sei
denn der Kunde verpflichtet sich zur Vorausverrechnung mittels Prepaymentzahlung fir kinftige
Netznutzung und Lieferung. 8 82 Abs. 3 gilt im Falle des erneuten Zahlungsverzugs sinngeméR. Die
Verpflichtung der Prepaymentzahlung besteht nicht fir Kleinunternehmen mit einem Lastprofilzéhler.

(5) Eine im Rahmen der Grundversorgung eingerichtete Prepaymentfunktion ist auf Kundenwunsch
zu deaktivieren, wenn der Endverbraucher seine im Rahmen der Grundversorgung angefallenen
Zahlungsriickstande beim Lieferanten und Netzbetreiber beglichen hat oder wenn ein sonstiges
schuldbefreiendes Ereignis eingetreten ist.

Ersatzversorgung mit Energie

8 77a. (1) Kindigt eine Verrechnungsstelle den Vertrag mit dem Bilanzgruppenverantwortlichen
oder 16st das Vertragsverhaltnis mit sofortiger Wirkung auf, hat der Bilanzgruppenkoordinator das Ende
des Vertragsverhéltnis und den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung der Regulierungsbehérde und den
Netzbetreibern mitzuteilen, in deren Netz sich betroffene Zahlpunkte befinden. Das gilt sinngeméal auch
fir eine Beendigung des Vertragsverhdltnisses zwischen dem Lieferanten und dem
Bilanzgruppenverantwortlichen, wobei in diesem Fall der Bilanzgruppenverantwortliche die
Verstandigungen durchzuflhren hat.

(2) Fur jeden Netzbereich, in dem der betroffene Lieferant Kunden hat, hat die Regulierungsbehdérde
mit Losentscheid zu bestimmen, welchem Lieferanten die in der Bilanzgruppe verbleibenden Z&hlpunkte
zuzuordnen sind. Der jeweilige Netzbetreiber ist zur Mitwirkung verpflichtet, insbesondere hat er der
Regulierungsbehérde umgehend mitzuteilen, welche Lieferanten im Netzbereich tatig sind. Der
Losentscheid ist zwischen allen verbleibenden Lieferanten vorzunehmen, die im jeweiligen Netzbereich
Kunden versorgen. Sollte ein Lieferant mitteilen, dass er die betroffenen Kunden nicht versorgen méchte,
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ist der Losentscheid zu wiederholen. Eine Ablehnung der Versorgung nur hinsichtlich eines Teiles der
Kunden ist unzulassig.

(3) Die betroffenen Kunden sind vom neuen Lieferanten zu informieren. Die Netzbetreiber haben
dem neuen Lieferanten die Daten, die bei einem Lieferantenwechsel zu tGibermitteln sind, elektronisch zu
Ubermitteln.

(4) Bis zum Beginn der Wirksamkeit der Ersatzversorgung sind allfallige Ausgleichsenergiemengen,
die sich aus der fehlenden Energieaufbringung des Lieferanten ergeben, aus den beim
Bilanzgruppenkoordinator erliegenden individuellen Sicherheiten zu befriedigen. Wenn diese nicht
ausreichen, sind die entstehenden Aufwendungen in die Ausgleichsenergieverrechnung tber ein Jahr
verteilt einzupreisen.

(5) Der neue Lieferant hat die zugeordneten Kunden zu angemessenen Preisen zu versorgen, wobei
Haushaltskunden nicht zu hoheren Preisen versorgt werden dirfen als die Kunden, die zu den
Haushaltstarifen des jeweiligen Lieferanten versorgt werden.

(6) Wird Uber einen Zahlpunkt eingespeist, Gbernimmt der neue Lieferant die eingespeiste Energie
zu Marktpreisen abziglich der aliquoten Aufwendungen fur Ausgleichsenergie flr die eingespeiste
Energie.

(7) Die Versorgung der zugeordneten Kunden erfolgt zu den bei der Behdrde angezeigten
Allgemeinen Bedingungen, soweit diese Bedingungen auf die jeweilige Kundengruppe anwendbar sind.
In den Allgemeinen Bedingungen enthaltene Bindungsfristen, Fristen und Termine fir eine Kindigung
des Vertrages gelten nicht.

(8) Der zugeordnete Kunde kann den Vertrag jedenfalls unter Einhaltung einer zweiwdéchigen Frist
kiindigen. Der neue Lieferant kann den Vertrag unter Einhaltung einer achtwdchigen Frist kiindigen.

(9) Alle betroffenen Marktteilnehmer haben sich wechselseitig nach bestem Vermdgen zu
unterstitzen, um die llickenlose Versorgung der betroffenen Kunden sicherzustellen.

Ausweisung der Herkunft (Labeling)

§ 78. (1) Stromhéandler und sonstige Lieferanten, die in Osterreich Endverbraucher beliefern, sind
verpflichtet, einmal jahrlich auf oder als Anhang zu ihrer Stromrechnung sowie auf relevantem
Informationsmaterial flr Endverbraucher den Versorgermix auszuweisen, der die gesamte
Stromaufbringung des Stromhandlers fir Endverbraucher beriicksichtigt. Diese Verpflichtung besteht
auch hinsichtlich des an Endverbraucher gerichteten kennzeichnungspflichtigen Werbematerials (8§ 7
Abs. 1 Z 32). Die Ausweisung hat auf Basis der gesamten vom Versorger an Endverbraucher verkauften
elektrischen Energie (Versorgermix) zu erfolgen.

(2) Stromhandler und sonstige Lieferanten, die in Osterreich Endverbraucher beliefern, sind
verpflichtet, einmal jahrlich auf oder als Anhang zu ihrer Stromrechnung fur Endverbraucher die
Umweltauswirkungen, zumindest Uber CO2-Emissionen und radioaktiven Abfall aus der durch den
Versorgermix erzeugten Elektrizitat, auszuweisen. Diese Verpflichtung besteht auch hinsichtlich des an
Endverbraucher gerichteten Werbematerials.

(3) Die Uberwachung der Richtigkeit der Angaben der Unternehmen hat durch die
Regulierungsbehorde zu erfolgen. Bei unrichtigen Angaben ist der betroffene Stromhandler mit Bescheid
aufzufordern, die Angaben richtig zu stellen.

Besondere Bestimmungen zum Labeling

8 79. (1) Die Kennzeichnung gemaR § 78 hat nach einer prozentméaRigen Aufschliisselung, auf Basis
der an Endverbraucher gelieferten elektrischen Energie (kWh), der Primarenergietrager in feste oder
flissige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klargas, geothermische Energie, Wind- und Sonnenenergie,
Wasserkraft, Erdgas, Erddl und dessen Produkte, Kohle, Nuklearenergie sowie sonstige zu erfolgen.

(2) Der Kennzeichnung der Primarenergietrager auf der Stromrechnung sind die gesamten im
vorangegangenen Kalender- oder Wirtschaftsjahr abgegebenen Mengen an Endverbraucher zugrunde zu
legen.

(3) Die Anteile an den verschiedenen Primérenergietragern gemaR Abs. 1 sind als einheitlicher
Versorgermix auszuweisen, der die gesamte Stromaufbringung des Stromhéndlers an Endverbraucher
beriicksichtigt. Sind die Primarenergietrdger nicht eindeutig ermittelbar, etwa bei Einkauf (ber
Strombdrsen, hat eine rechnerische Zuordnung dieser Mengen auf der Grundlage der aktuellen
europaweiten Gesamtaufbringung nach ENTSO (Strom) abziiglich deren Aufbringung auf Basis
erneuerbarer Energietrager zu erfolgen.
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(4) Die Kennzeichnung hat deutlich lesbar zu erfolgen. Andere Vermerke und Hinweise auf der
Stromrechnung dirfen nicht geeignet sein, zur Verwechslung mit der Kennzeichnung zu fiihren.

(5) Stromhadndler haben die Grundlagen zur Kennzeichnung zu dokumentieren. In der
Dokumentation muss die Aufbringung der von ihnen an Endverbraucher gelieferten Mengen, gegliedert
nach den Primdrenergietragern schliissig dargestellt werden.

(6) Die Dokumentation muss, sofern der Stromhéndler eine Gesamtabgabe an Endverbraucher von
100 GWh nicht unterschreitet, von einem Wirtschaftsprufer oder einem allgemein beeideten und
gerichtlich zertifizierten Sachverstidndigen aus dem Gebiet der Elektrotechnik gepruft sein. Das Ergebnis
ist in Ubersichtlicher Form und vom Priiforgan bestétigt in einem Anhang zum Geschéftsbericht des
Stromhéndlers zu veréffentlichen.

(7) Ab 1. Janner 2015 sind den an Endverbraucher in einem Kalenderjahr gelieferten Mengen
Nachweise flr Strom, der in diesem Kalenderjahr erzeugt wurde, zuzuordnen. Als Nachweise fir die
Dokumentation gemaR Abs. 6 kénnen ausschlieBlich Nachweise, die gemaR § 10 Okostromgesetz 2012,
§ 71 oder gemaR § 72 ausgestellt bzw. gemaR § 11 Okostromgesetz 2012 oder gemaR § 73 anerkannt
wurden, verwendet werden.

(8) Das Ergebnis der Dokumentation, die spatestens vier Monate nach Ablauf des Kalender- oder
Wirtschaftsjahres oder des tatséchlichen Lieferzeitraumes erstellt sein muss, ist auf die Dauer von drei
Jahren zur Einsicht durch Endverbraucher am Sitz (Hauptwohnsitz) des Stromhandlers oder — liegt dieser
im Ausland — am Sitz des inldndischen Zustellungsbevollméchtigten bereitzuhalten.

(9) Stromhéndler haben auf Verlangen der Regulierungsbehérde innerhalb einer angemessenen Frist
die Nachweise gemal Abs. 5 bis 7 und alle notwendigen Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um
die Richtigkeit der Angaben Uberprifen zu kénnen.

(10) Stromhéndler oder sonstige Lieferanten haben, sofern eine Pflicht zur Verdffentlichung von
Jahresabschliissen gemall § 8 Abs. 1 besteht, in diesen Jahresabschllissen den Versorgermix geméaR
Abs. 3, unter Angabe der jeweilig verkauften oder abgegebenen Mengen an elektrischer Energie,
anzugeben.

(11) Die Regulierungsbehoérde hat durch Verordnung néhere Bestimmungen Uber die
Stromkennzeichnung zu erlassen. Dabei sind insbesondere der Umfang der geméaR § 78 Abs. 1 und Abs. 2
bestehenden Verpflichtungen sowie die Vorgaben fiir Ausgestaltung der Nachweise zu den verschiedenen
Primérenergietragern und der Stromkennzeichnung gemaR dieser Rechtsvorschrift ndher zu bestimmen.

Verpflichtende Stromkennzeichnung

§ 79a. (1) Lieferanten, die in Osterreich Endverbraucher beliefern, sind verpflichtet, die gesamte an
ihre Kunden zum Zwecke des Endverbrauchs gelieferten Strommengen mit Nachweisen zu belegen,
wobei Lieferungen von elektrischer Energie an Kunden, die keine Haushaltskunden sind, ab
1. Janner 2015 vollstdndig mit Nachweisen zu belegen sind.

(2) In Abweichung von Abs.1l, §78 und 8§79 gilt, dass fir jene Strommengen, die an
Pumpspeicherkraftwerke geliefert werden, Nachweise durch den Stromhéndler bzw. sonstigen
Lieferanten dem Betreiber dieser Kraftwerke in der automationsunterstiitzten Registerdatenbank zu
Ubertragen sind. Dabei sind im Verhéltnis zur Herkunft des Stroms 25% der Nachweise zu léschen. Die
Pumpspeicherkraftwerke haben bei der Erzeugung der elektrischen Energie die abgenommenen
Strommengen durch den Stromhéndler bzw. sonstigen Lieferanten mit den Uibertragenen Nachweisen in
der Stromkennzeichnung zu belegen.

Allgemeine Geschaftsbedingungen fur die Belieferung mit elektrischer Energie

8 80. (1) (Grundsatzbestimmung) Versorger haben Allgemeine Geschéftsbedingungen fir die
Belieferung mit elektrischer Energie fur Kunden, deren Verbrauch nicht Uber einen Lastprofilzahler
gemessen wird, zu erstellen. Die Allgemeinen Geschéftsbedingungen sowie ihre Anderungen sind der
Regulierungsbehdrde vor ihrem In-Kraft-Treten in elektronischer Form anzuzeigen und in geeigneter
Form zu verdffentlichen.

(2) Anderungen der Geschaftsbedingungen und der vertraglich vereinbarten Entgelte sind nur nach
MaRgabe des Allgemeinen birgerlichen Gesetzbuchs und des Konsumentenschutzgesetzes zuléssig.
Solche Anderungen sind dem Kunden schriftlich in einem personlich an sie gerichteten Schreiben oder
auf dessen Wunsch elektronisch mitzuteilen. In diesem Schreiben sind die Anderungen der Allgemeinen
Bedingungen nachvollziehbar wiederzugeben. Wird das Vertragsverhdltnis fur den Fall, dass der Kunde
den Anderungen der Geschaftsbedingungen oder der Entgelte widerspricht, beendet, endet das
Vertragsverhaltnis mit dem nach einer Frist von 3 Monaten folgenden Monatsletzten.
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(3) (Grundsatzbestimmung) Allgemeine Geschaftsbedingungen oder Vertragsformblétter zwischen
Versorgern und Kunden haben zumindest zu enthalten:

1. Name und Anschrift des Versorgers;

2. erbrachte Leistungen und angebotene Qualitdt sowie den voraussichtlichen Zeitpunkt fir den
Beginn der Belieferung;

3. den Energiepreis in Cent pro kWh, inklusive etwaiger Zuschlage und Abgaben;

4. Vertragsdauer, Bedingungen fiir eine Verlangerung und Beendigung der Leistungen und des
Vertragsverhéltnisses, Vorhandensein eines Rucktrittsrechts;

5. etwaige Entschadigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich
vereinbarten Leistungsqualitat, einschlieBlich fehlerhafter und verspéateter Abrechnung;

6. Hinweis auf die zur Verfugung stehenden Beschwerdemdglichkeiten;

. die Bedingungen, zu denen eine Belieferung im Sinne des § 77 erfolgt;

8. Modalitaten, zu welchen der Kunde verpflichtet ist, Teilbetragszahlungen zu leisten, wobei eine
Zahlung zumindest zehn Mal jahrlich jedenfalls anzubieten ist.

(4) (Grundsatzbestimmung) Die Versorger haben ihre Kunden nachweislich vor Abschluss eines
Vertrages Uber die wesentlichen Vertragsinhalte zu informieren. Zu diesem Zweck ist dem Kunden ein
Informationsblatt auszuhandigen. Dies gilt auch, wenn der Vertragsabschluss durch einen Vermittler
angebahnt wird.

(5) Durch die Regelungen der Abs. 1 bis 4 bleiben die Bestimmungen des KSchG und des ABGB
unberdihrt.

~

Mindestanforderungen an Rechnungen und Informations- und Werbematerial

8 81. (1) An Endverbraucher gerichtetes Informations- und Werbematerial sowie Rechnungen sind
transparent und konsumentenfreundlich zu gestalten. Soweit Uber das Systemnutzungsentgelt und den
Preis flr die elektrische Energie gemeinsam informiert, diese gemeinsam beworben oder der Abschluss
eines gemeinsamen Vertrages angeboten wird oder ein solcher abgerechnet werden soll, sind die
Komponenten des Systemnutzungsentgelts, die Zuschldge fir Steuern und Abgaben sowie der Preis fiir
elektrische Energie in transparenter Weise getrennt auszuweisen. Die Angabe des Energiepreises hat
jedenfalls in Cent/kWh sowie unter Anfihrung eines allfalligen Grundpreises zu erfolgen. Eine
elektronische Ubermittlung der Rechnungen ist iiber Kundenwunsch zulissig, das Recht des Kunden auf
Rechnungslegung in Papierform darf jedoch vertraglich nicht ausgeschlossen werden. Fir die
Rechnungslegung in Papierform dirfen dem Kunden keinerlei Mehrkosten verrechnet werden.

(2) Endverbrauchern ist auf Anfrage eine unterjéhrige Abrechnung zu gewahren.

(3) Auf Rechnungen Uber die Systemnutzung sind Steuern, Abgaben und Zuschlédge auf Grund
bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften gesondert auszuweisen. Die einzelnen Komponenten des
Systemnutzungsentgelts sind einmal jahrlich gesondert auszuweisen. Dariiber hinaus sind insbesondere
folgende Informationen anzugeben:

1. die Zuordnung der Kundenanlagen zu den Netzebenen gemal § 63;

. das vereinbarte bzw. erworbene Ausmal fiir die Inanspruchnahme des Netzes in kW,

. die Z&hlpunktsbezeichnungen;

. die Zahlerstande, die fur die Abrechnung herangezogen wurden;

. Informationen Uber die Art der Zahlerstandsermittlung; es ist dabei anzugeben, ob eine
Zahlerablesung durch den Netzbetreiber, eine Selbstablesung durch den Kunden, eine
Fernablesung oder eine rechnerische Ermittlung von Zahlerstdnden vorgenommen wurde;

6. der Energieverbrauch im Abrechnungszeitraum je Tarifzeit sowie den WVergleich zum

Vorjahreszeitraum;

7. die Mdglichkeit der Selbstablesung durch den Kunden;

8. telefonische Kontaktdaten fur Storfalle;

9. Vorgehen zur Einleitung von Streitbeilegungsverfahren gemal § 26 Energie-ControlG.

(4) Netzbetreiber und Lieferanten haben Verbrauchs- und Abrechnungsdaten fiir eine Dauer von drei
Jahren ab Verfugbarkeit fir Zwecke der nachtraglichen Kontrolle der Richtigkeit, RechtmaRigkeit und fur
Auskiinfte gegeniiber berechtigten Endverbrauchern aufzubewahren und unentgeltlich an ihn und nur bei
ausdricklicher Anweisung durch den Endverbraucher an einen genannten Dritten zu tUbermitteln. Dies
gilt unbeschadet der Befugnisse der Landesregierungen und der Regulierungsbehdrde nach § 88, sofern
diese Daten unmittelbar nach deren Auslesung mit Daten von anderen Endverbrauchern weitestmdoglich
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aggregiert und anschlieBend anonymisiert werden und nur in dieser anonymisierten Form verwendet
werden.

(5) Teilbetrage sowohl fiir die Netznutzung als auch fir die Energielieferung sind auf sachliche und
angemessene Weise auf Basis des Letztjahresverbrauches zu berechnen. Liegt kein Jahresverbrauch vor,
so sind die Teilbetrdge auf Basis des zu erwartenden Stromverbrauchs, aufgrund der Schétzung des
Verbrauchs vergleichbarer Kunden, zu berechnen. Die der Teilbetragsberechnung zugrundliegende
Menge in kWh ist dem Kunden schriftlich oder auf dessen Wunsch elektronisch mitzuteilen.

(6) Sind intelligente Messgerate installiert, haben Endverbraucher zumindest das Wahlrecht
zwischen einer monatlichen Rechnung und einer Jahresrechnung.

(7) Die Regulierungsbehdrde kann bei begriindetem Verdacht auf intransparentes Marktverhalten in
Bezug auf Mehrfachtarifzeiten in Verbindung mit intelligenten Messgerdten mit Verordnung Vorgaben
zur Transparenz dieser Tarife fur Lieferanten vorschreiben. AuBerdem kann die Regulierungsbehdrde
vorgeben, dass Lieferanten jedenfalls einen zeitunabhangigen Tarif anbieten missen.

(8) Lieferanten haben auf der Rechnung tber die Mdglichkeit eines Streitbeilegungsverfahrens
geméR § 26 Energie-ControlG zu informieren.

Verbrauchs- und Stromkosteninformation bei Messung durch intelligente Messgeréate

8§ 81a. (1) Endverbrauchern, deren Verbrauch mithilfe eines intelligenten Messgerats gemessen wird,
ist vom Lieferanten monatlich innerhalb von einer Woche nach Ubermittlung der durch ein intelligentes
Messgerat erfassten Messwerte geméR § 84 Abs. 1 eine aufgrund der gemessenen Tageswerte oder,
soweit sie verrechnungsrelevant sind, der Viertelstundenwerte erstellte, detaillierte, klare und
verstandliche Verbrauchs- und Stromkosteninformation (ber die Gesamtkosten kostenlos auf
elektronischem Wege zu Ubermitteln. Auf ausdricklichen Wunsch des Endverbrauchers ist diese
Verbrauchs- und Stromkosteninformation nicht zu (bermitteln. Dem Endverbraucher ist die
WahImdglichkeit einzurdumen, die Verbrauchs- und Stromkosteninformation auf Verlangen wahlweise
auch kostenlos in Papierform zu erhalten.

(2) Im Fall einer gesonderten Rechnungslegung durch den Netzbetreiber gilt Abs. 1 flrr diesen
sinngeman.

(3) Endverbraucher sind (ber ihre Rechte auf Zugang zu ihren Verbrauchsdaten nach Abs. 1
transparent, verstandlich und kostenlos zu informieren.

(4) Die Regulierungsbehoérde kann mit Verordnung die Mindestanforderungen an den
Detaillierungsgrad und die Form der Bereitstellung der Verbrauchs- und Stromkosteninformation geman
Abs. 1 und Abs. 2 festlegen. Sie hat dabei die Verstandlichkeit sowie die Eignung der Information zur
Bewirkung von Effizienzsteigerungen zu berticksichtigen.

Verbrauchs- und Stromkosteninformation ochne Messung durch intelligente Messgeréte

8 81b. Endverbrauchern ohne Lastprofilz&hler, deren Verbrauch nicht mithilfe eines intelligenten
Messgerats gemessen wird, ist eine detaillierte, klare und verstandliche Verbrauchs- und
Stromkosteninformation mit der Rechnung zu tbermitteln. Dartiber hinaus hat der Netzbetreiber diesen
Endverbrauchern die Mdglichkeit einzurdumen, einmal vierteljahrlich Z&hlerstdnde bekannt zu geben.
Der Netzbetreiber ist im Fall der Z&hlerstandsbekanntgabe verpflichtet, dem Lieferanten unverziglich,
spatestens jedoch binnen zehn Tagen nach Ubermittlung durch den Endverbraucher, die Verbrauchsdaten
zu senden. Dem Endverbraucher ist innerhalb von zwei Wochen eine detaillierte, klare und verstédndliche
Verbrauchs- und Stromkosteninformation kostenlos auf elektronischem Wege zu tbermitteln. § 81a gilt
sinngem&B. Auf ausdriicklichen Wunsch des Endverbrauchers ist diese Verbrauchs- und
Stromkosteninformation nicht zu bermitteln.

Abschaltung der Netzverbindung und Information der Kunden

8 82. (1) Netzbetreiber haben Endverbrauchern folgende Informationen einfach und unmittelbar
zugdnglich im Internet sowie im Rahmen eines einmal jahrlich einer Rechnung beizulegenden
Informationsblattes kostenlos zur Verfiligung zu stellen:

1. Name und Anschrift des Unternehmens,

2. erbrachte Leistungen und angebotene Qualitatsstufen sowie Zeitpunkt fuir den Erstanschluss,
3. Art der angebotenen Wartungsdienste,

4. Art und Weise, wie aktuelle Informationen (iber alle geltenden Tarife erhéltlich sind,

5. Vertragsdauer, Bedingungen fiir eine Verldngerung und Beendigung der Leistungen und des
Vertragsverhaltnisses, Ricktrittsrechte,
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6. etwaige Entschadigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich
vereinbarten Leistungsqualitat, einschlielich fehlerhafter und verspéateter Abrechnung,

7. Uber das Recht auf Versorgung gemaR 8§ 77,
8. etwaige Ausflihrungen der Européischen Kommission tber die Rechte der Energieverbraucher,
9. Informationen ber die Rechte der Endverbraucher gemaR § 81b,

10. Informationen Uber die Rechte der Endverbraucher geman § 84.

(2) Lieferanten haben Endverbrauchern folgende Informationen einfach und unmittelbar zugénglich
im Internet sowie im Rahmen eines einmal jahrlich einer Rechnung beizulegenden Informationsblattes
kostenlos zur Verfligung zu stellen:

1. Name und Anschrift des Unternehmens,
2. Art und Weise, wie aktuelle Informationen Uber alle geltenden Preise erhéltlich sind,

3. Vertragsdauer, Bedingungen fiir eine Verlangerung und Beendigung der Leistungen und des
Vertragsverhéltnisses, Ricktrittsrechte,

4. Informationen Uber die Rechte der Endverbraucher gemaR § 81b,
5. Uber das Recht auf Versorgung gemaR § 77,

6. etwaige Entschddigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhaltung der vertraglich
vereinbarten Leistungsqualitét, einschlieBlich fehlerhafter und verspéteter Abrechnung,

7. etwaige Ausfiihrungen der Europdischen Kommission Uber die Rechte der Energieverbraucher.

(3) Der Netzbetreiber ist in Fallen der Vertragsverletzung, insbesondere bei Zahlungsverzug oder
Nichtleistung einer Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung, verpflichtet zumindest zweimal inklusive
einer jeweils mindestens zweiwdchigen Nachfristsetzung zu mahnen. Die zweite Mahnung hat auch eine
Information Uber die Folge einer Abschaltung des Netzzuganges nach Verstreichen der zweiwochigen
Nachfrist sowie (iber die damit einhergehenden voraussichtlichen Kosten einer allfalligen Abschaltung zu
enthalten. Die letzte Mahnung hat mit eingeschriebenem Brief zu erfolgen. Netzbetreiber haben bei jeder
Mahnung im Sinne des ersten Satzes auf die Mdglichkeit zur Inanspruchnahme von Beratungsstellen
gemall Abs.7 hinzuweisen. Wurde der Vertrag zur Belieferung mit elektrischer Energie
(Energieliefervertrag) verletzt, so hat der Lieferant dieses Mahnverfahren einzuhalten.

(4) Im Falle der Beendigung eines Energieliefervertrages aufgrund ordentlicher Kiindigung,
Zeitablauf oder Widerspruch gemén § 80 Abs. 2 ist weder durch Netzbetreiber noch durch Lieferanten ein
Mahnverfahren gemaR Abs. 3 durchzufiihren. Dies gilt auch bei missbrauchlichem Verhalten des
Endverbrauchers, wie etwa Manipulation von Messeinrichtungen.

(5) Wird eine Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung durch den Netzbetreiber oder Lieferanten
gefordert, hat jeder Endverbraucher ohne Lastprofilzéhler, unbeschadet der ihm gemaR § 77 eingerdumten
Rechte, stattdessen das Recht auf Nutzung eines Zahlgerates mit Prepaymentfunktion.

(6) Netzbetreiber und bisheriger Lieferant haben dem Kunden spétestens sechs Wochen nach
Vollziehung des Lieferantenwechsels oder nach Vertragsbeendigung die Rechnung zu legen. Der
Netzbetreiber hat die Rechnung fur die Netznutzung innerhalb von drei Wochen an den bisherigen
Lieferanten zu Ubermitteln, sofern der bisherige Lieferant auch die Rechnung fur die Netznutzung legt.

(7) Lieferanten, die mehr als 49 Beschaftigte und einen Umsatz von tber 10 Millionen Euro oder
eine Bilanzsumme von Uber 10 Millionen Euro aufweisen, haben ab 1. Jdnner 2015 eine Anlauf- und
Beratungsstelle fiir ihre Kunden fir Fragen zu den Themen Stromkennzeichnung, Lieferantenwechsel,
Energieeffizienz, Stromkosten und Energiearmut einzurichten.

(8) Abschaltungen von Anlagen von Haushaltskunden und Kleinunternehmen in Folge von
Zahlungsverzug durfen nicht am letzten Arbeitstag vor Wochenenden oder gesetzlichen Feiertagen
vorgenommen werden.

Intelligente Messgerate

§83. (1) Die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und
Technologie kann nach Durchfiihrung einer Kosten/Nutzanalyse die Einfiihrung intelligenter
Messeinrichtungen festlegen. Dies hat nach Anhdrung der Regulierungsbehdrde und der Vertreter des
Konsumentenschutzes durch Verordnung zu erfolgen. Die Netzbetreiber sind im Fall der Erlassung dieser
Verordnung zu verpflichten, jene Endverbraucher, deren Verbrauch nicht tber einen Lastprofilzahler
gemessen wird, mit intelligenten Messgeraten auszustatten, iber die Einflihrung, insbesondere auch tber
die Kostensituation, die Netzsituation, Datenschutz und Datensicherheit und Verbrauchsentwicklung bei
den Endverbrauchern, Bericht zu erstatten und die Endverbraucher zeitnah Uber den Einbau eines
intelligenten Messgeréats sowie die damit verbundenen Rahmenbedingungen zu informieren. Im Rahmen
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der durch die Verordnung bestimmten Vorgaben fir die Installation intelligenter Messgerdte hat der
Netzbetreiber den Wunsch eines Endverbrauchers, kein intelligentes Messgerat zu erhalten, zu
berticksichtigen. Die Regulierungsbehdrde hat die Aufgabe, die Endverbraucher tber allgemeine Aspekte
der Einfuhrung von intelligenten Messgeraten zu informieren und lber die Einflihrung von intelligenten
Messgeréten, insbesondere auch ber die Kostensituation, die Netzsituation, Datenschutz und
Datensicherheit, soweit bekannt, den Stand der Entwicklungen auf europdischer Ebene und Uber die
Verbrauchsentwicklung bei den Endverbrauchern, jahrlich einen Bericht zu erstatten.

(2) Die Regulierungsbehdérde hat jene Anforderungen durch Verordnung zu bestimmen, denen diese
intelligenten Messgeréte zu entsprechen haben und gemaf § 59 bei der Ermittlung der Kostenbasis fir die
Entgeltbestimmung in Ansatz zu bringen. Die Verordnung hat zumindest jene Mindestfunktionalitaten
vorzuschreiben, die intelligente Messgeréte enthalten miissen, um die in Abs. 3 bis Abs. 5 sowie in § 84
und § 84a festgelegten Aufgaben zu erfillen. Die intelligenten Messgerate sind jedenfalls dahingehend
auszustatten, dass eine Messung und Speicherung von Zahlerstanden in einem Intervall von 15 Minuten
maglich ist, die Speicherung der Werte fiir 60 Kalendertage im intelligenten Messgerat erfolgt, eine
Fernauslesung  der im  Gerdt  gespeicherten = Messdaten  (ber  eine  bidirektionale
Kommunikationsschnittstelle sowie eine Unterbrechung und Freigabe der Anlage aus der Ferne mdglich
ist und eine Abrufbarkeit der Daten durch den Endverbraucher (ber eine unidirektionale
Kommunikationsschnittstelle erfolgen kann. Die Regulierungsbehdrde hat die Vertreter des
Konsumentenschutzes sowie die Datenschutzbehérde und den Datenschutzrat weitestméglich
einzubinden. Der Betrieb von intelligenten Messgerdten sowie ihre Kommunikation, auch zu externen
Geréten, sind nach anerkanntem Stand der Technik abzusichern, um Unberechtigten den Zugriff Uber den
aktuellen Zahlerstand hinaus nicht zu ermdglichen. Der Betrieb von intelligenten Messgeraten hat den
mal3- und eichgesetzlichen und datenschutzrechtlichen Bestimmungen sowie dem anerkannten Stand der
Technik zu entsprechen.

(3) Die Sichtanzeige am intelligenten Messgerat ist standardmaRig so zu konfigurieren, dass nur der
aktuelle Zihlerstand abgelesen werden kann. Zu Zwecken der Uberpriifung von dartiber hinausgehenden,
im Messgerat gespeicherten verrechnungsrelevanten Werten ist auf Kundenwunsch die Anzeige des
intelligenten Messgerates dahingehend freizugeben, dass eine Uberpriifung dieser Werte anhand der
Anzeige des intelligenten Messgerats selbst ermdglicht wird. Diese Freigabe hat kostenlos und ohne
unverhaltnismaRigen Zusatzaufwand fir den Endverbraucher zu erfolgen. Auf ausdricklichen Wunsch
des Endverbrauchers ist die Sichtanzeige zeitnah und kostenlos wieder in ihren urspringlichen
Konfigurationsstand zuriickzusetzen.

(4) Es sind inshesondere im Falle von Wechsel oder Aufldsung des Vertragsverhéltnisses mit dem
Netzbetreiber die Anzeige der historischen Messwerte der vorhergehenden Vertragsverhaltnisse, sofern
vorhanden, dahingehend abzusichern, dass eine Ablesung anhand der Anzeige oder Auslesung anhand
einer unidirektionalen Schnittstelle des intelligenten Messgerates durch Nichtberechtigte verhindert wird.
Diese Sperrung ist unverziiglich und kostenlos aufzuheben, sobald keine Messwerte des vorhergehenden
Vertragsverhaltnisses mehr im intelligenten Messgerat selbst zur Verfligung stehen. Davon unabhangig
sind jedoch die aus gesetzlichen Vorschriften und aus dem gegenwartigen Vertragsverhéltnis
entstehenden Verpflichtungen des Netzbetreibers zur Bereitstellung der Werte gemaR § 84 Abs. 1 und
Abs. 2 und der Ubermittlung an den Lieferanten gemaR § 84a Abs. 2.

(5) Die Verpflichtung des Netzbetreibers zur Absicherung der im intelligenten Messgerat
gespeicherten Messwerte gegen einen Zugriff Nichtberechtigter im Sinne des Abs. 2 gilt sinngemaf3 auch
fiir alle weiteren vorhandenen Schnittstellen des Gerétes.

(6) Sofern es die Gewahrleistung von Datenschutz und Datensicherheit im Zusammenhang mit dem
Betrieb von intelligenten Messsystemen erfordert, kann die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie im Einvernehmen mit dem Bundeskanzler mit
Verordnung unter Bedachtnahme auf die relevanten internationalen Vorschriften sowie die technische
und wirtschaftlich vertretbare Umsetzbarkeit n&here Bestimmungen zum Stand der Technik festlegen,
denen ein Netzbetreiber zu entsprechen hat. Dabei sind insbesondere die jéhrlichen Berichte der
Regulierungsbehdrde nach Abs. 1 sowie internationale Sicherheitsstandards zu berticksichtigen.

Messdaten von intelligenten Messgeréaten

8 84. (1) Netzbetreiber haben dafiir zu sorgen, dass spatestens sechs Monate ab dem Zeitpunkt der
Installation eines intelligenten Messgerdts beim jeweiligen Endverbraucher einmal tdglich ein
Verbrauchswert sowie samtliche Viertelstundenwerte im intelligenten Messgerdt erfasst und zur
Verfiigbarkeit fur den Kunden fiir 60 Kalendertage im intelligenten Messgerdt zu Zwecken der
Verrechnung, Kundeninformation (8§ 81a), Energieeffizienz, der Energiestatistik und der
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Aufrechterhaltung eines sicheren und effizienten Netzbetriebes gespeichert werden. Jedes installierte
intelligente Messgerat ist dabei einer Netzbenutzerkategorie gemal § 16 Abs. 2 zuzuordnen.

(2) Netzbetreiber sind verpflichtet, jenen Endverbrauchern, deren Verbrauch uber ein intelligentes
Messgerat gemessen wird, jedenfalls die taglichen Verbrauchswerte sowie, auf ausdriicklichen Wunsch je
nach vertraglicher Vereinbarung oder Zustimmung, Viertelstundenwerte spétestens zwolf Stunden nach
deren Auslesung aus dem Messgeréat jedenfalls Uber ein kundenfreundliches Web-Portal kostenlos zur
Verfiigung zu stellen. Die Auslesung dieser Verbrauchswerte aus dem Messgerat hat dabei zumindest
einmal taglich zu erfolgen. Dazu haben die Netzbetreiber Vorkehrungen fir eine sichere Identifizierung
und Authentifizierung der Endverbraucher auf dem Web-Portal sowie fiir eine verschliisselte
Ubermittlung der Daten nach dem Stand der Technik zu treffen. Endverbrauchern, die iiber keinen
Internetzugang verfiigen oder die nur auf unzumutbare Weise Zugang zum Internet haben, ist nach
Madglichkeit ein vergleichbarer Informationsstand zu ermdglichen.

(3) Die Endverbraucher sind im Falle der Inanspruchnahme der Informationsmdglichkeiten Giber den
Weg des Web-Portal geméal Abs. 2 durch einen ausdricklichen Hinweis transparent zu informieren, dass
die Inanspruchnahme dieser Mdglichkeit die Fernauslesung ihrer Verbrauchsdaten aus dem intelligenten
Messgerat zur Voraussetzung hat und die Datenbereitstellung im Web-Portal jeweils nach Ablauf von 36
Monaten ab Verfiigbarkeit sowie im Falle der Auflésung des Vertragsverhaltnisses mit dem Netzbetreiber
endet. Dieser ausdriickliche Hinweis hat zumindest in den Allgemeinen Bedingungen von Netzbetreibern
sowie gleichlautend unmittelbar bei der Registrierung im Web-Portal zu erfolgen.

(4) Endverbrauchern ist die Mdglichkeit einzurdumen, ihr Nutzerkonto im Web-Portal geméR Abs. 2
kostenfrei jederzeit wieder vollstandig entweder selbstdndig oder durch den Netzbetreiber ohne
unverhaltnismaRigen Mehraufwand fiir den Endverbraucher zu loschen. Diesfalls hat fiir Zwecke der
Bereitstellung im Web-Portal die weitere Auslesung und Verarbeitung von Verbrauchsdaten aus dem
intelligenten Messgerdt des betroffenen Endverbrauchers zu unterbleiben. Darliber hinaus ist den
Endverbrauchern auch die Mdglichkeit einzurdumen, im Web-Portal Verbrauchswerte zumindest
monatsweise nach Kenntnisnahme zu ldschen, wobei Gelegenheit zur lokalen Sicherung im Hinblick auf
die Rechnungsprifung zu bieten ist.

(5) Endverbrauchern ist vom Netzbetreiber dariiber hinaus auf ausdriicklichen Wunsch die
Maoglichkeit einzurdumen, Uber eine unidirektionale Kommunikationsschnittstelle des intelligenten
Messgeréts alle in diesem Gerat erfassten Messwerte auszulesen. Es sind dabei samtliche im Messgerat
erfassten Daten Uber diese Schnittstelle in einem derart zeitnahen Zyklus auszugeben, dass die in der
Anlage des Endverbrauchers verfiigharen Anwendungen, welche diesbeziigliche Daten benétigen,
sinnvoll und effizient betrieben werden konnen. Der Zugriff sowie die Spezifikationen dieser
Kommunikationsschnittstelle sind auf Wunsch allen Berechtigten, diskriminierungsfrei und kostenlos zur
Verfiigung zu stellen.

(6) Endverbraucher sind Uber ihre Rechte gemdR Abs.1 bis Abs.5 auf Zugang zu ihren
Verbrauchsdaten durch den Netzbetreiber transparent und verstandlich zu informieren.

(7) Die Regulierungsbehérde kann mit Verordnung die Anforderungen an den Detaillierungsgrad
und die Form der Bereitstellung der Verbrauchsinformation im Web-Portal gemdaR Abs. 2 feststellen.
Erforderlichenfalls kann die Regulierungsbehérde den Detaillierungsgrad der Daten, die von der
Schnittstelle gemal Abs. 5 bereitgestellt werden, festlegen. Sie hat dabei die Verstandlichkeit sowie die
Eignung der Information zur Bewirkung von Effizienzsteigerungen zu beriicksichtigen. Weiters kann die
Regulierungsbehdrde Anforderungen an die standardisierte Ubermittlung der Daten sowie deren Format
vom Netzbetreiber an den Endverbraucher oder an vom Endverbraucher bevollméchtigte Dritte festlegen,
wobei ein Direktzugriff Dritter auf das Web-Portal jedenfalls unzuléssig ist.

8 84a. (1) Eine Auslesung samt Verwendung von Viertelstundenwerten der Endverbraucher durch
den Netzbetreiber ist nur bei ausdricklicher Zustimmung des Endverbrauchers oder zur Erfiilllung von
Pflichten aus einem vom Kunden gewdhlten, auf Viertelstundenwerten basierenden Liefervertrag
zuléssig. Davon abgesehen dirfen Netzbetreiber diese Daten in begriindeten lokalen Einzelféllen auch
ohne Zustimmung des Endverbrauchers aus dem intelligenten Messgerét auslesen, soweit dies flr den
Zweck der Aufrechterhaltung eines sicheren und effizienten Netzbetriebes unabdingbar ist. Die
bezuglichen Daten sind unverziglich zu I6schen, sobald sie fir die Erfillung des Zwecks nicht mehr
bendtigt werden. Netzbetreiber haben der Regulierungsbehérde jahrlich einen Bericht Uber die
Anlassfalle fiir derartige Datenauslesungen zu legen. Weiters diirfen Viertelstundenwerte auf Anordnung
der Bundesministerin fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie zum
Zweck der Elektrizitatsstatistik gemaB 8§92, inshesondere zu dem Zweck, Entwicklungen der
tageszeitlichen Schwankungen (Tagesganglinien) der Erzeugung aus erneuerbaren Energietrdgern sowie
Entwicklungen der tageszeitlichen Schwankungen der Stromabnahme aus dem offentlichen Netz
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auszuwerten, und auf Anordnung der Regulierungsbehdrde zum Zweck der Energielenkung geméR
Energielenkungsgesetz 2012 sowie zum Zweck der Uberwachung nach § 88 aus dem intelligenten
Messgerat ausgelesen werden, sofern sie unmittelbar nach deren Auslesung mit Daten von anderen
Endverbrauchern weitestmoglich aggregiert werden und anschlieBend anonymisiert und nur in dieser
anonymisierten Form verwendet werden. Daten dirfen aus einem intelligenten Messgerat flir Zwecke der
Statistik nur dann ausgelesen werden, wenn bei Netzbetreibern die hierfur erforderlichen statistischen
Daten nicht vorhanden sind. Der Endverbraucher ist im Falle einer Auslesung der Viertelstundenwerte
ohne Einwilligung zeitnah dariiber zu informieren.

(2) Netzbetreiber sind verpflichtet, am Beginn des darauffolgenden Kalendermonats unverziglich,
spétestens jedoch zum Flnften dieses Monats, alle téglich erhobenen Verbrauchswerte jener
Endverbraucher, deren Verbrauch mithilfe eines intelligenten Messgerdts gemessen wird, an die
jeweiligen Lieferanten zu den in § 8la genannten Zwecken sowie zu Zwecken der Verrechnung zu
Ubermitteln; Viertelstundenwerte dirfen nur nach ausdriicklicher Zustimmung des Endverbrauchers oder
zur Erfullung vertraglicher Pflichten an den Lieferanten bermittelt werden. Die Regulierungsbehdrde
kann mit Verordnung die Anforderungen an die standardisierte Ubermittlung dieser Daten sowie deren
Format vom Netzbetreiber an den Lieferanten oder an vom Endverbraucher bevollméchtigte Dritte
festlegen.

(3) Erfordert ein Vertrag die Auslesung samt Verwendung von Viertelstundenwerten oder erteilt der
Endverbraucher seine Zustimmung zur Auslesung samt Verwendung von Viertelstundenwerten unter
Angabe deren Zwecks, so ist der Endverbraucher durch einen ausdriicklichen Hinweis transparent zu
informieren, dass mit Vertragsabschluss bzw. mit Erteilung der Zustimmung die Datenverwendung
zuldssig ist. Dieser ausdriickliche Hinweis hat unter Angabe des Zwecks der Datenverwendung in den
Allgemeinen Bedingungen von Netzbetreibern sowie in den Allgemeinen Bedingungen und im
Vertragsformblatt der Lieferanten zu erfolgen.

(4) Erfolgt die Installation eines intelligenten Messgerdtes gemédR 8 83 Abs.1 bei einem
Endverbraucher mit aufrechtem Vertragsverhéltnis, dessen Weiterfuhrung aufgrund einer bestehenden
tageszeitabhangigen Verrechnung zwingend die Auslesung von Verbrauchswerten, die Uber einen
taglichen Verbrauchswert hinausgehen, erfordern wiirde, so ist der Endverbraucher iber diesen Umstand
nachweislich, transparent und verstdndlich zu informieren. Weiters ist der Endverbraucher (ber die
Méglichkeit des Umstiegs auf eine Verrechnung, die nur die Auslesung von téglichen Verbrauchswerten
erfordert, nachweislich, transparent und verstandlich zu informieren. Fur die Fortsetzung des
Vertragsverhaltnisses zu den urspringlichen Bedingungen bedarf es der ausdriicklichen Zustimmung des
Endverbrauchers.

(5) Eine Verwendung von mittels intelligenten Messgeraten gemessenen Verbrauchsdaten flr andere
als die in Abs.1 bis Abs.4 sowie 8§76, §81, §8la, und §84 genannten Zwecke, fir
verwaltungsrechtliche, verwaltungsgerichtliche oder zivilgerichtliche Verfahren, die sich nicht
unmittelbar auf Zwecke dieses Gesetzes beziehen, ist unzuléssig.

10. Teil
Bilanzgruppen

Zusammenfassung der Netzbenutzer in Bilanzgruppen

8 85. (Grundsatzbestimmung) (1) Netzbenutzer sind durch die Ausfihrungsgesetze zu
verpflichten, sich einer Bilanzgruppe anzuschlieRen oder eine eigene Bilanzgruppe zu bilden.

(2) Netzbenutzer sind verpflichtet, entsprechend ihren gesetzlichen und vertraglichen
Verpflichtungen

1. Daten, Zahlerwerte und sonstige, zur Ermittlung ihres Stromverbrauches dienende Angaben an
Netzbetreiber, Bilanzgruppenverantwortliche sowie den Bilanzgruppenkoordinator gemal den
sich aus den vertraglichen Vereinbarungen ergebenden Verpflichtungen bereitzustellen und zu
Ubermitteln,  soweit  dies zur  Aufrechterhaltung  eines  wettbewerbsorientierten
Elektrizitdtsmarktes und zur Wahrung des Konsumentenschutzes erforderlich ist;

2. bei Verwendung eigener Zahleinrichtungen und Anlagen zur Datenibertragung die technischen
Vorgaben der Netzbetreiber einzuhalten;

3. Meldungen bei Lieferanten- und Bilanzgruppenwechsel abzugeben sowie die hiefur
vorgesehenen Fristen einzuhalten;

4. Vertragsdaten an Stellen zu melden, die mit der Erstellung von Indizes betraut sind,;
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5. bei technischer Notwendigkeit Erzeugungs- und Verbrauchsfahrplane an den Netzbetreiber und
die Regelzonenfihrer zu melden;

6. Vertrage tber den Datenaustausch mit anderen Netzbetreibern, den
Bilanzgruppenverantwortlichen sowie den  Bilanzgruppenkoordinatoren und anderen
Marktteilnehmern entsprechend den Marktregeln abzuschlieRen.

Bilanzgruppenverantwortlicher

§86. (1) (Grundsatzbestimmung) Bilanzgruppen koénnen innerhalb jeder Regelzone gebildet
werden. Die Bildung und  Verdnderung von  Bilanzgruppen erfolgt durch den
Bilanzgruppenverantwortlichen.

(2) (Grundsatzbestimmung) Der Bilanzgruppenverantwortliche muss den Anforderungen, die zur
Erflllung seiner Aufgaben und Pflichten erforderlich sind, insbesondere in rechtlicher, administrativer
und kommerzieller Hinsicht entsprechen.

(3) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfuhrungsgesetze haben vorzusehen, dass der
Bilanzgruppenverantwortliche den Nachweis seiner fachlichen Befahigung zu erbringen hat. Zur
Sicherstellung der Leistungsfahigkeit fir die Erfullung seiner Verpflichtungen haben die
Ausflihrungsgesetze weiters Vorschriften tber die finanzielle Ausstattung zu erlassen.

(4) (Grundsatzbestimmung) Der Bilanzgruppenverantwortliche ist weiters zur Erflllung seiner
Aufgaben und Pflichten sowie der Einhaltung der Marktregeln verpflichtet. Kommt der
Bilanzgruppenverantwortliche seinen Verpflichtungen nicht nach, haben die Ausfihrungsgesetze die
Untersagung seiner Téatigkeit vorzusehen.

(5) (Verfassungsbestimmung) Die Aufsicht (iber Bilanzgruppenverantwortliche erfolgt durch die
Regulierungshbehorde. Die Uberwachung der Einhaltung der in den Ausfiihrungsgesetzen enthaltenen
Vorschriften ist der Regulierungsbehdrde zur Besorgung zugewiesen. Die Beurteilung der fachlichen
Beféhigung sowie eine Untersagung der Tatigkeit der Bilanzgruppenverantwortlichen richtet sich nach
den Rechtsvorschriften, die an deren Sitz gelten. Die Zuweisung von Lieferanten oder Kunden, die keiner
Bilanzgruppe angehdren oder keine eigene Bilanzgruppe bilden, zu einer Bilanzgruppe hat durch die
Regulierungsbehdérde zu erfolgen.

Aufgaben und Pflichten der Bilanzgruppenverantwortlichen
8 87. 1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausflihrungsgesetze haben den
Bilanzgruppenverantwortlichen folgende Aufgaben zuzuweisen:

1. die Erstellung von Fahrplanen und Ubermittlung derer an die Verrechnungsstelle und die
betroffenen Regelzonenfihrer;

2. den Abschluss von Vereinbarungen betreffend Reservehaltung sowie die Versorgung von
Bilanzgruppenmitgliedern, die ihnen von der Regulierungsbehdrde zugewiesen wurden;

3. die Meldung bestimmter Erzeugungs- und Verbrauchsdaten fir technische Zwecke;

4. die Meldung von Erzeugungs- und Abnahmefahrplanen von GroBabnehmern und Einspeisern
nach definierten Regeln fiir technische Zwecke;

5. die Entrichtung von Entgelten (Gebihren) an die Bilanzgruppenkoordinatoren;

6. die Entrichtung der Entgelte fiir Ausgleichsenergie an den Bilanzgruppenkoordinator sowie die
Weiterverrechnung der Entgelte an die Bilanzgruppenmitglieder.

(2) (Grundsatzbestimmung) Die Bilanzgruppenverantwortlichen sind zu verpflichten:

1. Vertrdge ~mit  dem  Bilanzgruppenkoordinator, — den  Netzbetreibern und  den
Bilanzgruppenmitgliedern tiber den Datenaustausch abzuschlieRen;

2. eine Evidenz der Bilanzgruppenmitglieder zu fuhren;

3. entsprechend den Marktregeln Daten an die Bilanzgruppenkoordinatoren, die Netzbetreiber und
die Bilanzgruppenmitglieder weiterzugeben;

4. Fahrplane zwischen Bilanzgruppen zu erstellen und dem Bilanzgruppenkoordinator bis zu einem
von diesem festgesetzten Zeitpunkt zu melden;

5. Ausgleichsenergie fir die Bilanzgruppenmitglieder — im Sinne einer Versorgung mit dieser — zu
beschaffen;

6. Alle Vorkehrungen zu treffen, die erforderlich sind, um die Aufwendungen der
Okostromabwicklungsstelle fiir Ausgleichsenergie zu minimieren.

(3) (Grundsatzbestimmung) Wechselt ein Bilanzgruppenmitglied die Bilanzgruppe oder den
Lieferanten, sind die Daten des Bilanzgruppenmitgliedes der neuen Bilanzgruppe oder dem neuen
Lieferanten weiterzugeben.
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(4) (Verfassungsbestimmung) Der Bilanzgruppenverantwortliche hat der Regulierungsbehérde die
Allgemeinen Bedingungen zu Genehmigung vorzulegen und Uber Aufforderung dieser abzuéndern,
sofern dies zur Erreichung eines wettbewerbsorientierten Marktes oder zur Ubernahme des den
Stromhéndlern zugewiesenen Okostroms erforderlich ist. Die Regulierungsbehérde kann dabei
insbesondere auch die zur Minimierung der Aufwendungen der Okostromabwicklungsstelle fir
Ausgleichsenergie erforderliche Anderung der zeitlichen Rahmenbedingungen fiir die Fahrplanzuweisung
veranlassen.

11. Teil
Uberwachungsaufgaben

Uberwachungsaufgaben

§ 88. (1) (Grundsatzbestimmung) Die Ausfilhrungsgesetze haben folgende Uberwachungsaufgaben
fir  die  Landesregierungen im  Rahmen ihrer  den  Elektrizititsmarkt  betreffenden
Uberwachungsfunktionen vorzusehen. Insbesondere umfassen diese,

1. die Versorgungssicherheit in Bezug auf Zuverlassigkeit und Qualitat des Netzes, sowie die
kommerzielle Qualitét der Netzdienstleistungen,

2.den Grad der Transparenz am Elektrizitaitsmarkt unter besonderer Beriicksichtigung der
Grofhandelspreise,

3.den Grad und die Wirksamkeit der Marktoffnung und den Umfang des Wettbewerbs auf
GrofRhandelsebene und Endverbraucherebene einschlieRllich etwaiger Wettbewerbsverzerrungen
oder —beschrénkungen,

4. etwaige restriktive Vertragspraktiken einschlieBlich ExKlusivitatsbestimmungen, die grofle
gewerbliche Kunden daran hindern kdnnen, gleichzeitig mit mehreren Anbietern Vertrdge zu
schlieBen, oder ihre Méglichkeiten dazu beschrénken,

5. die Dauer und Qualitat der von Ubertragungs- und Verteilernetzbetreibern vorgenommenen
Neuanschluss-, Wartungs- und sonstiger Reparaturdienste,

6. die Investitionen in die Erzeugungskapazitaten mit Blick auf die Versorgungssicherheit,
laufend zu beobachten.

(2) Die Regulierungsbehdrde ist erméchtigt, zur Wahrnehmung der in Abs. 1 genannten Aufgaben
durch die Landesregierungen wund zur Erfallung der Aufgaben der Regulierungsbehdrde,
Erhebungsmasse, -einheiten, und -merkmale, Merkmalsauspragung, Datenformat, Hé&ufigkeit,
Zeitabstdnde und Verfahren der laufenden Datenerhebung sowie Bestimmung des auskunftspflichtigen
Personenkreises durch Verordnung naher zu regeln. Die Verordnung hat hierbei jedenfalls die Erhebung
folgender Daten zu bestimmen:

1. von Netzbetreibern: Zahl der Neuanschlisse inklusive jeweils hierfir bendtigter Zeit;
durchgefiihrte Wartungs- und Reparaturdienste inklusive jeweils hierflr eingehobener Gebuhren
und benétigter Zeit; Anzahl der geplanten und ungeplanten Versorgungsunterbrechungen
inklusive  Anzahl der davon betroffenen Endverbraucher, Leistung, Dauer der
Versorgungsunterbrechungen, Ursache und betroffene Spannungsebenen; Merkmale der
Spannung in Offentlichen Elektrizitdtsversorgungsnetzen; Anzahl der Netzzutritts- und
Netzzugangsantrdge sowie deren durchschnittliche Bearbeitungsdauer;

2. von Verteilernetzbetreibern: Anzahl der Versorgerwechsel sowie gewechselte Mengen (kWh),
jeweils getrennt nach Netzebenen und Lieferanten; Abschaltraten, unter gesonderter Ausweisung
von Abschaltungen bei Aussetzung bzw. Vertragsauflosung wegen Verletzung vertraglicher
Pflichten; Zahl der Neuan- und Abmeldungen; Anzahl der eingesetzten Vorauszahlungszahler;
durchgefuhrte Anzahl der eingeleiteten Wechsel, die dem Netzbetreiber bekannt gemacht
wurden, inklusive Anzahl der nicht erfolgreich abgeschlossenen Wechsel; Anzahl der
Wiederaufnahmen der Belieferung nach Unterbrechung aufgrund von Zahlungsverzug; Zahl der
Endabrechnungen und Anteil der Rechnungen, die spéater als sechs Wochen nach Beendigung des
Vertrages ausgesandt wurden; Anzahl der Kundenbeschwerden und -anfragen samt Gegenstand
(zB Rechnung und Rechnungshdhe oder Zahler, Ablesung und Verbrauchsermittlung) sowie die
durchschnittliche Bearbeitungsdauer der Beschwerden;

3. von Versorgern: Verrechnete Energiepreise in Eurocent/kWh je definierter Kundengruppe;
Anzahl der Versorgerwechsel sowie gewechselte Mengen (kWh), jeweils getrennt nach
Kundengruppen; Anzahl der eingegangenen Beschwerden samt Beschwerdegriinden; Anzahl der
versorgten Endverbraucher samt Abgabemenge je definierter Kundengruppe.
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(Anm.: Aufgrund der Novellierungsanweisung Art. 2 Z 24, BGBI. | Nr. 108/2017 wirden die Z 1 bis 3 des
bisherigen 2. Satzes entfallen. Aber Vergleiche dazu Textgegenlberstellung Seite 38 in den
Parlamentarischen Materialien.)

(3) Im Rahmen ihrer den Elektrizitdtsmarkt betreffenden Uberwachungsfunktion hat die
Regulierungsbehérde die Aufgabe,
1.die Einhaltung der Vorschriften betreffend die Aufgaben und Verantwortlichkeiten der
Ubertragungsnetzbetreiber, Verteilernetzbetreiber, Versorgungsunternehmen und Kunden sowie
anderer Marktteilnehmer geméaR der Verordnung 2009/714/EG,
. die Durchfiihrung von LenkungsmafRnahmen im Sinne des § 10 des Energielenkungsgesetzes,
. die Investitionsplane der Ubertragungsnetzbetreiber,
. das Engpassmanagement im Sinne des § 23 Abs. 2 Z 5 und die Verwendung der Engpasserlose

. die technische Zusammenarbeit zwischen Ubertragungsnetzbetreibern mit Sitz im Inland und
Ubertragungsnetzbetreibern mit Sitz in der Europaischen Union bzw. in Drittstaaten, laufend zu
beobachten und

6. von Regelzonenfilhrern aggregierte Informationen aus samtlichen Beschaffungen von

Regelenergieprodukten (dh. Primdr-, Sekunddr- und Tertidrregelung, ungewollten Austausch),

wie periodische Kosten, beschaffte Mengen, Anzahl der Bieter, sowie Informationen tber die

Ausgleichsenergiesituation in der Regelzone wie Preise der Bilanzgruppen fur in Anspruch

genommene Ausgleichsenergie, Leistungsabweichung der gesamten Regelzone und Einsatz der

Regelenergieprodukte, Abweichungen der Bilanzgruppen zu erheben.

(4) Stromhandler sind verpflichtet, durch die Regulierungsbehérde mit Verordnung néher zu
regelnde  Transaktionsdaten Uber  Transaktionen mit  anderen Stromhéandlern und
Ubertragungsnetzbetreibern fiir eine Dauer von fiinf Jahren aufzubewahren und der Regulierungsbehorde,
der Bundeswettbewerbsbehdrde sowie der Européischen Kommission zur Erfiillung ihrer Aufgaben bei
Bedarf jederzeit in einer von der Regulierungshehdrde vorgegebenen Form zur Verfugung zu stellen. Die
Verordnung hat hierbei jedenfalls die Aufbewahrung und Ubermittlung folgender Daten zu bestimmen:
Merkmale und Produktspezifikationen fiir jede finanzielle und physische Transaktion, insbesondere
Zeitpunkt des Abschlusses der Transaktion, Vertragsdauer, Strombdrse oder anderer Handelsplatz an dem
die Transaktion getédtigt wurde, erstmaliger Lieferzeitpunkt, Identitdit von Kaufer und Verkaufer,
Transaktionsmenge und —preis bzw. Preisanpassungsklauseln.

(5) Weigert sich ein Meldepflichtiger, Daten gemaR Abs. 2, 3 und 4 zu melden, kann die
Regulierungsbehdrde die Meldung der Daten mit Bescheid anordnen.

(6) Die Regulierungshendrde kann zur Evaluierung der Angaben der Netzbetreiber zur
Dienstleistungs- und Versorgungsqualitit unabhangige Erhebungen der Kundenzufriedenheit durchfiihren
oder veranlassen. Die Netzbetreiber sind zur Kooperation und zur Unterstiitzung dieser Erhebungen
verpflichtet.

(7) Die Regulierungsbehérde ist erméchtigt, Datenaustauschabkommen mit Regulierungsbehdrden
anderer Mitgliedstaaten abzuschlielen und hierdurch gewonnene Daten zu Zwecken der in Abs. 1
genannten Aufgaben zu verwenden. Die Regulierungsbehdrde ist betreffend die Ubermittelten Daten an
den gleichen Grad der Vertraulichkeit gebunden wie die Auskunft erteilende Behdorde.

(8) Die in der Verordnung der Regulierungsbehtrde gemaR Abs. 2 genannten Meldepflichtigen
haben die Daten geméaR dieser Verordnung bis spatestens 31. Marz des jeweiligen Folgejahres an die
Regulierungsbehdrde zu Ubermitteln. Die Regulierungsbehdrde hat aus diesen Daten jéhrlich einen
zusammenfassenden Bericht je Land an die jeweilige Landesregierung zu Ubermitteln. Bei Bedarf
erhalten die Landesregierungen Zugang zu den jeweiligen landesspezifischen Daten gemdaR Abs. 2.
Weiters sind unter sinngemaBer Anwendung des ersten Satzes folgende Daten an die
Regulierungsbehorde zu Gbermitteln:

1. von Regelzonenfiihrern: Daten zu Ausschreibungen grenzlberschreitender Kapazitaten, so
inshesondere angebotene und vergebene sowie von Marktteilnehmern als Fahrplan angemeldete
Kapazitaten fur Jahres-, Monats- und Tagesvergaben, tatséchliche physische Leitungsflisse,
Sicherheitsmargen bei Kapazitatsberechnungen, Informationen Uber Reduktionen bereits
vergebener Kapazitéten;

2. von den jeweils die Ausschreibung im Zusammenhang mit dem Bezug von Ausgleichsenergie
(dh. Primdr-, Sekundér- und Terti&rregelung, ungewollten Austausch) vornehmenden Personen:
Je Gebot angegebener Leistungspreis (Euro/MW), Arbeitspreis (Euro/MWh), angebotene
Leistung (MW), Erteilung des Zuschlags und Regelzonenanbindung.
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(Anm.: Aufgrund der Novellierungsanweisung Art. 2 Z 25, BGBI. | Nr. 108/2017 wirden die Z 1 und 2
des bisherigen 2. Satzes entfallen. Aber vergleiche dazu Textgegeniberstellung Seite 38 in den
Parlamentarischen Materialien.)

12. Teil
Behorden

Behordenzustandigkeit in sonstigen Angelegenheiten, die durch unmittelbar anwendbares
Bundesrecht geregelt werden

8 89. (1) Sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, ist Behorde im Sinne der unmittelbar
anwendbaren bundesrechtlichen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes die Regulierungsbehdrde.

(2) Verwaltungsstrafen gemal §99 bis §102 sind von der gemaR 8§26 VStG zustandigen
Bezirksverwaltungsbehdrde zu verhéngen. Die Regulierungshehdrde hat in diesen Verfahren
Parteistellung. Sie ist berechtigt, die Einhaltung von Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Einhaltung
von der von ihr wahrzunehmenden &ffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im Verfahren
geltend zu machen und Beschwerde an das Verwaltungsgericht des Landes zu erheben.

(3) Die Regulierungsbehdrde kann Verpflichtete, die Pflichten nach diesem Bundesgesetz verletzen,
darauf hinweisen und ihnen auftragen, den gesetzmdafRigen Zustand innerhalb einer von ihr festgelegten
angemessenen Frist herzustellen, wenn Griinde zur Annahme bestehen, dass auch ohne Straferkenntnis
ein rechtskonformes Verhalten erfolgen wird. Dabei hat sie auf die mit einer solchen Aufforderung
verbundenen Rechtsfolgen hinzuweisen.

(4) Verpflichtete sind nicht zu bestrafen, wenn sie den gesetzmaRigen Zustand innerhalb der von der
Regulierungsbehorde gesetzten Frist herstellen.

(5) GeldbuRRen geméaR & 104 bis § 107 sind vom Kartellgericht zu verhéngen.
Behordenzustéandigkeit in Elektrizitatsangelegenheiten

8 90. (Grundsatzbestimmung) Sofern im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, ist Behdrde im
Sinne der Grundsatzbestimmungen dieses Bundesgesetzes die Landesregierung.

13. Teil
Besondere organisatorische Bestimmungen

Landeselektrizitatsbeirat

891. (Grundsatzbestimmung) (1) Zur Beratung der Landesregierung in grundsatzlichen
elektrizitatswirtschaftlichen Angelegenheiten kdnnen die Ausfihrungsgesetze einen Elektrizitatsbeirat
vorsehen.

(2) Die Ausflihrungsgesetze haben Personen, die an einem auf Grund eines Ausfilhrungsgesetzes
durchgeflhrten Verfahren teilnehmen, zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

Anordnung und Durchfihrung statistischer Erhebungen

892. (1) Die Bundesministerin fur Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und
Technologie wird erméchtigt, auf Grundlage eines Vorschlags der Regulierungsbehorde statistische
Erhebungen, einschlieflich Preiserhebungen und Erhebungen sonstiger Marktdaten, insbesondere
Wechselzahlen und Neukundenzahlen nach Kundengruppen und sonstige statistische Arbeiten Uber
Elektrizitdt anzuordnen. Die Durchfiihrung der statistischen Erhebungen und sonstigen statistischen
Arbeiten hat durch die Regulierungsbehdrde zu erfolgen.

(2) Die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
hat durch Verordnung statistische Erhebungen anzuordnen. Die Verordnung hat neben der Anordnung
von statistischen Erhebungen insbesondere zu enthalten:

1. die Erhebungsmasse;

. statistische Einheiten;

. die Art der statistischen Erhebung;

. Erhebungsmerkmale;

. Merkmalsauspragung;

. Haufigkeit und Zeitabstdnde der Datenerhebung;

. die Bestimmung des Personenkreises, der zur Auskunft verpflichtet ist;
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8. ob und in welchem Umfang die Ergebnisse der statistischen Erhebungen zu veréffentlichen sind,
wobei die Bestimmungen des § 19 Abs. 2 des Bundesstatistikgesetzes 2000 zu beachten sind.

(3) Weigert sich ein Meldepflichtiger, Daten zu melden, kann die Regulierungsbehdrde die
Meldepflicht mit Bescheid feststellen und die Meldung der Daten mit Bescheid anordnen.

(4) Die Weitergabe von Einzeldaten an die Bundesanstalt ,,Statistik Osterreich® fiir Zwecke der
Bundesstatistik ist zulassig.

(5) Die Durchfiihrung der Erhebungen sowie die Verarbeitung der auf Grund dieser Erhebungen
beschafften  Daten  hat  unter  sinngemé&Ber  Anwendung der  Bestimmungen  des
Bundesstatistikgesetzes 2000 zu erfolgen.

(6) Die von der Regulierungsbehodrde erhobenen statistischen Daten sind zu verdffentlichen.
Automationsunterstiitzter Datenverkehr

8§ 93. (1) Personenbezogene Daten, die flr die Durchfuhrung von Verfahren in Angelegenheiten, die
in diesem Bundesgesetz durch unmittelbar anwendbares Bundesrecht geregelt sind, erforderlich sind, die
die Behorde in Erflllung ihrer Aufsichtstatigkeit benétigt oder die der Behdrde gemaR § 10 zur Kenntnis
gelangt sind, durfen gemall den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes automationsunterstiitzt ermittelt
und verarbeitet werden.

(2) Die Bundesministerin fir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie
und die Regulierungsbehdrde sind erméchtigt, bearbeitete Daten im Rahmen von Verfahren in
Angelegenheiten, die in diesem Bundesgesetz durch unmittelbar anwendbares Bundesrecht geregelt sind,
zu ubermitteln an

1. die Beteiligten an diesem Verfahren;

2. Sachverstandige, die dem Verfahren beigezogen werden;

3. die Mitglieder des Regulierungs- bzw. Energiebeirates;

4. ersuchte oder beauftragte Behorden (8§ 55 AVG);

5. die fur die Durchfiihrung des elektrizitatsrechtlichen Genehmigungsverfahrens zusténdige
Behorde, soweit diese Daten im Rahmen dieses Verfahrens ben6tigt werden.

Verpflichtung zur Weitergabe von Abgabensenkungen

8 94. Entfallen in den Preisen von Sachgutern oder Leistungen enthaltene Steuern, Abgaben oder
Zollbetrage ganz oder teilweise, so sind die Preise um diese Betrége herabzusetzen.

Auskunftsrechte

8 95. (Grundsatzbestimmung) Die Ausflihrungsgesetze haben sicherzustellen, dass die
Landesregierungen in jeder Lage des Verfahrens Auskunft Gber alles zu verlangen berechtigt sind, was
fur die Durchflihrung dieser Verfahren erforderlich ist und zu diesem Zweck auch in die Wirtschafts- und
Geschaftsaufzeichnungen Einsicht nehmen kdnnen.

Automationsunterstitzter Datenverkehr in der Ausfiihrungsgesetzgebung

896. (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiuhrungsgesetze haben sicherzustellen, dass
personenbezogene Daten, die fur die Durchfilhrung von Verfahren in Elektrizitdtsangelegenheiten
erforderlich sind, die die Behorden in Erfullung ihrer Aufsichtstatigkeit benétigen oder die der
Landesregierung zur Kenntnis zu bringen sind, automationsunterstiitzt ermittelt und verarbeitet werden
dirfen, sowie nach den sich aus 8§ 93 ergebenden Grundséatzen die Weitergabe von bearbeiteten Daten an
Dritte zu regeln.

14. Teil
Strafbestimmungen und GeldbuRRen

1. Hauptstiick
Allgemeine Verpflichtung der Lander

Allgemeine Verpflichtung der Lander

8§ 98. (Grundsatzbestimmung) Die Ausfiihrungsgesetze haben wirksame, verhaltnisméaRige,
abschreckende Sanktionen gegen Elektrizitatsunternehmen beziglich der aus dem Ausfuhrungsgesetz
erwachsenden Verpflichtungen vorzusehen, wobei fiir Verstie

1. von Unternehmen, an deren Netz mindestens 100 000 Kunden angeschlossen sind, gegen die
Bestimmung des § 66 Abs. 2, § 67 Abs. 2 oder § 88 Abs. 2 eine Mindeststrafe von 10 000 Euro,
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2.

3.

von Unternehmen, an deren Netz mindestens 100 000 Kunden angeschlossen sind, gegen die
Bestimmung des § 21 Abs. 1, § 23 Abs. 2 oder 5, § 37 Abs. 1, § 40, § 42 Abs. 1, 3, 5, 6 oder 7,
8§45, 8§77, 880 Abs. 1, 3 oder 4 oder § 87 Abs. 1, 2 oder 3 eine Mindeststrafe von 50 000 Euro
und

von allen Gbrigen Unternehmen gegen die Bestimmung des § 21 Abs. 1, § 23 Abs. 2 oder 5, § 37
Abs. 1,840,842 Abs. 1, 3, 5, 6 oder 7, § 45, § 66 Abs. 2, § 67 Abs. 2 § 77, § 80 Abs. 1, 3 oder
4, §87 Abs. 1, 2 oder 3 oder § 88 Abs. 2 eine wirksame, verhéltnismaRige und abschreckende
Sanktion festzulegen ist.

2. Hauptstuick
Verwaltungsiibertretungen

Allgemeine Strafbestimmungen

§99. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der Gerichte fallenden
strafbaren  Handlung  oder einen  GeldbuRentatbestand  bildet oder nach  anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungstbertretung
und ist mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro zu bestrafen, wer

1.
. denim § 27 Abs. 2 Z 3 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

. den in § 32 Abs. 1 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

. bewirkt, dass die in § 76 Abs. 2 vorgesehene Wechselfrist nicht eingehalten wird;

. entgegen 8 76 Abs. 4 letzter Satz einen Prozess ohne Willenserklarung eines Endverbrauchers
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

denin 8 17 Abs. 4, 5 oder 6 oder § 18 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

einleitet;

. seinen Verpflichtungen gemaR § 76 Abs. 5 bis Abs. 7 nicht entspricht;
. entgegen Art. 4 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 eine Insider-Information nicht, nicht

richtig, nicht vollsténdig, nicht effektiv oder nicht rechtzeitig bekannt gibt;

. entgegen Art. 4 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 eine Insider-Information nicht, nicht

richtig, nicht vollstdndig oder nicht unverziiglich Gbermittelt;

. entgegen Art. 4 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 die zeitgleiche, vollstdndige und

tatsdchliche Bekanntgabe einer Information nicht sicherstellt;

entgegen Art. 8 Abs.1 der Verordnung (EU) Nr.1227/2011 in Verbindung mit einem
Durchfiihrungsrechtsakt nach Art. 8 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 eine dort
genannte Aufzeichnung nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollstdndig Gbermittelt;
entgegen Art.8 Abs.5 der Verordnung (EU) Nr.1227/2011 in Verbindung mit einem
Durchfiihrungsrechtsakt nach Art. 8 Abs. 6 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 eine dort
genannte Information nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig Gbermittelt;

sich entgegen Art. 9 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 nicht
oder nicht rechtzeitig bei der Regulierungsbehdrde registrieren lasst;

sich entgegen Art. 9 Abs. 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 bei mehr als einer
nationalen Regulierungsbehdrde registrieren lasst;

entgegen Art. 9 Abs. 5 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 eine Anderung hinsichtlich der fur
die Registrierung erforderlichen Informationen nicht unverziglich mitteilt;

entgegen Art. 15 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig die Regulierungsbehérde informiert;

auf die in Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 bezeichnete Weise, jedoch ohne den
Vorsatz, sich oder einem Dritten einen Vermdgensvorteil zu verschaffen, Insider-Information
verwendet und damit dem Verbot des Insider-Handels zuwiderhandelt, sofern er gemaR Art. 3
Abs. 2 lit. e der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 wissen oder wissen musste, dass es sich um
Insider-Informationen im Sinne des Art. 2 Z 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 handelt.

(2) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der Gerichte fallenden strafbaren
Handlung oder einen Geldbuf3entatbestand bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit
strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsibertretung und ist mit Geldstrafe bis zu
75 000 Euro zu bestrafen, wer

1.
2.

denin § 8 Abs. 1, 2 oder 3 oder § 9 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

seiner Verpflichtung zur Auskunft und Gewdahrung der Einsichtnahme gemaf § 10 nicht
nachkommt;
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3. entgegen 8 11, § 48 Abs. 2, § 76 oder § 84 Daten widerrechtlich offenbart;
. seiner Anzeigepflicht gemafi § 14 oder § 80 Abs. 2 nicht nachkommt;
5.den aufgrund einer Verordnung der Regulierungsbehdrde gemaR 8§19 festgelegten
Verpflichtungen nicht entspricht;
6. seinen Verpflichtungen zur Dateniibermittlung gemaR § 19 Abs.4 oder §76 Abs. 4 nicht
nachkommt;
6a. seinen gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen als Erzeuger oder Entnehmer gemal § 23
Abs. 2 Z 5 nicht nachkommt;
6b. seiner Verpflichtung als Erzeuger zur Anzeige einer Stilllegung gemal § 23a Abs. 1 nicht
ordnungsgemal? nachkommt;
6c. als Erzeuger gegen die gesetzlichen Verpflichtungen gemaR § 23b Abs. 7 und 9 sowie § 23c
Abs. 1 verstoBt oder den auf Grund dieser Bestimmungen geschlossenen Vertrdgen oder
erlassenen Bescheiden nicht entspricht;
6d. Aufwendungen entgegen § 23c Abs. 3 oder 4 angibt oder verrechnet;
6e. als Erzeuger keinen eigenen Rechnungskreis geméal § 23b Abs. 8 oder § 23c Abs. 5 filhrt oder
dem Regelzonenfihrer oder der Regulierungsbehdrde keine Einsicht oder blof3 unvollstandige
Auskiinfte gewahrt;
6f. als Regelzonenfihrer eine Systemanalyse entgegen den Bestimmungen in 8 23a Abs. 2 und 3
vornimmt;
. seiner Verpflichtung als Erzeuger gemdl § 23 Abs. 9 nicht nachkommt;
. seiner Verpflichtung gemaRl § 37 Abs. 7 nicht nachkommt;
. seinen Verpflichtungen gemal § 69 nicht nachkommt;
10. seinen Verpflichtungen als Lieferant oder Stromhandler gemal § 65 oder 8 78 Abs. 1 oder 2
nicht nachkommt;
11. seiner Verpflichtung gemal § 79 nicht entspricht;
12. seinen Verpflichtungen gemaR § 81 bis § 81b nicht nachkommit;
13. den aufgrund einer Verordnung gemaR §8la, §81lb, §83, §84 oder §84a festgelegten
Verpflichtungen nicht entspricht;
14. seinen Verpflichtungen gemaR § 82 oder § 83 nicht nachkommt;
15. seinen Verpflichtungen geméaRl § 84 nicht entspricht;
16. seinen Verpflichtungen gemaR § 84a nicht entspricht;
17. seiner Verpflichtung gemaR § 87 Abs. 4 nicht nachkommt;
18. seiner Verpflichtung gemal § 88 Abs. 4, 5, 6 oder 8 nicht nachkommt;
19. den auf Grund einer Verordnung gemaR § 92 Abs. 2 angeordneten statistischen Erhebungen nicht
nachkommt;
20. den auf Grund der § 24 Abs. 2 des E-ControlG fir den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes
erlassenen Bescheiden oder den darin enthaltenen Bedingungen, Befristungen und Auflagen
nicht entspricht.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch Art. 2 Z 28, BGBI. | Nr. 108/2017)

(4) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der ordentlichen Gerichte
fallenden strafbaren Handlung oder einen GeldbuBentatbestand bildet oder nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsibertretung
und ist mit Geldstrafe bis zu 150 000 Euro zu bestrafen, wer

1. entgegen Art. 5 in Verbindung mit Art. 2 Z2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 eine
Marktmanipulation oder den Versuch einer Marktmanipulation vornimmt;

2. auf die in Art. 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 bezeichnete Weise mit dem Vorsatz,
sich oder einem Dritten einen Vermdgensvorteil zu verschaffen, Insider-Informationen
verwendet und damit dem Verbot des Insider-Handels zuwiderhandelt, sofern er gemaR Art. 3
Abs. 2 lit. e der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 wissen oder wissen musste, dass es sich um
Insider-Informationen im Sinne des Art. 2 Z 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 handelt.

(5) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustdndigkeit der ordentlichen Gerichte
fallenden strafbaren Handlung oder einen GeldbuRentatbestand bildet oder nach anderen
Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsibertretung
und ist mit Geldstrafe bis zu 10 000 Euro zu bestrafen, wer

1. seinen Verpflichtungen zur Mitteilung von Insider-Informationen gemaR § 10a nicht nachkommt;
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2.den auf Grund einer Verordnung gemdR 8 25a Abs.2 E-ControlG angeordneten
Datenilibermittlungen nicht nachkommt;

3. seinen Informations- und Kooperationsverpflichtungen gemaR § 25a Abs. 3 E-ControlG nicht
nachkommt.

Einbehaltung von Abgabensenkungen

8§ 100. Wer dem § 94 zuwiderhandelt oder wer zwar die Preise dem § 94 entsprechend herabsetzt, die
Auswirkung der Senkung von Steuern, Abgaben oder Zéllen aber dadurch umgeht, dass er, ohne dass dies
durch entsprechende Kostenerhéhungen verursacht ist, die Senkung der genannten Eingangsabgaben
durch eine Preiserhdhung ganz oder teilweise unwirksam macht, begeht eine Verwaltungsubertretung und
ist mit Geldstrafe bis zu 50 000 Euro zu bestrafen.

Betrieb ohne Zertifizierung

8§ 101. Eine Verwaltungsiibertretung begeht und ist mit Geldstrafe bis zu 150 000 Euro zu bestrafen,
wer keinen Antrag auf Zertifizierung geméaR § 34 Abs. 3 Z 1 oder § 35 als Ubertragungsnetzbetreiber
stellt oder nach der rechtskraftigen Abweisung eines solchen Antrages auf Zertifizierung den Betrieb des
Ubertragungsnetzes ohne Zertifizierung fiihrt.

Preistreiberei

8 102. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der Gerichte fallenden
strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen mit strengerer Strafe
bedroht ist, begeht eine Verwaltungstbertretung, wer flr eine Netzdienstleistung einen héheren Preis als
den von der Regulierungshehdrde nach diesem Bundesgesetz bestimmten Héchst- oder Festpreis oder
einen niedrigeren Preis als den von der Regulierungsbehdrde nach diesem Bundesgesetz bestimmten
Mindest- oder Festpreis auszeichnet, fordert, annimmt oder sich versprechen l&sst, und ist mit Geldstrafe
bis zu 100 000 Euro zu bestrafen.

(2) Der unzul&ssige Mehrbetrag ist fur verfallen zu erklaren.
Besondere Bestimmungen tber Verwaltungsstrafverfahren

8 103. (1) Die Verjahrungsfrist (8 31 Abs. 2 VStG) fur Verwaltungsubertretungen gemaR § 99 bis
8 102 betrégt ein Jahr.

(2) Der Versuch ist strafbar. Ein erzielter Vermdgensvorteil ist als verfallen zu erklaren.

3. Hauptstiick
Geldbuflen

Diskriminierung und weitere GeldbuRentatbestande

§ 104. (1) Uber Antrag der Regulierungsbehorde hat das Kartellgericht mit Beschluss im Verfahren
auRer Streitsachen Geldbufen bis zu einem Hochstbetrag von 10% des im vorausgegangen Geschaftsjahr
erzielten Jahresumsatzes Uber einen Ubertragungsnetzbetreiber oder ein Unternehmen, das Teil eines
vertikal integrierten Elektrizitatsunternehmens ist, zu verhangen, der bzw. das vorsatzlich oder grob
fahrlassig

1. denin 8 8 Abs. 1, 2 oder 3 oder § 9 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

2. entgegen 8 11, § 48 Abs. 2, § 76 oder § 84 Daten widerrechtlich offenbart;

3. seinen Verpflichtungen gemaR § 39 Abs. 1, 2, 3 oder 4 nicht nachkommt;

4. Bestimmungen der Verordnung 2009/714/EG oder der Verordnung 2009/713/EG oder der auf
Grund dieser Verordnungen erlassenen Leitlinien nicht entspricht;

5. Entscheidungen, die auf Bestimmungen der Verordnung 2009/714/EG oder der
Verordnung 2009/713/EG oder der darauf basierenden Leitlinien beruhen, nicht nachkommt;

6. Bestimmungen der auf Grund der Richtlinien 2009/72/EG oder 2009/73/EG erlassenen Leitlinien
oder Netzkodizes nicht entspricht;

7. Entscheidungen, die auf Leitlinien oder Netzkodizes, die auf Grund der Richtlinien 2009/72/EG
oder 2009/73/EG erlassenen wurden, beruhen, nicht entspricht.

8. den fiir eigentumsrechtlich entflochtene Ubertragungsnetzbetreiber in § 24, § 25, § 26 oder § 27
festgelegten Verpflichtungen, mit Ausnahme von § 27 Abs. 2 Z 3, nicht nachkommt;

9. den fir unabhangige Ubertragungsnetzbetreiber in § 28, § 29, § 30, § 31 oder § 32 festgelegten
Verpflichtungen, mit Ausnahme von § 30 Abs. 1 Z 3 und § 32 Abs. 1, nicht nachkommt;

10. den in 8 30 Abs. 1 Z 3 und § 33 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;
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11. den im Feststellungsbescheid nach § 34 Abs. 1 oder § 35 Abs. 1 festgelegten Auflagen nicht
nachkommt;

12. denin 8 34 Abs. 3 Z 2 oder 8§ 34 Abs. 7 festgelegten Anzeigepflichten nicht nachkommt;

13. den in 8 26 Abs. 2 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt;

14. den in 8 28 Abs. 3 festgelegten Verpflichtungen nicht nachkommt.

(2) Uber Antrag der Regulierungsbehorde hat das Kartellgericht mit Beschluss im Verfahren auer

Streitsachen GeldbuRen bis zu einem Hochstbetrag von 5% des im vorausgegangen Geschaftsjahr
erzielten Jahresumsatz tiber Netzbetreiber zu verhangen, wenn er

1. den Gleichbehandlungsbeauftragten an der Erfiillung seiner Aufgaben behindert;

2.den Anschluss unter Berufung auf mogliche kinftige Einschrdnkung der verfugbaren
Netzkapazitaten ablehnt und diese Ablehnung nicht den tatsachlichen Gegebenheiten entspricht;

3. seinen ihm durch die Verordnung 2009/714/EG auferlegten Verpflichtungen zur Bereitstellung
von Informationen oder seinen Berichtspflichten nicht entspricht;

4.den auf Grund der Verordnung 2009/714/EG  ergangenen  Entscheidungen  der
Regulierungsbehdérde nicht entspricht;

5. seine Verpflichtungen auf Grund der im Anhang der Verordnung 2009/714/EG enthaltenen
Leitlinien nicht erfullt.
(3) Die Regulierungsbehdrde hat in Verfahren gemaft Abs. 1 und 2 Parteistellung.
Beteiligte Unternehmen und Rechtsnachfolge

§105. (1) Nicht nur der Netzbetreiber begeht die GeldbuRentatbestdande des § 104 Abs. 1 und 2
sondern auch jedes Unternehmen, das den Netzbetreiber zur Ausfiihrung bestimmt oder sonst zu ihrer
Ausfuhrung beitragt.

(2) Hinsichtlich der Rechtsnachfolge gilt § 10 des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes sinngemang.
Bemessung

8 106. (1) Handelt es sich um einen Netzbetreiber, der Bestandteil eines vertikal integrierten
Elektrizitdtsunternehmens ist, ist die GeldbuRe vom Jahresumsatz des vertikal integrierten
Elektrizitatsunternehmens zu berechnen.

(2) Bei der Bemessung der GeldbuRe ist insbesondere auf die Schwere und die Dauer der
Rechtsverletzung, auf die durch die Rechtsverletzung erzielte Bereicherung, auf den Grad des
Verschuldens und die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit sowie auf die Mitwirkung an der Aufklarung der
Rechtsverletzung Bedacht zu nehmen.

Verjahrung

8§ 107. Eine GeldbuRe darf nur verhéngt werden, wenn der Antrag binnen fiinf Jahren ab Beendigung
der Rechtsverletzung gestellt wurde.

4. Hauptstlick
Gerichtlich strafbare Handlungen

Missbrauch einer Insider-Information
8 108a. (1) Personen im Sinne des Art. 3 Abs. 2 lit. a bis lit. d der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011,
das sind
1. Mitglieder der Verwaltungs-, Geschaftsfiihrungs- und Aufsichtsorgane eines Unternehmens,
2. Personen mit Beteiligung am Kapital eines Unternehmens,

3. Personen, die im Rahmen der Austibung ihrer Arbeit oder ihres Berufes oder der Erfullung ihrer
Aufgaben Zugang zu Informationen haben und
4. Personen, die sich diese Informationen auf kriminelle Weise beschafft haben,
die Insider-Informationen im Sinne des Art. 2 Z 1 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 in Bezug auf
Strom betreffende Energiegrohandelsprodukte im Sinne des Art. 2 Z4 der Verordnung (EU)
Nr. 1227/2011 mit dem Vorsatz ausnitzen, sich oder einem Dritten einen Vermdgensvorteil zu
verschaffen, indem sie
a. diese Informationen im Wege des Erwerbs oder der VerduRerung derartiger
EnergiegroBhandelsprodukte, auf die sich die Information bezieht, fiir eigene oder fremde
Rechnung direkt oder indirekt nutzen,
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b. diese Informationen an Dritte weitergeben, soweit dies nicht im normalen Rahmen der Ausiibung
ihrer Arbeit oder ihres Berufes oder der Erfiillung ihrer Aufgaben geschieht, oder

c. auf der Grundlage von Insider-Informationen anderen Personen empfehlen oder andere Personen
dazu verleiten, derartige Energiegro3handelsprodukte, auf die sich die Information bezieht, zu
erwerben oder zu verduRern,

sind vom Gericht mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(2) Wer als Insider gemall Abs. 1 Z 1 bis 4 eine Insider-Information im Sinne des Art. 2 Z 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 in Bezug auf Strom betreffende Energiegrof3handelsprodukte im Sinne
des Art. 2 Z 4 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 auf die in Abs. 1 bezeichnete Weise, jedoch ohne den
Vorsatz, sich oder einem Dritten einen Vermdgensvorteil zu verschaffen, verwendet, ist vom Gericht mit
Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessatzen zu bestrafen.

(3) Die Tat ist nach Abs. 1 und 2 nicht strafbar, wenn
1. ein Ubertragungsnetzbetreiber im Sinne des Art. 3 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011
Strom kauft, um den sicheren Netzbetrieb zu gewéhrleisten, oder
2. die jeweils in Art.3 Abs. 4 lit.a bis ¢ der Verordnung (EU) Nr.1227/2011 genannten
Marktteilnehmer in der dort beschriebenen Weise tatig werden.

(4) Die Zustandigkeit zur Durchfuhrung des Hauptverfahrens wegen Missbrauchs einer Insider-
Information obliegt dem Landesgericht fur Strafsachen Wien. Dies gilt auch fir das Verfahren wegen
einer Tat, die zugleich den Tatbestand des Missbrauchs einer Insider-Information und den einer
gerichtlich strafbaren Handlung anderer Art erfillt.

15. Teil
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Inkrafttreten und Aufhebung von Rechtsvorschriften des Bundes

8 109. (1) (Verfassungsbestimmung) §1, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 9, 841, §47, §86 Abs. 5, § 87
Abs. 4, § 88 Abs. 8, § 97, § 109 Abs. 1, § 113 Abs. 2 und § 114 Abs. 2 treten mit 3. Marz 2011 in Kraft;
gleichzeitig treten § 12 Abs. 3, 8 20 Abs. 2, § 22 Abs. 2 Z 5a, § 22a Abs. 5, § 24, § 31, § 46 Abs. 5, § 47
Abs. 4, §61, 866b, 870 Abs.2 und §71 Abs.3 sowie 9 bis 11 des Elektrizitatswirtschafts-
und -organisationsgesetzes, BGBI. | Nr. 143/1999 (Anm.: richtig: BGBI. | Nr. 143/1998), in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. | Nr.112/2008, auRer Kraft. § 1 samt Uberschrift in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 108/2017 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) Die Bestimmungen unmittelbar anwendbaren Bundesrechts dieses Bundesgesetzes treten, soweit
Abs. 3 nichts anderes bestimmt, mit 3. M&rz 2011 in Kraft; gleichzeitig treten die Bestimmungen
unmittelbar anwendbaren Bundesrechts des Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes, BGBI. |
Nr. 143/1999 (Anm.: richtig: BGBI. | Nr. 143/1998), in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 112/2008, mit Ausnahme von § 68a Abs. 6 und § 69, auer Kraft.

(3) 8§ 112 Abs. 1 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 35 tritt mit 3. Méarz 2013
in Kraft. § 59 Abs. 6 Z 6 tritt mit 1. Janner 2013 in Kraft.

(4) 82 Z5 und 6 samt Schlussteil, § 10a, 8 99 Abs. 1 Z 7 bis Z 16, § 99 Abs. 4 und 5 und § 108a in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 174/2013, treten mit dem, der Kundmachung folgenden
Monatsersten in Kraft. § 48 Abs. 2, § 50 Abs. 4 und § 89 Abs. 2, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBI. | Nr. 174/2013, treten am 1. Janner 2014 in Kraft

(5) Das Inhaltsverzeichnis, § 16a, § 18a Abs. 1 und 2 samt Uberschrift, § 19 Abs. 3, § 28 Abs. 4,
8§64, 8§88 Abs.2 und Abs.8, §99 Abs.2 und §104 Abs.1 treten mit Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft; zugleich treten § 30 Abs.1 Z 2 letzter Satz, § 31 Abs. 2 zweiter Satz, § 99
Abs. 3, § 108 samt Uberschrift und § 109 Abs. 3 auBer Kraft.

(6) § 92 Abs. 1 tritt am 1. Janner 2018 in Kraft.

(7) & 16a ist bis zum 31. Dezember 2024 im Sinne des § 18 BHG 2013 zu evaluieren und tritt mit
Ablauf des 31. Dezember 2025 aufer Kraft.

Inkrafttreten von Grundsatzbestimmungen und Ausfiihrungsgesetzen

8 110. (1) Die als Grundsatzbestimmungen bezeichneten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
treten mit 3. Mdrz 2011 in Kraft; gleichzeitig treten die als Grundsatzbestimmungen bezeichneten
Bestimmungen des Elektrizitatswirtschaftsgesetzes, BGBI. | Nr. 143/1999 (Anm.: richtig: BGBI. |
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Nr. 143/1998), in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 112/2008, mit Ausnahme von § 68a
Abs. 1 bis 3, auer Kraft.

(2) Die Ausfilhrungsgesetze der Lander sind binnen sechs Monaten nach dem der Kundmachung
folgenden Tag zu erlassen.

(3) 8§23 Abs. 7 und 890, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 174/2013, treten am
1. Janner 2014 in Kraft.

(4) Die als Grundsatzbestimmungen bezeichneten Bestimmungen des Bundesgesetzes BGBI. |
Nr. 108/2017 treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Ubergangsbestimmungen

8111. (1) Die auf Grund des Elektrizitatswirtschafts- und —organisationsgesetzes, BGBI. |
Nr. 143/1998, vor Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen bleiben bis zur
Neuregelung der entsprechenden Sachgebiete durch Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes in
Geltung. Die aufgrund von Rechtsvorschriften dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen bleiben
im Fall der Novelle dieses Bundesgesetzes weiterhin in Geltung.

(2) Auf Verfahren betreffend Verwaltungsubertretungen, die vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes begangen wurden, finden weiterhin die Bestimmungen des Elektrizitatswirtschafts-
und -organisationsgesetzes, BGBI. | Nr. 143/1998, in der zum Zeitpunkt der Begehung der Tat
anwendbaren Fassung Anwendung.

(3) Pumpspeicherkraftwerke und Anlagen zur Umwandlung von Strom in Wasserstoff oder
synthetisches Erdgas, die erstmals nach Inkrafttreten dieser Bestimmung bis Ende 2020 in Betrieb
genommen werden, haben keine der fir den Bezug elektrischer Energie bis Ende 2020 verordneten
Netznutzungsentgelte und Netzverlustentgelte zu entrichten.

(4) Stilllegungen von Erzeugungsanlagen oder von Teilkapazitaten von Anlagen gemal? § 23a Abs. 1
flr den Zeitraum ab 1. Oktober 2021 sind dem Regelzonenfiihrer erstmals bis 31. Janner 2021 verbindlich
anzuzeigen. Die Systemanalyse gemaR § 23a Abs. 2 ist erstmals bis 28. Februar 2021 fertigzustellen.

(5) Das Ausschreibungsverfahren zur Beschaffung der Netzreserve geméR § 23b ist erstmals 2021
durchzufihren. Dabei gilt Folgendes:
1. die technischen Eignungskriterien fiir die Netzreserve sind in der ersten Ausschreibung,
abweichend von § 23b Abs. 2, bis 31. Marz 2021 festzulegen;

2. in der ersten Ausschreibung ist eine Uberschreitung des Referenzwertes um 100 % signifikant im
Sinne von § 23b Abs. 5.

(6) Der Bericht ber die Situation am 0Osterreichischen Strommarkt in Bezug auf die Erbringung
einer Netzreserveleistung gemaR §23b Abs.10 ist von der Regulierungsbehdrde erstmals bis
31. Dezember 2021 zu erstellen.

Ubergangsregelung in Zusammenhang mit Entflechtung und Netzentwicklungsplan

8 112. (1) Die im Zusammenhang mit der Entflechtung durchzufuhrenden Umstrukturierungen durch
Umgriindungen jeder Art erfolgen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge; dies gilt insbesondere fir
Einbringungen. Die Umgrindungsvorgénge sind von allen bundesgesetzlich geregelten Steuern, Abgaben
und Gebuhren befreit, die mit der Griindung oder einer Vermdgensubertragung verbunden sind. Diese
Befreiungen gelten auch fur anlésslich der Umstrukturierung begriindete Rechtsverhaltnisse, insbesondere
Bestandvertrage, Dienstbarkeiten, sowie Darlehens- und Kreditvertrdge. Die Umgrindungsvorgange
gelten als nicht steuerbare Umsdtze im Sinne des UStG 1994, BGBI. Nr. 663/1994, in der geltenden
Fassung; der Ubernehmer tritt fiir den Bereich der Umsatzsteuer unmittelbar in die Rechtsstellung des
Ubertragenden ein. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Umgriindungssteuergesetzes, BGBI.
Nr. 699/1991, in der geltenden Fassung, mit der MaRgabe, dass das Umgriindungssteuergesetz auch dann
anzuwenden ist, wenn kein Teilbetrieb im Sinne des Umgrindungssteuergesetzes vorliegt. Die
Ausflihrungsgesetze gemal § 22 oder § 42 schlielen die Fortsetzung oder Begriindung einer Organschaft
gemadl § 2 Umsatzsteuergesetz und § 9 Korperschaftsteuergesetz nicht aus.

(2) Ubertragungsnetzbetreiber haben den Bestimmungen der § 24 bis § 34 bis 3. Marz 2012
nachzukommen.

(3) Der Netzentwicklungsplan gemall § 37 ist erstmals sechs Monate nach Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes zur Genehmigung einzureichen.
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Schlussbestimmungen

§ 113. (1) Privatrechtliche Vereinbarungen, die den Bezug, die Lieferung und den Austausch oder
den Transport von Elektrizitét regeln, bleiben, soweit sie mit dem Unionsrecht vereinbar sind, durch die
Regelungen dieses Bundesgesetzes unberiihrt.

(2) (Verfassungsbestimmung) Der Landesvertrag 1926 in der Fassung 1940 und der Tiroler
Landesvertrag 1949 mit seiner Ergdnzung 1962, das Illwerkevertragswerk 1952 und das
Ilwerkevertragswerk 1988 bleiben durch die Regelungen dieses Bundesgesetzes unberiihrt.

(3) Soweit auf einer Starkstromleitung, die die Staatsgrenze gegeniiber einem Drittstaat
Uberschreitet, ein marktorientiertes Verfahren zur Kapazitatszuteilung betrieben wird, sind Energie-
lieferungen, die ausschlieBlich der Erfiillung von zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bestehenden volkerrechtlichen Verpflichtungen gegentiber dem betreffenden Drittstaat dienen, von dem
Verfahren zur Kapazitatszuteilung ausgenommen, soweit die Energielieferung 10 vH der technisch
verfligbaren Kapazitét der Leitung nicht Ubersteigt.

Vollziehung

8§ 114. (1) Mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemdl Art. 15 Abs. 8 B-VG ist hinsichtlich
der in diesem Bundesgesetz enthaltenen Grundsatzbestimmungen die Bundesministerin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Energie, Mobilitat, Innovation und Technologie betraut.

(2) (Verfassungsbestimmung) Mit der Vollziehung von § 1, § 21 Abs. 2, § 23 Abs. 9, § 41, § 47,
8 86 Abs. 5, § 87 Abs. 4, § 109 Abs. 1, 8 113 Abs. 2 und 8 114 Abs. 2 ist die Bundesregierung betraut.
(3) Mit der Vollziehung der Bestimmungen unmittelbar anwendbaren Bundesrechts sind betraut:
1. hinsichtlich § 22 Abs. 2 und 3 sowie § 104 bis § 108 die Bundesministerin flr Justiz;
2. hinsichtlich § 112 Abs. 1 der Bundesminister fiir Finanzen;

3. im Ubrigen die Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilit4t, Innovation und
Technologie.

Anlage |

(zu§64 Abs. 1Z 2)

Die Unternehmen, auf die in § 64 Abs. 1 Z 2 Bezug genommen wird, sind:
1. die BEWAG Netz GmbH fiir das Bundesland Burgenland,

2. die KELAG Netz GmbH fiir das Bundesland Karnten,

3. die EVN Netz GmbH fir das Bundesland Niederdsterreich,
. die Salzburg Netz GmbH fiir das Bundesland Salzburg,
. die Stromnetz Steiermark GmbH fur das Bundesland Steiermark,
. die TIWAG-Netz AG fir das Bundesland Tirol,
. die VKW-Netz AG fiir das Bundesland Vorarlberg und
. die WIEN ENERGIE Stromnetz GmbH fiir das Bundesland Wien.

SN

o N o O

Anlage 11
(zu84Z3und §71Abs. 1)

KWK-Technologien im Sinne des 8 4 Z 3 EIWOG
a) Gasturbine mit Warmerlickgewinnung (kombinierter Prozess)
b) Gegendruckdampfturbine
¢) Entnahme-Kondensationsdampfturbine
d) Gasturbine mit Wéarmeriickgewinnung
e) Verbrennungsmotor
f) Mikroturbinen
g) Stirling-Motoren
h) Brennstoffzellen
i) Dampfmotoren
j) Rankine-Kreislauf mit organischem Fluidum
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k) Jede andere Technologie oder Kombination wvon Technologien, fur die die
Begriffsbestimmung des § 7 Abs. 1 Z 36 gilt.

Anlage 111
(zu 871)

Berechnung des KWK-Stroms
Die Werte fur die Berechnung des KWK-Stroms sind auf der Grundlage des tatsdchlichen oder erwarteten
Betriebs des Blocks unter normalen Einsatzbedingungen zu bestimmen. Fir Mikro-KWK-Anlagen kann
die Berechnung auf zertifizierten Werten beruhen.

a) Die Stromerzeugung aus KWK ist in folgenden Fallen mit der jahrlichen
Gesamtstromerzeugung des Blocks, gemessen an den Klemmen der Hauptgeneratoren,
gleichzusetzen:

i) bei KWK-Blocken des Typs gemaR Anlage Il lit. b und d bis h mit einem von der
Regulierungsbehorde festgelegten jahrlichen Gesamtwirkungsgrad von mindestens 75 %
und

ii) bei KWK-Blocken des Typs gemal Anlage Il lit.a und ¢ mit einem von der
Regulierungsbehorde festgelegten jahrlichen Gesamtwirkungsgrad von mindestens 80 %.

b) Bei KWK-BIldcken mit einem jahrlichen Gesamtwirkungsgrad unter dem in lit. a sublit. i
genannten Wert (KWK-Blocke des Typs gemaR Anlage Il lit. b und d bis h oder mit einem
jahrlichen Gesamtwirkungsgrad unter dem in lit. a sublit. ii genannten Wert (KWK-Blocke des
Typs gemal Anlage Il lit. a und ¢ wird die KWK nach folgender Formel berechnet:

Exwk = Qkwk C
- Hierbei ist:
- EKWK die Strommenge aus KWK
- C die Stromkennzahl
- QKWK die Nettowarmeerzeugung aus KWK (zu diesem Zweck

berechnet als Gesamtwérmeerzeugung, vermindert um eventuelle Warmemengen, die in getrennten
Kesselanlagen oder mittels Frischdampfentnahme aus dem Dampferzeuger vor der Turbine erzeugt
werden).

Bei der Berechnung des KWK-Stroms ist die tatsdchliche Stromkennzahl zugrunde zu legen.
Ist die tatséchliche Stromkennzahl eines KWK-Blocks nicht bekannt, kdnnen, insbesondere zu
statistischen Zwecken, die nachstehenden Standardwerte fir Blocke des Typs gemaR Anlage Il
lit. a bis e verwendet werden, soweit der berechnete KWK-Strom die Gesamtstromerzeugung
des Blocks nicht tiberschreitet:

Typ Standardstromkennzahl C
Gasturbine mit 0,95

Wérmeriickgewinnung
(kombinierter Prozess)

Gegendruckdampfturbine 0,45
Entnahme- 0,45
Kondensationsdampfturbine
Gasturbine mit 0,55
Warmerlckgewinnung
Verbrennungsmotor 0,75

Werden Standardwerte fur die Stromkennzahl in Blécken des Typs geméR Anlage 11 lit. f bis k
angewendet, so sind diese zu verdffentlichen und der Europdischen Kommission mitzuteilen.
¢) Wird ein Teil des Energieinhalts der Brennstoffzufuhr zum KWK-Prozess in chemischer Form
rickgewonnen und wieder verwertet, so kann dieser Anteil von der Brennstoffzufuhr
abgezogen werden, bevor der unter den lit. a und b genannte Gesamtwirkungsgrad berechnet
wird.

d) Die Stromkennzahl kann als das Verhéltnis zwischen Strom und Nutzwérme bestimmt
werden, wenn der Betrieb im KWK-Modus bei geringerer Leistung erfolgt, und dabei
Betriebsdaten des entsprechenden Blocks zugrunde legen.
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e) Fir die Berechnungen nach den lit. a und b kdnnen andere Berichtszeitrdume als ein Jahr
verwendet werden.

Anlage IV
(zu §71)

Verfahren zur Bestimmung der Effizienz des KWK-Prozesses
Die Werte fiir die Berechnung des Wirkungsgrades der KWK und der Primérenergieeinsparungen sind
auf der Grundlage des tatsachlichen oder erwarteten Betriebs des Blocks unter normalen
Einsatzbedingungen zu bestimmen.
a) Hocheffiziente KWK
— Im Rahmen dieser Richtlinie muss ,,hocheffiziente KWK* folgende Kriterien erfiillen:
—die KWK-Erzeugung in KWK-Blocken ermdoglicht gemdfR lit. b berechnete
Primérenergieeinsparungen von mindestens 10 % im Vergleich zu den Referenzwerten fiir
die getrennte Strom- und Warmeerzeugung;
—die Erzeugung in KWK-Klein- und Kleinstanlagen, die Primérenergieeinsparungen
erbringen, kann als hocheffiziente KWK gelten.
b) Berechnung der Primérenergieeinsparungen
— Die Hohe der Primérenergieeinsparungen durch KWK gemdfR Anlage 111 ist anhand
folgender Formel zu berechnen:

KWK Wy KWK En

Ret Wiy Rel En

— PEE Primérenergieeinsparung.

— KWK W n Warmewirkungsgrad-Referenzwert der KWK-Erzeugung, definiert als
jahrliche Nutzwérmeerzeugung im Verhéltnis zum Brennstoff, der fur die Erzeugung der
Summe von KWK-Nutzwarmeleistung und KWK-Stromerzeugung eingesetzt wurde.

— Ref Wn Wirkungsgrad-Referenzwert fir die getrennte Warmeerzeugung.

— KWK Ep elektrischer Wirkungsgrad der KWK, definiert als jahrlicher KWK-Strom im
Verhéaltnis zum Brennstoff, der fur die Erzeugung der Summe von KWK-
Nutzwérmeleistung und KWK-Stromerzeugung eingesetzt wurde. Wenn ein KWK-Block
mechanische Energie erzeugt, so kann der jahrlichen KWK-Stromerzeugung ein
Zusatzwert hinzugerechnet werden, der der Strommenge entspricht, die der Menge der
mechanischen Energie gleichwertig ist. Dieser Zusatzwert berechtigt nicht dazu,
Herkunftsnachweise gemaR § 72 auszustellen.

— Ref En Wirkungsgrad-Referenzwert fir die getrennte Stromerzeugung.

c) Berechnung der Energieeinsparung unter Verwendung alternativer Berechnungsmethoden
nach Art. 12 Abs. 2 der Richtlinie 2004/8/EG.

— Werden die Primérenergieeinsparungen fiir einen Prozess gemdfR Art. 12 Abs. 2 der
Richtlinie 2004/8/EG berechnet, so sind sie gemal der Formel unter lit. b dieses Anhangs
zu berechnen, wobei ,,KWK Wn* durch ,,Wn* und ,,KWK En* durch ,,En* ersetzt wird.

—W n bezeichnet den Warmewirkungsgrad des Prozesses, definiert als jahrliche
Waérmeerzeugung im Verhaltnis zum Brennstoff, der fir die Erzeugung der Summe von
Waérmeerzeugung und Stromerzeugung eingesetzt wurde.

— En bezeichnet den elektrischen Wirkungsgrad des Prozesses, definiert als jahrliche
Stromerzeugung im Verhéltnis zum Brennstoff, der fur die Summe von Wé&rme und
Stromerzeugung eingesetzt wurde. Wenn ein KWK-Block mechanische Energie erzeugt,
so kann der jahrlichen KWK-Stromerzeugung ein Zusatzwert hinzugerechnet werden, der
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der Strommenge entspricht, die der Menge der mechanischen Energie gleichwertig ist.
Dieser Zusatzwert berechtigt nicht dazu, Herkunftsnachweis gemaR § 72 auszustellen.
d) Fur die Berechnung nach den lit. b und ¢ kdnnen andere Berichtszeitrdume als ein Jahr
verwendet werden.
e) Fir KWK-KIeinstanlagen kann die Berechnung von Primdrenergieeinsparungen auf
zertifizierten Daten beruhen.
f) Wirkungsgrad-Referenzwerte fur die getrennte Erzeugung von Strom und Wérme.
Anhand der Grundsétze fiir die Festlegung der Wirkungsgrad-Referenzwerte fur die getrennte
Erzeugung von Strom und Warme gemdl § 71 und der Formel unter lit. b dieser Anlage ist der
Betriebswirkungsgrad der getrennten Erzeugung von Strom und Warme zu ermitteln, die
durch KWK ersetzt werden soll.
Die Wirkungsgrad-Referenzwerte werden nach folgenden Grundsatzen berechnet:

1. Beim Vergleich von KWK-Bldcken gemal Art. 3 mit Anlagen zur getrennten Stromerzeugung
gilt der Grundsatz, dass die gleichen Kategorien von Priméarenergietragern verglichen werden.

2. Jeder KWK-Block wird mit der besten, im Jahr des Baus dieses KWK-Blocks auf dem Markt
erhaltlichen und wirtschaftlich vertretbaren Technologie fiir die getrennte Erzeugung von Wérme
und Strom verglichen.

3. Die Wirkungsgrad-Referenzwerte fur KWK-Bldcke, die mehr als zehn Jahre alt sind, werden auf
der Grundlage der Referenzwerte von Bldcken festgelegt, die zehn Jahre alt sind.

4. Die Wirkungsgrad-Referenzwerte fir die getrennte Erzeugung von Strom und Wérme mussen die
klimatischen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten widerspiegeln.

www.ris.bka.gv.at Seite 77 von 77



	Inhaltsverzeichnis
	1. Teil
	Grundsätze

	2. Teil
	Rechnungslegung, Vertraulichkeit, Auskunfts- und Einsichtsrechte, Verbot von Diskriminierung und Quersubventionen

	3. Teil
	Erzeugungsanlagen und Stromlieferungsverträge

	4. Teil
	Der Betrieb von Netzen

	1. Hauptstück
	Allgemeine Rechte und Pflichten der Netzbetreiber

	2. Hauptstück
	Regelzonen

	3. Hauptstück
	Entflechtung von Übertragungsnetzbetreibern

	1. Abschnitt
	Eigentumsrechtliche Entflechtung von Übertragungsnetzbetreibern

	2. Abschnitt
	Unabhängiger Netzbetreiber (Independent System Operator - ISO)

	3. Abschnitt
	Unabhängiger Übertragungsnetzbetreiber (Independent Transmission Operator – ITO)

	4. Abschnitt
	Wirksamere Unabhängigkeit des Übertragungsnetzbetreibers

	5. Abschnitt
	Verfahren in Bezug auf Übertragungsnetzbetreiber

	4. Hauptstück
	Kombinationsnetzbetreiber

	5. Hauptstück
	Betrieb von Übertragungsnetzen

	6. Hauptstück
	Betrieb von Verteilernetzen

	5. Teil
	Systemnutzungsentgelt

	1. Hauptstück
	Verfahren zur Festsetzung der Systemnutzungsentgelte

	2. Hauptstück
	Entgeltkomponenten

	3. Hauptstück
	Grundsätze der Kosten- und Mengenermittlung

	4. Hauptstück
	Grundsätze der Entgeltermittlung

	6. Teil
	Pflichten der Lieferanten und Stromhändler

	7. Teil
	Erzeuger

	8. Teil
	Nachweise für Strom aus fossilen Energiequellen

	9. Teil
	Pflichten gegenüber Kunden

	10. Teil
	Bilanzgruppen

	11. Teil
	Überwachungsaufgaben

	12. Teil
	Behörden

	13. Teil
	Besondere organisatorische Bestimmungen

	14. Teil
	Strafbestimmungen und Geldbußen

	1. Hauptstück
	Allgemeine Verpflichtung der Länder

	2. Hauptstück
	Verwaltungsübertretungen

	3. Hauptstück
	Geldbußen

	4. Hauptstück
	Gerichtlich strafbare Handlungen

	15. Teil
	Übergangs- und Schlussbestimmungen

	Anlage I
	(zu § 64 Abs. 1 Z 2)
	Anlage II
	(zu § 4 Z 3 und § 71 Abs. 1)
	KWK-Technologien im Sinne des § 4 Z 3 ElWOG
	Anlage III
	(zu § 71)
	Berechnung des KWK-Stroms
	Anlage IV
	(zu § 71)
	Verfahren zur Bestimmung der Effizienz des KWK-Prozesses

